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Vorwort

Vorwort

In diesem Jahr begehen die Deutschen den 70. 
Geburtstag des Grundgesetzes. In zahlreichen 
Veranstaltungen wird an die beeindruckende 
Klarheit erinnert, mit der nach dem Krieg Män-
ner und Frauen – den Schrecken der Nazi-Dik-
tatur noch direkt vor Augen – formuliert haben, 
was Ausgangspunkt und Maßstab der Demokra-
tie in Deutschland sein soll: die unantastbare 
Würde des Menschen und davon abgeleitet die 
Grundrechte, die die Freiheit und Gleichheit  
vor dem Gesetz garantieren.

Zweifellos ist Deutschland im Jahr 2019 ein an-
deres als 1949. Die Gesellschaft ist pluraler ge-
worden, unterschiedliche Lebensstile und Welt-
anschauungen machen das Leben nicht nur 
bunter, sondern gelegentlich auch komplizierter. 
Für die Väter und Mütter des Grundgesetzes ge-
hörte diese Vielfalt nicht zu ihrer Alltagserfah-
rung. Gleichwohl zieht sich durch die deutsche 
Verfassung wie ein roter Faden der Anspruch, 
Grundsätze für ein friedliches Zusam menleben 
von Menschen zu formulieren, die eben nicht 
gleich sind, sondern sich unter anderem durch 
Abstammung, Glauben oder politische Überzeu-
gung unterscheiden. 

Daraus spricht nicht nur die Lehre aus der natio-
nalsozialistischen Vernichtungspolitik, der 
durchweg die vermeintlich „Anderen“ zum Op-
fer fielen. Es spiegelt sich darin auch die – nicht 
selten leidvolle – Erfahrung aus Jahrhunderten 
deutscher und europäischer Geschichte. So ist es 
ein weiter Weg gewesen von den Konfessions-
kriegen des 16. und 17. Jahrhunderts zur schritt-
weisen Anerkennung religiöser Toleranz und 
schließlich zum Grundrecht der Glaubens-,  

Gewissens- und Bekenntnisfreiheit. Die zöger-
lich und unvollständig gewährte Emanzipation 
der Juden im 19. Jahrhundert hat gleichwohl 
nicht verhindern können, dass sich ein wach-
sender Antisemitismus Bahn brach.

Diese dunkle Geschichte macht zugleich deut-
lich, dass Deutschland schon immer vielfältiger 
war, als manche glauben. Mitten in Europa ge-
legen, hat das Land davon profitiert wie kaum 
ein zweites. Die Auseinandersetzung mit unter-
schiedlichen kulturellen Einflüssen hat Ent-
wicklung und Wohlstand befördert, Künstler-
tum und Forschergeist befruchtet. 

Ein solcher produktiver Umgang mit und ein 
gelingendes gesellschaftliches Miteinander in 
Vielfalt ist auf gemeinsame Spielregeln ange-
wiesen. Bislang spricht nichts dagegen, dass das 
Grundgesetz auch weiterhin die Basis dafür lie-
fern kann. Allerdings wird immer wieder die 
Frage aufgeworfen, ob sich alle gesellschaft-
lichen Akteure auch darauf verständigen können 
und damit der demokratischen Kultur hierzu-
lande die Anerkennung entgegenbringen, auf 
die sie angewiesen ist. In den Fokus migrati-
onskritischer Debatten der letzten Jahre geraten 
immer wieder die Muslime, denen unterstellt 
wird, ihre Religion sei mit dem säkularen 
Rechtsstaat nicht kompatibel. Zugleich steht 
aber auch die Frage im Raum, ob solche politi-
schen Stimmen, die mit pauschalen Urteilen 
hantieren und Zuwanderer, vor allem Muslime, 
zu Bürgern zweiter Klasse erklären, noch auf 
dem Boden des Grundgesetzes stehen.
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Die Bertelsmann Stiftung hat sich zum Ziel ge-
setzt, Mutmaßungen darüber, wie es um unsere 
politische Kultur bestellt ist, empirische Fakten 
gegenüberzustellen. Als Messinstrument be-
währt sich dafür seit 2007 der Religionsmonitor. 
Er widmet sich der Frage, welche soziale und 
politische Relevanz Religionen in modernen 
pluralistischen Gesellschaften zukommt. In der  
vorliegenden Studie fragen wir vor dem Hinter-
grund der aktuellen Debatten danach, ob und 
wie sich die zunehmende religiöse Pluralisie-
rung auf die Demokratie auswirkt. Dazu unter-
suchen wir die Haltungen zur Demokratie in den 
verschiedenen religiösen Gruppen und unter 
Nicht-Religiösen. Zugleich interessiert uns, wie 
es um das Meinungsklima in der Gesellschaft 
gegenüber religiösen Minderheiten bestellt ist – 
und damit um die Anerkennung von Pluralität. 

Die Ergebnisse zeigen, dass zwar weiterhin Vor-
behalte und Distanzen zwischen den Weltan-
schauungen bestehen. Auf der anderen Seite ge-
nießt die Demokratie quer durch die religiöse 
Landschaft große Akzeptanz. Diese Erkenntnis 
stimmt zuversichtlich und lässt erkennen, dass 
wir bei der aktiven Gestaltung unserer vielfälti-
gen Gesellschaft auf unsere demokratische Kul-
tur bauen können, ja, sie vielleicht noch viel 
mehr ins Spiel bringen sollten als bislang. Dafür 
braucht es breite Teilhabemöglichkeiten und 
Begegnung zwischen denen, die sich zunächst 
fremd sind. Als Stiftung werden wir uns auch 
weiterhin dafür stark machen.

Stephan Vopel 

Director  

Programm Lebendige Werte
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Das Zusammenspiel von Religion, 

Pluralismus und Demokratie

Einordnung der Studie und Schlussfolgerungen

Wie modern und aufgeklärt eine Gesellschaft 
ist, zeigt sich an der sinkenden Bedeutung von 
Religion – das war lange Zeit eine Grundüber-
zeugung in westlichen Gesellschaften. Säkulari-
sierung im Sinne eines Zurückdrängens des Re-
ligiösen sei ein unumkehrbarer Prozess. Diese 
Sichtweise ist mittlerweile erschüttert: Religion 
erweist sich am Beginn des 21. Jahrhunderts als 
eine überraschend starke, aber auch wider-
sprüchliche gesellschaftliche Kraft.

Das spiegelt sich auch im Themenspektrum  
der Medien und des öffentlichen Diskurses  
(El-Menouar 2019a). Diese Debatten lassen  
erkennen, dass ein wesentliches Kennzeichen 
moderner Gesellschaften eben nicht das Fehlen 
von Religion ist, sondern eine zunehmende  
weltanschauliche Pluralität. Innerhalb dieser 
Vielfalt haben Religionen und Religiosität ihren 
festen Platz und erweisen sich damit als nicht 
weniger modern als nicht religiöse Weltan-
schauungen. Gleichzeitig erlebt das Religiöse 
selbst einen Wandel und ist individualistischer 
und vielfäl tiger geworden. Das schafft auch  
Unsicherheit.

Religion und Politik

Eine Frage rückt dabei zunehmend in den Blick: 
Wie können sich Staat und Religion in west-
lichen liberalen Demokratien vertragen? Ge-
fährdet die insbesondere durch Globalisierung 
und Zuwanderung gewachsene religiöse Vielfalt 
die westlichen Demokratien? Oder ist Religion 
nicht eher ein Fundament der freiheitlichen  
Demokratie, weil sie, wie es das viel zititerte 

Böcken förde-Diktum nahelegt, ethisch-mora-
lische Grundüberzeugungen vermittelt, die  
der säkularisierte Staat selbst nicht garantieren 
kann? 

Dass Religion eine positive, gemeinschaftsbil-
dende Kraft hat, legt jedenfalls das Grundgesetz 
nahe, das eine Kooperation zwischen Staat  
und Religionsgemeinschaften in bestimmten 
Bereichen vorsieht. Zugleich zeigen zahlreiche 
Debatten der letzten Jahre zum Kopftuch an 
Schulen, zum kirchlichen Arbeitsrecht oder zur 
religiösen Beschneidung, dass das Verhältnis 
von säkularem Staat und Religion nicht eindeu-
tig bestimmt ist und ständig neu verhandelt 
werden muss.

Auch in globaler Perspektive spielen diese Frage 
und umso mehr die nach dem Einfluss von Reli-
gion auf die Politik eine zunehmende Rolle. So 
haben die post-kommunistischen Länder Mittel- 
und Osteuropas ein überdurchschnitt liches reli-
giöses Wachstum und eine Rückkehr der Kirchen 
auf die politische Bühne erlebt – eine Entwick-
lung, die deutlich macht, dass Modernisierung 
nicht zwangsläufig zu Säkularisierung führen 
muss.

In den USA, die schon immer eine hohe religiöse 
Vitalität aufwiesen, haben unter Präsident 
Trump evangelikale Kräfte an Einfluss gewon-
nen. Sie verstehen sich ganz überwiegend als 
„weiße Christen“ und lehnen liberale Errungen-
schaften wie die Anerkennung von Homosexua-
lität und das Recht auf Abtreibung strikt ab. 
Auch in südamerikanischen Ländern erweist 
sich der evangelikale Protestantismus als ins 
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rechte politische Lager tendierende Kraft, wie 
der Wahlsieg des evangelikalen Präsidenten  
Jair Bolsonaro im Jahr 2018 zeigt. Im einst 
„größten katholischen Land der Welt“ bekennt 
sich heute fast jeder dritte Brasilianer zum 
evangelischen Glauben (Corporación Latino-
barómetro 2017). In der offiziell laizistischen 
Türkei sind die Anzeichen einer zunehmenden 
politischen Instrumentalisierung der Religion 
mittlerweile unübersehbar. Diese Beispiele  
machen deutlich, dass das Verhältnis von Staat 
und Religion für die Demokratien eine stete  
Herausforderung darstellt. In vielen islamischen 
Ländern erweist sich Religion in ihrer extre-
mistischen Lesart gar als eine dezidiert demo-
kratiefeindliche Kraft.

Religiöse Vielfalt und Demokratie

Zur religiösen Pluralisierung der Gesellschaften 
in Deutschland und Westeuropa haben verschie-
dene Faktoren beigetragen. Zum einen sind  
mit der Einwanderung von Muslimen seit den 
1950er-Jahren die verschiedenen Glaubensrich-

tungen des Islams in Europa heimisch gewor-
den. Zum anderen hat das Christentum seine 
„staatstragende Kraft“ in den westeuropäischen 
Ländern verloren (Riesebrodt 2014) und wird 
heute nicht mehr allein als kirchlich praktizierte 
Religion verstanden.

Bis in die 1970er-Jahre hatte die christliche  
Kirche noch einen festen und prominenten Platz 
in der Gesellschaft. In Deutschland waren weit 
mehr als 90 Prozent der Bevölkerung Mitglied 
in einer der beiden großen Amtskirchen. Der 
seit nunmehr fast 50 Jahren anhaltende Rück-
gang der kirchlich institutionalisierten Religion 
wurde von vielen Forschern als ein Bedeutungs-
verlust von Religion interpretiert (Bruce 2002, 
2006). 

Die Ergebnisse des Religionsmonitors 2017  
aber zeigen: Zwar hält die Säkularisierung  
weiter an, jedoch hat sie deutlich an Tempo  
verloren. So ist in Westdeutschland der Anteil 
derjenigen, die von sich sagen, religiös erzogen 
worden zu sein, in den letzten 15 Jahren kaum 
noch gesunken. Er liegt in der Altersgruppe der 
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16- bis 30-Jährigen bei etwa 40 Prozent. In Ost-
deutschland, wo kaum mehr als 10 Prozent der 
40- bis 59-Jährigen eine religiöse Erziehung 
erfahren haben, steigt der Anteil der religiös  
Erzogenen in den jüngeren Altersgruppen sogar 
wieder. Mehr als jeder vierte Ostdeutsche unter 
30 Jahren zählt sich heute dazu.

Religion spielt für Menschen also durchaus eine 
Rolle. Nur sind das Verständnis und die Form, 
wie Religion gelebt wird, inzwischen sehr viel-
fältig und individuell. Religion scheint nicht an 
Bedeutung verloren zu haben, sondern eher ei-
nen Bedeutungswandel zu vollziehen. Das zeigt 
nicht zuletzt der rasant wachsende Markt neuer 
spiritueller und esoterischer Angebote. Kirchlich 
gefasste Religion ist heute nur noch eine von 
vielen Formen, Religiosität zu leben. Und Kon-
fessionslosigkeit bedeutet nicht mehr unbedingt 
Areligiosität (Pickel 2013).

Die weltanschauliche Pluralisierung und Indi-
vidualisierung erscheinen vielen aber auch als 
Zumutung, die Gefühle der Orientierungslosig-
keit erzeugt. Gegen den allgemeinen Trend ge-
winnen dadurch religiöser Dogmatismus und 
ein exklusivistisches Wahrheitsverständnis an 
Attraktivität. Sowohl Rechtspopulisten als auch 
religiöse Dogmatiker bedienen sich häufig der 
Religion als Instrument des Protests gegen 
wachsende Vielfalt und gesellschaftlichen Wan-
del. Antipluralismus entpuppt sich oft als de-
monstrative Ablehnung einer anderen Religion, 
die nicht allein auf religiöse Minderheiten zielt, 
sondern grundsätzlich die Legitimität von Demo-
kratie in Zweifel zieht.

Zur Studie

Es ist daher von zentraler Bedeutung, das  
Zusammenspiel von Religion, religiös-weltan-
schaulichem Pluralismus und politischer Kultur 
in den gegenwärtigen Demokratien genauer  
zu analysieren. Das ist bislang weitgehend ver-
nachlässigt worden (Mullins 2019). In der fol-
genden Studie geht Gert Pickel deshalb drei 
Hauptfragen nach:

•  Inwiefern beeinflussen Religion und Religio-
sität die Einstellungen zur Demokratie?

•  Welche Einstellungen vertreten die Bürge-
rinnen und Bürger zu religiöser und welt-
anschaulicher Pluralität?

•  Welche Wechselwirkungen bestehen zwi-
schen den Demokratieeinstellungen und  
Einstellungen zur Vielfalt und wo lassen  
sich Gefährdungen der demokratischen  
politischen Kultur ausmachen?

Die Studie konzentriert sich auf die Situation  
in Deutschland, bezieht zum Vergleich aber 
auch Befunde aus Frankreich, Großbritannien, 
Österreich, der Schweiz und der Türkei mit ein. 
Die Grundlage der Untersuchung bilden Daten 
des Religionsmonitors 2017. Im Folgenden wer-
den einige Kernergebnisse herausgestellt und in 
Bezug auf ihre Bedeutung für das gesellschaft-
liche Zusammenleben diskutiert.

Demokratie wird von allen Religio-
nen anerkannt

Ein erstes Hauptergebnis der Studie lautet,  
dass die Zugehörigkeit zu einer Religion die 
Haltung zur Demokratie kaum beeinflusst.  
Eine deutliche Mehrheit sowohl der Christen 
als auch der Muslime und der Konfessionslosen 
hält die Demokratie für eine gute Regierungs-
form. Auch bejaht eine Mehrheit der Christen, 
Muslime und Konfessionslosen, dass die Demo-
kratie in Deutschland gut funktioniert. Die Un-
terschiede zwischen den Gruppen sind gering. 
Insgesamt sind Christen und Muslime mit der 
Demokratie, wie sie sie gegenwärtig in Deutsch-
land erleben, sogar etwas zufriedener als reli-
giös Ungebundene. Andererseits wünschen sich 
sowohl Christen als auch Muslime bei Politikern 
etwas häufiger eine „starke Hand“ als religiös 
Ungebundene.

Quer durch alle religiösen Gruppen ist also das 
Bekenntnis zur Demokratie ähnlich stark aus-
geprägt. Die demokratische Kultur in Deutsch-
land findet unabhängig von der Religionszu-
gehörigkeit eine breite Anerkennung, auf die  
sie auch angewiesen ist. Sie erweist sich als  
ein stabiles, weil von einer breiten Mehrheit  
getragenes Fundament, um das Zusammen- 
leben in kultureller und religiöser Vielfalt zu  
organisieren.
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Blickt man auf die anderen in der Studie unter-
suchten Länder, zeigen sich durchaus Unter-
schiede in der Bewertung der Demokratie. Wäh-
rend sich in der Schweiz fast 90 Prozent der 
Menschen zufrieden äußern, sind es in Frankreich 
nicht einmal zwei Drittel. In Deutschland sind 
etwa drei von vier Befragten mit der Demokratie 
zufrieden. Auffällig ist: Innerhalb der jeweiligen 
Länder unterscheiden sich Christen, Muslime 
und Konfessionslose kaum in ihrer Bewertung. 
Es sind also länderspezifische Faktoren, nicht 
die Religionszugehörigkeit, die die Bewertung 
der Demokratie prägen.

Demokratische Haltung und gelebte 
Religiosität sind vereinbar

Von der Religionszugehörigkeit ist die praktisch 
gelebte Religiosität zu unterscheiden. Auch Men-
schen, die stark gläubig sind, die regelmäßig den 
Gottesdienst oder das Freitagsgebet besuchen, 
ihren Glauben durch das Tragen eines Kopftuchs 
oder einer Kippa nach außen bekennen, sind 
der Studie zufolge in der Regel gute Demokra-
ten. Demokratieeinstellungen werden nicht 
durch den Grad der Religiosität beeinflusst.

Anders sieht es bei Menschen aus, die auf dem 
Absolutheitsanspruch der eigenen Religion – 
oder Weltanschauung – beharren und andere 
Glaubensüberzeugungen nicht tolerieren.  
Solche exklusivistischen Einstellungen sind  
in Deutschland unter sunnitischen Muslimen 
am stärksten verbreitet (32 Prozent). Unter  
den schiitischen Muslimen sind es 20 Prozent, 
unter den Katholiken 13 Prozent und unter den 
Protestanten 11 Prozent. Aber immerhin auch  
17 Prozent der religiös Ungebundenen in 
Deutschland vertreten in diesem Sinne dog-
matische Haltungen. Bei ihnen ist es ebenso  
das Beharren auf dem Wahrheitsanspruch aus-
schließlich der eigenen Weltanschauung, das 
zur Ausgrenzung und Abwertung anderer (reli-
giöser) Wahrheitsan sprüche führt. Menschen 
mit Demokratiedistanz zeichnen sich durch  
diese dogmatischen Einstellungen aus, wie  
die Ergebnisse unserer Studie zeigen.  

Zusammenfassend lässt sich sagen: Nicht Reli-
gion als solche oder gelebte Religiosität sind 

problematisch für Demokratien, sondern ledig-
lich deren dogmatischen Ausdrucksformen.

Negativwahrnehmung des Islams  
hat sich verfestigt

Der zweite Teil der Studie von Gert Pickel erwei-
tert den Blick auf Einstellungen zur religiösen 
Vielfalt in der Gesellschaft. Dabei wird ein nach 
Religionen unterschiedenes Meinungsbild er-
kennbar: So sieht eine deutliche Mehrheit der 
Befragten den Buddhismus, den Hinduismus, 
das Judentum und das Christentum als berei-
chernd an. Nur etwa jeder Zehnte stuft diese 
Religionen als bedrohlich ein. Hingegen schätzt 
nur etwa jeder dritte Befragte den Islam als be-
reichernd für die Gesellschaft ein. Jeder Zweite 
empfindet ihn sogar als Bedrohung.

Diese Bedrohungswahrnehmung gegenüber dem 
Islam hat zwar in den vergangenen Jahren trotz 
der großen Fluchtbewegungen leicht abgenom-
men, hält sich aber in der deutschen Gesamt-
bevölkerung seit 2012 auf einem relativ hohen 
Niveau. Das bestätigt eine aktuelle repräsenta-
tive Nachbefragung im Rahmen des Religions-
monitors. Demnach empfindet auch Anfang 
2019 rund die Hälfte der deutschen Bevölkerung 
(52 Prozent) den Islam als bedrohlich. Das Be-
drohungsempfinden fällt in Ostdeutschland mit 
57 Prozent höher aus als in den westdeutschen 
Bundes ländern (50 Prozent). Nur 29 Prozent  
der Ostdeutschen und 38 Prozent der West-
deutschen erleben den Islam gegenwärtig als 
Bereicherung.

Viele Menschen nehmen den Islam heute gar 
nicht mehr als Religion wahr, sondern als ten-
denziell demokratiefeindliche und extremis-
tische Ideologie. Die Gründe hierfür dürften  
in Medienberichten liegen, die den Islam fast 
ausschließlich in negativen Zusammenhängen 
thematisieren (El-Menouar 2019a).

Im Verhältnis zur Bedrohungswahrnehmung 
durch den Islam sind andere Bedrohungswahr-
nehmungen zwischen den verschiedenen Welt-
anschauungen geringer ausgeprägt, aber auch 
signifikant: So fühlen sich 37 Prozent der sun-
nitischen Muslime durch den Atheismus be-
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droht, unter den Christen sind es etwa 25 Pro-
zent. Sunnitische Muslime sehen zudem stärker 
im Judentum eine Bedrohung (25 Prozent) als 
schiitische Muslime (13 Prozent), Konfessions-
lose (13 Prozent) oder Katholiken (9 Prozent). 
Über ein Drittel der alevitischen Muslime sieht 
zudem den Islam in Deutschland als Bedrohung 
an. 20 Prozent der Konfessionslosen sehen im 
Christentum eine Bedrohung, unter den Musli-
men sind es nur 8 Prozent. 

Antipluralismus schadet der  
Demokratie

Ebenso wie religiöser Dogmatismus beeinflusst 
auch die verfestigte starke Negativwahrneh-
mung des Islams die demokratische Kultur. 
Menschen, die der Demokratie skeptischer ge-
genüberstehen, fühlen sich eher vom Islam  
bedroht und pflegen eher eine distanzierte  
Haltung zu Muslimen.

Derzeit konzentriert sich das Bedrohungsgefühl 
in den untersuchten westeuropäischen Ländern 
auf den Islam, während das Gefühl einer Bedro-

hung durch das Judentum deutlich an Bedeutung 
verloren hat (was allerdings nicht als Hinweis 
auf eine Abschwächung des Antisemitismus in-
terpretiert werden kann). Bedrohungsgefühle 
fördern eine antipluralistische Haltung. Und 
Antipluralismus ist in der Regel mit antidemo-
kratischen Einstellungen verbunden, so lässt 
sich ein drittes Hauptergebnis der Studie von 
Gert Pickel auf den Punkt bringen.

Wenn eine signifikante Gruppe innerhalb der 
Bevölkerung eine andere, kleinere Gruppe als 
Bedrohung ansieht, schadet das demnach auf 
Dauer der Demokratie. Die Religionsmonitor- 
Nachbefragung von 2019 zeigt aber auch, dass 
die Wahrnehmung des Islams bei den Befragten, 
die Freizeitkontakte zu Muslimen haben, deut-
lich positiver ausfällt: Die Bedrohungswahrneh-
mung halbiert sich nahezu. Vielfältige Kontakte 
fördern also eine positive Haltung zum Pluralis-
mus. Gelebte Pluralität wiederum schützt vor 
Dogmatismus und stärkt die Demokratie.

Das trifft vor allem auf die Befragten in den 
jüngeren Altersgruppen zu, die sich alters- 
typisch in heterogeneren Gruppen bewegen  
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und mit kulturell-religiöser Vielfalt als gesell-
schaftlicher Normalität aufgewachsen sind. Bei 
den unter 45-Jährigen fühlt sich nur jeder Dritte 
durch den Islam bedroht. Bei den 45-Jährigen 
und Älteren steigt der Wert auf bis zu über 60 
Prozent. Auch erleben die Jüngeren den Islam 
öfter als bereichernd: 56 Prozent der Befragten 
unter 45 Jahren äußern sich in der Umfrage 
entsprechend. Bei den älteren Befragten sind  
es weniger als 30 Prozent.

Zustimmung zu einer restriktiven 
Politik gegen Muslime sinkt

Ebenso wie religiöser Dogmatismus nicht 
gleichbedeutend ist mit der Ablehnung de-
mokratischer Werte, ist die weitverbreitete  
Islamskepsis nicht mit einer pauschalen Islam-
feindschaft oder einer generellen Ablehnung 
von Muslimen gleichzusetzen. Das islamskep-
tische Klima in Deutschland kann zwar die  
Akzeptanz von Muslimen behindern und Islam-
feindlichkeit begünstigen. Islamskepsis selbst 
ist vorerst jedoch nur als Ausdruck von Vor-
behalten, Ängsten und Verunsicherung zu ver-
stehen. Die Grenze zur Islamfeindlichkeit wird 
dann überschritten, wenn diese Vorbehalte  
in handfeste Vorurteile und diskriminierende 
Handlungen gegenüber Muslimen umschlagen.

So haben wir in der Religionsmonitor-Nach-
befragung auch danach gefragt, ob Muslimen 
die Zuwanderung nach Deutschland untersagt 
werden solle. Diese Forderung findet derzeit bei 
13 Prozent der Befragten Zustimmung. Mehr als  
80 Prozent stellen sich einer solchen Forderung 
entgegen. Der Anteil der Befürworter ist im  
Vergleich zu den Ergebnissen der Religions-
monitor-Studien 2014 und 2017 kontinuierlich 
und deutlich zurückgegangen. Gegenüber 2014 
hat sich ihr Anteil fast halbiert.

In Ostdeutschland fällt die Zustimmung zu einer 
restriktiven Politik gegenüber Muslimen mit  
20 Prozent gegenwärtig allerdings fast doppelt 
so hoch aus wie in den westdeutschen Bundes-
ländern (11 Prozent). Das lässt sich vor allem auf 
seltenere Gelegenheiten zu Kontakten mit Mus-
limen zurückführen. Wie Gert Pickel in der volie-
genden Studie zeigt, sind die soziale Distanz zu 

einer Gruppe und das Bedrohungsgefühl gegen-
über dieser Gruppe stark miteinander gekoppelt.

Soziale Distanzen zwischen den reli-
giösen Gruppen sind unterschiedlich 
ausgeprägt

Die Ergebnisse der Studie lassen unterschied-
liche Nähe- und Distanzbeziehungen zwischen 
Christen, Muslimen und religiös Ungebundenen 
erkennen. So zeigen sich religiös Ungebundene 
im Vergleich zu Christen und Muslimen wesent-
lich offener in der Bereitschaft, Mitglieder an-
derer religiöser Gruppen durch Heirat in die  
eigene Verwandtschaft aufzunehmen. Christen 
und Muslime äußern sich insgesamt in etwa 
doppelt so häufig ablehnend wie religiös Unge-
bundene, Muslime etwas häufiger als Christen.

Jeder zweite muslimische Befragte lehnt  
eine Einheirat eines Konfessionslosen ab, gut  
40 Prozent die Einheirat eines Juden. Hingegen 
stehen drei Viertel der Muslime der Einheirat 
eines Christen offen gegenüber. Umgekehrt er-
scheint jedem zweiten Christen die Einheirat 
von Muslimen in die Familie unangenehm; aber 
nur etwa ein Viertel lehnt die Einheirat eines 
Konfessionslosen oder Juden ab.

Die Ergebnisse zeigen aber auch, dass die affek-
tive Ablehnung der Einheirat von Mitgliedern 
anderer religiöser Gruppen selbst in den Kons-
tellationen mit der größten Distanz nicht höher 
liegt als 50 Prozent. Das heißt, dass jeder zweite 
Christ selbst einer Einheirat eines Muslims und 
jeder zweite Muslim selbst einer Einheirat eines 
Atheisten offen gegenübersteht. Es besteht  
gegenwärtig also durchaus eine nicht geringe 
Akzeptanz interreligiöser Ehen. Die sozialen  
Distanzen zwischen den religiösen Gruppen  
erscheinen somit nicht unüberbrückbar.

Schlussfolgerungen

Als Fazit der Studie kann festgehalten werden: 
Religiöse Vielfalt allein ist nichts, was eine sta-
bile Demokratie gefährden könnte. Vielmehr  
gefährden religiöser Dogmatismus, geschlossene 
Weltbilder und exklusivistische Überzeugungen 
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die Demokratie. Diese Gefahrenquellen sind in 
Deutschland relativ schwach ausgeprägt. Dem-
nach besteht kein übergroßer Anlass zur Sorge. 
Allerdings gibt es sowohl innerhalb der ver-
schiedenen Glaubensgemeinschaften als auch  
in der Gesamtbevölkerung größere Gruppen, die 
ansprechbar sind für Polarisierungen, soziale 
Abgrenzung und Bedrohungsszenarien. Anteilig 
am größten ist diese Gruppe, die tendenziell  
antipluralistische Einstellungen zeigt, in der 
Gesamtbevölkerung mit ihrer ausgeprägten Be-
drohungswahrnehmung gegenüber dem Islam. 
Auch wenn aktuell nur 13 Prozent der Befragten 
in Deutschland Muslimen grundsätzlich ableh-
nend gegenüberstehen und ihre Zuwanderung 
untersagen wollen, schaden virulent antiplura-
listische Einstellungen auf Dauer der demokra-
tischen politischen Kultur.

Für das demokratische Miteinander lassen sich 
aus den Studienergebnissen folgende Hand-
lungsempfehlungen ableiten:

•  Veränderungen in den Einstellungen zu  
Demokratie und Vielfalt setzen langfristige 
Maßnahmen voraus. Punktuelle Appelle  
und Kampagnen versprechen wenig Erfolg. 
Deshalb brauchen wir eine Intensivierung  
der Religionspolitik auf allen Ebenen, die  
die demokratiefördernde Kraft des religiösen  
und weltanschaulichen Pluralismus ins  
Zen trum rückt. Gelebter Pluralismus beugt 
dem Dogmatismus und der Vormachtstel- 
lung einzelner Religionen und Weltanschau-
ungen vor und fördert den Dialog und die 
Toleranz.

•  Vorbehalte, Ängste und Verunsicherung  
gegenüber dem Islam sind nicht das Gleiche 
wie Islamfeindlichkeit. Wir brauchen einen 
differenzierten Blick. Denn wer überall  
Islamfeindlichkeit sieht, spielt letztlich  
den Anti demokraten in die Hände, für die  
Islamfeindlichkeit ein konstitutives Element 
ihres geschlossenen Weltbildes ist. Die 
grundsätzliche Ablehnung von Muslimen  
findet immer weniger Zustimmung. Daran 
gilt es anzuknüpfen.

•  Das gemeinsame Alltagsleben über die ver-
schiedenen Religionen und Weltanschau-

ungen hinweg gelingt zumeist gut. Die För-
derung von Wissen über andere Religionen 
und vermehrte soziale Kontakte zwischen 
den Anhängern unterschiedlicher Weltan-
schauungen sind das beste Mittel, Ängste, 
Vorurteile und Grenzen abzubauen. 

•  Sichtbar gelebte Religiosität ist in Deutsch-
land besonders umstritten (El-Menouar 
2019b). Das betrifft weniger die Anhänger  
des Christentums als Muslime und Juden. 
Nicht nur die Auseinandersetzungen über das 
muslimische Kopftuch machen das deutlich,  
sondern auch Übergriffe auf Menschen, die 
Kopftuch oder Kippa tragen. Vor allem hier 
wird ein Nachholbedarf in Bezug auf die reli-
giöse Toleranz erkennbar, die das Grund-
gesetz im Sinne negativer und positiver Reli-
gionsfreiheit fordert. 

Dr. Yasemin El-Menouar

Senior Expert und Projektleiterin Religionsmonitor
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Zusammenfassung

Zusammenfassung

Welche Bedeutung hat die religiöse Pluralisie-
rung für die politische Kultur in Deutschland und 
andere ausgewählte Länder in Europa? Dieser 
Frage ist der Religionssoziologe Gert Pickel von 
der Universität Leipzig anhand der Daten des  
Religionsmonitors 2017 der Bertelsmann Stiftung 
nachgegangen. Die empirische Untersuchung fußt 
auf repräsentativen Befragungen in Deutschland, 
der Schweiz, Österreich, Frankreich, dem Verei-
nigten Königreich sowie der Türkei. Die Kern-
ergebnisse der Analysen lassen sich wie folgt  
zusammenfassen:

Demokratische Grundprinzipien genießen unter 
Angehörigen der verschiedenen Religionen eine 
hohe Legitimität. Unabhängig von Glaubens-
zugehörigkeit findet sich eine breite Akzeptanz  
der Demokratie in Deutschland, Österreich, der 
Schweiz, Frankreich, Großbritannien und der 
Türkei. Die Ansicht, dass die Demokratie eine 
gute Regierungsform ist, vertreten mindestens 
vier von fünf Befragten in den einzelnen Län-
dern; in Deutschland beträgt dieser Anteil 89 
Prozent. Dabei ist ein breiter Konsens zwischen 
Christen, Muslimen und Konfessionslosen er-
kennbar. Auch der Schutz von Minderheiten-
interessen als ein Grundprinzip der liberalen De-
mokratie wird von rund 80 Prozent der Befragten 
in Deutschland hochgehalten. Muslime, die in 
den meisten untersuchten Ländern selbst eine 
religiöse Minderheit sind, messen dem Schutz 
von Minderheiteninteressen größere Bedeutung 
zu als Christen oder religiös Ungebundene. 

Wer einer Religion angehört, äußert häufiger 
den Wunsch nach einer starken Hand in der  
Politik. In empirischen Erhebungen wird die 

Frage nach der Attraktivität starker politischer 
Führungspersönlichkeiten genutzt, um mehr 
über demokratieskeptische Einstellungsmuster 
zu erfahren, da hier zentrale Prinzipien demo-
kratischer Mitbestimmung und Beteiligung be-
rührt sind. In Deutschland wünscht sich mehr  
als jeder Zweite eine Person, die Deutschland  
mit starker Hand regiert. Dieser Anteil ist unter 
Christen und Muslimen mit Anteilen von bis zu 
zwei Dritteln höher als unter Befragten ohne Re-
ligionszugehörigkeit (49 Prozent). Zudem halten 
rund ein Viertel der Katholiken und Protestanten 
sowie 37 Prozent der sunnitischen Muslime in 
Deutschland einen größeren politischen Einfluss 
religiöser Führer für wünschenswert. Unter den 
ihre Religion weniger praktizierenden aleviti-
schen und schiitischen Muslimen sowie unter 
Konfessionslosen sind es weniger als 20 Prozent, 
die diesen Wunsch äußern. 

Nicht die Religionszugehörigkeit, sondern die 
Wahrnehmung der praktizierten Demokratie in 
den verschiedenen Ländern ist ausschlaggebend 
für deren Bewertung. Während die Menschen in 
der Schweiz mit einem Anteil von 89 Prozent 
weitgehend zufrieden sind mit der Umsetzung 
der Demokratie in ihrem Land, trifft das in 
Frankreich (57 Prozent) nicht einmal auf zwei 
Drittel der Bevölkerung zu. In Deutschland sind 
72 Prozent der Befragten der Ansicht, dass die 
Demokratie in Deutschland gut funktioniert. 
Während die Briten mit der Demokratie relativ 
zufrieden sind (75 Prozent), bringen große Teile 
von ihnen ein ausgeprägtes Misstrauen gegen-
über Politikern zum Ausdruck; vier von fünf Bri-
ten haben kein Vertrauen in Politiker – das gilt 
für die Angehörigen der verschiedenen Religio-



WELTANSCHAULICHE VIELFALT UND DEMOKRATIE

18

nen gleichermaßen. Das größte Vertrauen brin-
gen Christen, Muslime und Konfessionslose in 
der Schweiz und in Deutschland Politikern ent-
gegen. Die Ergebnisse machen deutlich, dass die 
Bewertung der Demokratie und Politik stark von 
länderspezifischen Faktoren abhängt; die jewei-
lige Situation wird von Angehörigen der ver-
schiedenen Religionen und Konfessionslosen in 
einem Land gleichermaßen negativ oder positiv 
beurteilt. Größere Diskrepanzen gibt es vor allem 
in Österreich: Die dort lebenden Muslime sind 
unzufriedener mit der Politik und mit Politikern 
als der Durchschnitt. 

Nicht Religion als solche, aber dogmatische Hal-
tungen sind problematisch für Demokratien. Die 
Ergebnisse zeigen: Angehörige egal welcher Reli-
gion können gute Demokraten sein. Für die 
meisten religiösen Menschen ist ein Leben nach 
ihren religiösen Geboten gut vereinbar mit de-
mokratischen Grundprinzipien. Wer aber dog-
matische beziehungsweise rigide Glaubensvor-
stellungen vertritt und der Meinung ist, dass es 
Wahrheit nur in einer Religion geben kann, zieht 
die Legitimität von Demokratien eher in Zweifel. 
Im Vergleich sind solche exklusivistischen Hal-
tungen in Deutschland unter sunnitischen Mus-
limen am stärksten verbreitet, wenngleich auch 
hier nur eine Minderheit so denkt (32 Prozent). 
Unter den schiitischen Muslimen sind es 20 Pro-
zent, unter den Katholiken 13 Prozent und unter 
den Protestanten 11 Prozent. Der Zusammen-
hang zwischen einem exklusivistischen Wahr-
heitsverständnis und Demokratielegitimität lässt 
sich aber nicht allein für Religionsangehörige 
feststellen, sondern auch für Konfessionslose: 
Bei ihnen ist es nicht ein religiöses Glaubensbe-
kenntnis, das mit problematischen Sichtweisen 
verknüpft ist, sondern die Ablehnung der Vor-
stellung, dass Religionen einen wahren Kern be-
sitzen. Immerhin 51 Prozent der Konfessionslo-
sen vertreten diese Ansicht. Mangelnde Offenheit 
für (andere) Religionen, fehlende Toleranz und 
dogmatische Haltungen sind somit problema-
tisch für Demokratien – unabhängig davon, ob 
sie von Christen, Muslimen oder Konfessions-
losen vertreten werden.

Wertvorstellungen sind stark durch das Umfeld 
und nicht allein durch Religion geprägt. Ange-
hörige verschiedener Religionen vertreten durch-

aus unterschiedliche Wertvorstellungen, was sich 
beispielsweise bei Geschlechterrollenbildern zeigt.  
So befürwortet jeder zweite Muslim in Deutsch-
land die traditionelle Rollenverteilung, in der 
Frauen primär in Haushalt und Familie tätig 
sind. Unter Katholiken und Protestanten denken 
35 Prozent so, unter Konfessionslosen lediglich 
18 Prozent. Die traditionelleren Einstellungen  
der Muslime sind aber nicht allein auf ihre Reli-
gion zurückzuführen, sondern auch auf soziale 
Einflüsse, mit denen sie aufgewachsen sind: 
Während sich in Deutschland geborene und auf-
gewachsene Muslime in ihren Geschlechterrol-
lenbildern dem Bundesdurchschnitt angenähert 
haben, vertreten in anderen Ländern sozialisierte 
Muslime häufiger traditionelle Frauenbilder. 
Ähnliche Unterschiede sind in Bezug auf die Hal-
tung zur gleichgeschlechtlichen Ehe festzustel-
len: Während acht von zehn Christen und neun 
von zehn Konfessionslosen die gleichgeschlecht-
liche Ehe befürworten, sind es unter den Musli-
men rund 60 Prozent. Auch hier zeigt sich, dass 
die Akzeptanz gleichgeschlechtlicher Ehen unter 
selbst zugewanderten Muslimen deutlich gerin-
ger ausgeprägt ist als unter in Deutschland ge-
borenen. Besonders gering ist die Akzeptanz in 
der Türkei, wo nur einer von fünf Befragten 
gleichgeschlechtlichen Ehen zustimmt. 

In Frankreich und Großbritannien sinkt die reli-
giöse Toleranz. In Deutschland zeigt sich nach 
wie vor ein Großteil der Bevölkerung offen ge-
genüber allen Religionen (87 Prozent). Dieser 
Wert ist seit 2013 stabil. Auch in den übrigen 
westeuropäischen Ländern finden mindestens 80 
Prozent der Befragten, dass man grundsätzlich 
allen Religionen gegenüber offen sein sollte. Dies 
geht nicht immer damit einher, dass man ande-
ren Religionen auch einen Wahrheitsgehalt zu-
spricht. Aber immerhin vertreten rund drei von 
vier Deutschen, Österreichern und Schweizern 
diese Meinung und erweisen sich somit als tole-
rant. Nur in Frankreich (63 Prozent) und dem 
Vereinigten Königreich (61 Prozent) hat die reli-
giöse Toleranz seit 2013 deutlich abgenommen 
(ehemals FR = 73 Prozent; UK = 80 Prozent). 

In Westeuropa verfestigt sich die Negativwahr-
nehmung des Islams. Der Buddhismus, der Hin-
duismus, das Judentum und das Christentum 
werden von einer deutlichen Mehrheit in 
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Deutschland als bereichernd eingeschätzt. Nur 
etwa jeder Zehnte stuft diese Religionen als be-
drohlich ein. Hingegen sehen nur 35 Prozent der 
Westdeutschen und 24 Prozent der Ostdeutschen 
den Islam als bereichernd für die Gesellschaft an. 
Deutschlandweit empfindet jeder Zweite den Is-
lam als Bedrohung. Im Zeitvergleich wird deut-
lich, dass sich die Bedrohungswahrnehmung ge-
genüber dem Islam in der Gesamtbevölkerung 
seit 2013 auf einem zwar relativ hohen, aber sta-
bilen Niveau hält. Dies trifft auch für die übrigen 
untersuchten westeuropäischen Länder zu: Der 
Anteil derer, die den Islam als Bedrohung wahr-
nehmen, reicht von rund 40 Prozent (Großbritan - 
nien, Frankreich) bis etwa 50 Prozent (Schweiz). 
Nur in der Türkei weist der Trend in eine andere 
Richtung: Hier hat die Bedrohungswahrnehmung 
von Judentum (54 Prozent), Christentum (52 
Prozent) und Atheismus (56 Prozent) seit 2013 
deutlich zugenommen. 

Die Zuschreibung von Bedrohung ist abhängig 
von der Religion und gilt weniger religiöser Plu-
ralität als solcher. Die wechselseitigen Vorbehal-
te zwischen den Religionen sind unterschiedlich 
ausgeprägt. So wird der Islam nicht allein von 
etwa jedem zweiten Katholiken (49 Prozent)  
und Konfessionslosen (50 Prozent) sowie von 
mehr als der Hälfte der Protestanten (56 Pro-
zent) als Bedrohung gesehen, sondern auch von 
über einem Drittel der alevitischen Muslime in 
Deutschland. Jeder fünfte Konfessionslose sieht 
zudem im Christentum eine Bedrohung. Dieser 
Anteil beträgt unter Muslimen unter 10 Pro-
zent. Ein Fünftel bis ein Viertel der Katholiken 
und Protestanten fühlt sich zudem durch den 
Atheismus bedroht, unter den sunnitischen 
Muslimen sind es sogar 37 Prozent. Sunnitische 
Muslime sehen zudem stärker im Judentum eine 
Bedrohung (25 Prozent) als schiitische Muslime 
(13 Prozent), Konfessionslose (13 Prozent) oder  
Katholiken (9 Prozent).

Antipluralisten sind häufig Antidemokraten. Die 
negative Wahrnehmung des Islams ist teilweise 
verknüpft mit antimuslimischen politischen For-
derungen und fügt sich zu einem antipluralisti-
schen Weltbild. Die meisten Befragten in den un-
tersuchten Ländern, die den Islam als Bedrohung 
wahrnehmen, sind als besorgte Bürger einzustu-
fen. Davon zu unterscheiden sind relevante Min-

derheiten, die aus ihrer islamfeindlichen Einstel-
lung die politische Forderung ableiten, die Zu - 
wanderung von Muslimen zu unterbinden. Der 
Anteil derer, die so denken, beträgt in Österreich 
26 Prozent, in Ostdeutschland 23 Prozent und im 
Vereinigten Königreich 21 Prozent. In Frankreich, 
der Schweiz und Westdeutschland sind es zwi-
schen 13 und 15 Prozent. Zusammenhangsanaly-
sen zeigen zudem, dass sich Ressentiments häu-
fig nicht auf Muslime beschränken, sondern 
auch auf jüdische Bürger beziehen und sich so zu 
einem antipluralistischen Weltbild fügen, das 
mit einer Ablehnung verschiedener – als anders 
wahrgenommener – Gruppen einhergeht. Perso-
nen mit antipluralistischen Haltungen ziehen 
auch eher die Legitimität von Demokratie in 
Zweifel.

Interreligiöse Kontakte fördern den Abbau von 
Vorbehalten. Die Bedrohungswahrnehmung des 
Islams fördert abgrenzende und ablehnende Hal-
tungen sowie die soziale Distanz zu Muslimen. 
Diese Furcht stellt damit eine Gefahr für die In-
tegration von Muslimen und die politische Kultur 
in Deutschland dar. Sie untergräbt das Miteinan-
der von Menschen unterschiedlicher Weltan-
schauung und damit den gesamtgesellschaftli-
chen Zusammenhalt. Alltagskontakte zwischen 
Muslimen und anderen Gesellschaftsmitgliedern 
werden damit erschwert und ein Mobilisierungs-
potenzial für Antipluralisten und rechtspopulis-
tische Gruppierungen geschaffen. So zeigen die 
Analysen, dass vor allem persönliche interreligi-
öse Kontakte und ein Integrationsverständnis, 
das nicht ausschließlich auf Anpassung (Assimi-
lation) zielt, die wahrgenommene Bedrohung 
durch den Islam abbauen können. So fühlen sich 
Personen mit regelmäßigen interreligiösen Kon-
takten weniger häufig bedroht als Personen ohne 
entsprechende Kontakte (40 versus 67 Prozent). 
Noch geringer ist das Bedrohungsempfinden bei 
Personen, die für ein Zusammenwachsen der 
verschiedenen Kulturen plädieren (28 Prozent). 
Befragte mit einseitigen Anpassungserwartungen 
schätzen den Islam dagegen deutlich häufiger als 
Bedrohung ein (69 Prozent). 
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Summary

What significance does religious pluralization 
have for the political culture in Germany and 
other selected countries in Europe? Gert Pickel,  
a sociologist of religion at the University of 
Leipzig, explored this question based on data 
from the Bertelsmann Stiftung’s 2017 Religion 
Monitor. This empirical study is based on repre-
sentative surveys in Germany, Switzerland, 
Austria, France, the United Kingdom, and Turkey. 
The core findings of these analyses are summa-
rized below.

Fundamental democratic principles enjoy a high 
degree of legitimacy among members of the 
various religions. Independent of religious affili-
ation, democracy is widely accepted in Germany, 
Austria, Switzerland, France, the United Kingdom, 
and Turkey. At least four out of five respondents 
in each of these countries regard democracy as  
a good form of government; in Germany, 89 per-
cent hold this view. A broad consensus among 
Christians, Muslims, and the nonreligious is dis-
cernible. Approximately 80 percent of respon-
dents in Germany also uphold the protection of 
minorities as a basic principle of liberal democracy. 
Muslims, themselves a religious minority in most 
of the countries studied, attach greater importance 
to safeguarding the interests of minorities than do 
Christians or people with no religious affiliation. 

Individuals who belong to a religion more often 
express the desire for strong leadership in politics. 
In empirical surveys, the question of the attrac-
tiveness of strong political leaders is used to 
learn more about patterns of skepticism toward 
democracy, because these touch on core principles 
of democratic codetermination and participation. 

In Germany, more than half of respondents want 
a person who governs Germany with a firm hand. 
This proportion is higher among Christians and 
Muslims (up to two thirds) than among respon-
dents with no religious affiliation (49 percent). 
Furthermore, about one quarter of Catholics and 
Protestants and 37 percent of Sunni Muslims in 
Germany consider it desirable for religious leaders 
to have greater political influence. Among less 
observant Alevi and Shiite Muslims and among 
the religiously unaffiliated, fewer than 20 percent 
express this desire. 

Respondents’ evaluation of democracy in the 
various countries is determined by their percep-
tion of how it is practiced, rather than by their 
religious affiliation. Whereas 89 percent of re-
spondents in Switzerland are largely satisfied 
with the implementation of democracy in their 
country, less than two thirds (57 percent) of the 
population in France hold this view. In Germany, 
72 percent of those surveyed say that democracy 
is working well there. While the British are rela-
tively satisfied with democracy (75 percent), 
many of them express a pronounced distrust of 
politicians; four out of five Britons do not trust 
politicians at all—a view held equally by members 
of the various religions. Christians, Muslims, and 
the religiously unaffiliated in Switzerland and in 
Germany express the greatest trust in politicians. 
The results make clear that the evaluation of de-
mocracy and politics strongly depends on country- 
specific factors; the situation in each country is 
uniformly evaluated as negative or positive by 
members of the various religions and the reli-
giously unaffiliated there. Greater discrepancies 
are found especially in Austria: The Muslims living 
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there are less satisfied with politics and with 
politicians than the average. 

It is not religion per se, but dogmatic attitudes 
that are problematic for democracies. The results 
of the study showed that members of any religion 
can be good democrats. For most religious indi-
viduals, a life lived according to their religious 
precepts is readily compatible with fundamental 
democratic principles. However, people who ex-
press dogmatic or rigid religious beliefs and think 
that there is only one true religion are more likely 
to question the legitimacy of democracies. In 
Germany these exclusivist attitudes are most 
widespread among Sunni Muslims, although 
even here only a minority (32 percent) hold this 
opinion. The corresponding figure is 20 percent 
among Shiite Muslims, 13 percent among Catho-
lics and 11 percent among Protestants. However, 
the connection between an exclusive understand-
ing of truth and democratic legitimacy can be 
found not only among members of religions, but 
also among the nonreligious. In that case, it is not 
a religious creed that is associated with problematic 
views, but rather the rejection of the idea that an 
element of truth lies at the core of every religion. 
A significant number (51 percent) of nonreligious 
individuals take this view. Insufficient openness 
to (other) religions, a lack of tolerance, and dog-
matic attitudes are thus problematic for democra-
cies—regardless of whether these are expressed 
by Christians, Muslims or the religiously unaffil-
iated.

Values are strongly influenced by the social  
environment and not by religion alone. The  
various religions certainly uphold different  
values, as illustrated, for example, by gender 
roles. Thus, half of the Muslim respondents in 
Germany support the traditional role of women 
being primarily active in the household and family. 
Among Catholics and Protestants, 35 percent hold 
this view, while among the nonreligious, this 
figure is merely 18 percent. However, the more 
traditional attitudes of Muslims are not solely 
attributable to their religion; rather, they also 
reflect social influences during their upbringing. 
Whereas Muslims born and raised in Germany 
are approaching the national average in terms  
of gender roles, Muslims socialized in other 
countries more often express traditional views  

of women. Similar differences can be observed  
in regard to attitudes about same-sex marriage: 
Whereas eight out of ten Christians and nine out 
of ten nonreligious people approve of same-sex 
marriage, among Muslims this ratio is six out of 
ten. Here too, the results show that acceptance of 
same-sex marriage is significantly lower among 
immigrant Muslims than among those born in 
Germany. Acceptance is particularly low in Turkey, 
where only one in five respondents approve of 
same-sex marriage. 

In France and the United Kingdom, religious 
tolerance is declining. In Germany, a majority of 
the population (87 percent) remains open to all 
religions. This level has remained stable since 2013. 
Likewise, in the other countries of western Europe 
at least 80 percent of respondents think that people 
should basically be open to all religions. This does 
not always include openness to the veracity of 
religious tenets and beliefs. Nevertheless, about 
three out of four respondents in Germany, Austria 
and Switzerland express this opinion and are 
thus considered tolerant. (In previous studies, 
France = 73 percent; UK = 80 percent.) 

Negative perceptions of Islam are taking root in 
Western Europe. A clear majority of respondents 
in Germany regard Buddhism, Hinduism, Judaism 
and Christianity as enriching. Only about one in 
ten categorize these religions as threatening. On 
the other hand, only 35 percent of respondents  
in western Germany and 24 percent in eastern 
Germany regard Islam as enriching for society. 
In Germany nationwide, one out of two respon-
dents perceive Islam as a threat. Followed over 
time, it is clear that the overall population’s per-
ception of Islam as a threat, though relatively 
high, has remained steady since 2013. This is also 
the case for the other Western European countries 
surveyed: The proportion of those who view Islam 
as a threat ranges from around 40 percent (United 
Kingdom, France) to about 50 percent (Switzer-
land). Only in Turkey does the trend take a differ-
ent direction. There, the perception of another 
religion as a threat has clearly increased since 
2013 for Judaism (to 54 percent), Christianity (to 
52 percent) and atheism (to 56 percent). 

Whether another religion is perceived as a threat 
depends on an individual’s own religion. The 
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degree of mutual mistrust among the religions 
varies. Thus, Islam is perceived as a threat not 
only by approximately half of Catholics (49 per-
cent), the religiously unaffiliated (50 percent), 
and more than half of Protestants (56 percent), 
but also by more than one third of the Alevi 
Muslims in Germany. One in five of the nonreli-
gious also views Christianity as a threat. Fewer 
than 10 percent of Muslims share that view. One 
fifth to one fourth of Catholics and Protestants 
also feel threatened by atheism—a proportion 
that rises to 37 percent among Sunni Muslims. 
The share of those who view Judaism as a threat 
is also higher among Sunni Muslims (25 percent) 
than among Shiite Muslims (13 percent), the 
nonreligious (13 percent), or Catholics (9 percent).

Anti-pluralists often oppose democracy. The 
negative perception of Islam is in part associated 
with an anti-Muslim political stance and often 
pairs with an anti-pluralist worldview. Most of 
those surveyed in the countries studied who  
perceive Islam as a threat can be described as 
concerned citizens. In a different category are 
certain minorities whose Islamophobic attitude 
leads to the political demand to halt the immi-
gration of Muslims. In Austria, 26 percent of 
those surveyed hold this view, as do 23 percent 
in eastern Germany and 21 percent in the United 
Kingdom. In France, Switzerland and western 
Germany, this figure ranges from 13 to 15 per-
cent. Correlation analyses further show that re-
sentment is often not limited to Muslims, but 
extends to Jewish citizens as well, leading to an 
anti-pluralistic worldview that is coupled with 
rejection of various groups who are perceived as 
different. Individuals with anti-pluralistic atti-
tudes also often tend to question the legitimacy 
of democracy.

Interreligious contacts help to counter mistrust. 
The perception of Islam as a threat promotes  
division and hostile attitudes as well as social 
distancing from Muslims. This fear thus poses  
a threat to the integration of Muslims and the 
political culture in Germany. It undermines inter-
action among people with differing worldviews 
and thus the cohesion of society as a whole. This 
impedes everyday contacts between Muslims and 
other members of society and fuels anti-pluralist 
and right-wing populist groups. Thus, the study 

shows that the most promising approach to  
diminishing the perception of Islam as a threat 
lies in personal interreligious contacts and an 
understanding of integration that does not view 
assimilation as the only goal. People who regu-
larly come in contact with members of other  
religions less often report feeling threatened 
than do people without such contacts (40 versus 
67 percent). The perception of being threatened 
is even less common among people who express 
support for a merging of different cultures (28 
percent). By contrast, respondents who expect 
others to assimilate are significantly more likely 
to perceive Islam as a threat (69 percent). 
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1. Einleitung

1. Einleitung –  

Besitzt religiöse Vielfalt Bedeutung 

für die politische Kultur?

Pluralität ist ein Wesensmerkmal moderner  
Demokratien. In diesen Gesellschaften stellt Plu-
ralismus daher einen Wert dar, und einem posi-
tiven Umgang mit Pluralität wird besondere Be-
deutung zugemessen. Sowohl historisch als auch 
was die aktuelle Politik angeht, richtet sich der 
Blick dabei insbesondere auf das Zusammenle-
ben unterschiedlicher Weltanschauungen und 
Religionen. So ist auch der Schutz religiöser Plu-
ralität implizit in den Verfassungsvorgaben zur 
Religionsfreiheit verankert. 

Plural sind in modernen Demokratien naturge-
mäß auch die politischen Einstellungen und da-
mit – nicht zuletzt – auch die Sichtweisen auf 
und die Haltungen zur Demokratie. Der demokra-
tisch gewollte Pluralismus gerät dann an seine 
Grenzen, wenn ein signifikanter Teil der Gesell-
schaft Kernprinzipien der Demokratie ablehnt. 
Solche ablehnenden Haltungen sind von hoher 
Relevanz, ist doch gerade in den liberalen Demo-
kratien, wie sie vornehmlich in Westeuropa ver-
breitet sind, eine Legitimität der Regierungs-
systeme und Regierungen aus Sicht der Bürger 
(demokratietheoretisch wie praktisch) essenziell. 
Dieses ist das zentrale Themengebiet der poli-
tischen Kulturforschung. So kann nach Almond/
Verba (1963) und Lipset (1981) ein Entzug von 
politischer Unterstützung durch die Mehrzahl 
der Bürger mittel- bis langfristig sogar zu einem 
Zusammenbruch der Demokratien führen. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn antidemokratische 
Gruppen innerhalb einer Bevölkerung zu umfang-
reich und durchsetzungsmächtig werden. 

Religionen wird aufgrund des ihnen innewohnen-
den Absolutheitsanspruchs häufig eine ambiva-

lente Stellung in demokratischen Gesellschaften 
zugeschrieben. Überall dort, wo Menschen reli-
giösen Dogmen den Vorrang vor demokratischen 
Prinzipien geben, gerät das Verhältnis zwischen 
Religion und Demokratie in eine Schieflage. So war 
in Europa ein langer Prozess der Einhegung nötig, 
um das Verhältnis zwischen Kirche und Staat zu 
klären und zu einer produktiven Partnerschaft 
oder aber einer weitgehenden Trennung zu ge-
langen. Haben sich die europäischen Mehrheits-
kirchen inzwischen weitgehend mit der Demo-
kratie arrangiert, so stellt sich heute die Frage, 
inwieweit dies auch für die zunehmende Zahl an 
Atheisten und die Mitglieder anderer Religionen 
gilt – und inwieweit die in Europa beobachtbaren 
Prozesse der religiösen Pluralisierung Folgen für 
die demokratische politische Kultur besitzen. Diese 
Frage ist nicht vollständig neu, hat aber in Verbin-
dung mit dynamischen Bevölkerungsentwicklun-
gen der letzten Jahre noch einmal massiv an  
Relevanz gewonnen. 

So hat kaum eine Frage in den letzten Jahren so 
viel öffentliche Aufmerksamkeit auf sich gezogen, 
wie die Bewältigung der Fluchtbewegungen nach 
Europa und die Integration der Zugewanderten. 
Innerhalb dieser Diskussionen nimmt die Frage 
danach viel Raum ein, welche Rolle die religiöse 
Zugehörigkeit der Geflüchteten für die Integration 
spielt. Damit verändert sich der Blick auf die bis-
herigen Prozesse der religiösen und weltanschau-
lichen Pluralisierung in Deutschland und Europa. 
Denn nicht wenige europäische Bürger sehen in 
den spezifischen religiösen Einstellungen der Zu-
gewanderten ein massives Problem für die europä-
ischen Aufnahmegesellschaften – und entwickeln 
eine kritischere Haltung zu religiöser Pluralität. 
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Diese Problemwahrnehmung wird in öffentlichen 
Protesten – oft lautstark – adressiert. Nicht nur 
Demonstrationen der Dresdner Protestbewegung 
Pegida und vergleichbarer sozialer Gruppierungen, 
sondern auch die Erfolge von Parteien, die sich 
dezidiert gegen Einwanderung und den Islam 
richten, sowie anhaltende öffentliche Debatten 
haben Fragen nach der Gefährdung des gesell-
schaftlichen Zusammenhaltes in Deutschland 

und anderen europäischen Gesellschaften durch 
religiöse Pluralisierung aufgeworfen. Speziell eine 
mögliche Gefährdung der deutschen Demokratie 
und ihrer Werte ist zu einem Kernthema politi-
scher Gegenwartsdiskussionen geworden (Geiges 
u. a. 2015; Vorländer u. a. 2016) und zeitigt in un-
regelmäßigen Abständen auch eine Wiederkehr 
der Frage nach einer deutschen oder christlichen 
Leitkultur. Verschiedene Umfragen zeigen, dass 
der Fragenkomplex Zuwanderungspolitik, Integra-
tion und Islam sogar sonst üblicherweise domi-
nierende politische Fragestellungen wie die nach 
sicheren Arbeitsplätzen oder einer guten wirt-
schaftlichen Entwicklung von der Spitze der wich-
tigsten politischen Themen verdrängt hat (Emnid 
2015; Politbarometer 2018, auch Pickel/Pickel 
2019). Hier zeichnet sich eine Veränderung in den 
Einstellungen der Bevölkerung ab, die weder von 
politischer Seite noch von der Gesellschaft und 
Zivilgesellschaft ignoriert werden kann. 

Wie es scheint, wird in diesen Debatten der Reli-
gionszugehörigkeit – und daraus abgeleiteten 
Konsequenzen für das Verhalten der Mitglieder 
dieser Religionsgemeinschaften – eine wesent-
liche Bedeutung für eine gelingende Integration 
beigemessen. Dabei ist religiöse Pluralität in 
Deutschland nichts Neues, und auch Muslime 
sind hier schon seit Jahrzehnten als religiöse 
Minderheit beheimatet. Mittlerweile vergeht aber 
kaum ein Tag, an dem nicht Aussagen über Mus-
lime oder „den Islam“ in den Medien zu verneh-
men sind, die auf unterschiedliche Weise die Reli-
gionszugehörigkeit als Merkmal des Andersseins 
markieren und mit Relevanz für den politischen 
und sozialen Diskurs versehen. Insbesondere wird 
eine Unvereinbarkeit der Zugehörigkeit zum Is-
lam mit einer demokratischen Haltung, genau 
genommen einer positiven Einstellung zur säku-
lar ausgerichteten Demokratie, wie sie sich in 
Westeuropa in den letzten Jahrhunderten etab-
liert hat, propagiert. So wird der Islam als nicht 
demokratiefähig und mit Modernisierung oder 

 „Religiöse Pluralität ist in Deutschland  

                  nichts Neues, und auch Muslime  

    sind hier schon seit Jahrzehnten als religiöse  

             Minderheit beheimatet.“

Deutschland – eine multireligiöse  
Gesellschaft

In den letzten Jahrzehnten hat sich Deutschland aufgrund von 

Migrations- und Individualisierungsprozessen zu einer multireli-

giösen Gesellschaft entwickelt. Heute sind etwa 54 Prozent der 

Bevölkerung Mitglied in der katholischen (28 Prozent) oder 

evangelischen (26 Prozent) Kirche, 37 Prozent sind konfessions-

los, und rund 10 Prozent der Bevölkerung gehören einer der 

zahlreichen religiösen Minderheiten in Deutschland an. Mit 

einem Anteil von rund 5 Prozent sind Muslime die zweitgrößte 

Religionsgemeinschaft in Deutschland (fowid 2017). 

Drei Viertel der Muslime in Deutschland gehören der sunniti-

schen Glaubensrichtung an; weltweit sind rund 90 Prozent der 

Muslime sunnitisch (Haug u. a. 2009). 

Die meisten Muslime haben einen Zuwanderungshintergrund 

und kamen primär im Zuge der Gastarbeiteranwerbung der 

1960er- und 1970er-Jahre; heute leben sie in der dritten und 

vierten Generation in Deutschland. Zwischen 4,4 und 4,7 Millio-

nen Menschen muslimischen Glaubens lebten am 31. Dezember 

2015 in Deutschland (Stichs 2016); zwischen ein Drittel bis zu 

der Hälfte von ihnen besitzt die deutsche Staatsbürgerschaft. 

Rund 1,2 Millionen von ihnen (27,2 Prozent) kamen erst zwi-

schen Mai 2011 und Ende 2015 im Rahmen der Fluchtzuwande-

rung aus Syrien, dem Irak und Afghanistan hierher. Dadurch ist 

zum einen der Anteil der Muslime an der Gesamtbevölkerung 

von 4,0 bis 4,2 Prozent im Jahr 2011 auf 5,4 bis 5,7 Prozent zum 

Jahresende 2015 gestiegen. Zum anderen hat sich die Zusam-

mensetzung der muslimischen Bevölkerung verändert: So ist der 

Anteil der türkeistämmigen Muslime von 67,5 Prozent im Mai 

2011 auf 50,6 Prozent im Dezember 2015 gesunken. Inzwischen 

stammt fast jeder zweite Muslim und jede zweite Muslimin aus 

einem anderen Land als der Türkei. Muslime aus dem Nahen 

Osten haben sich mit einem Anteil von 17,1 Prozent zur zweit-

größten Herkunftsgruppe entwickelt. 



27

1. Einleitung

den westlichen Wertebildern als schwer verein-
bar, wenn nicht unvereinbar angesehen (zusam-
menfassend die Diskussion Adida u. a. 2016;  
Cavuldak u. a. 2014; Koopmans 2017). 

Aber auch Juden und Christen geraten immer 
wieder in den Verdacht, der demokratischen  
politischen Kultur nicht so nahe zu stehen,  
wie sie es eigentlich sollten. So wie an einigen 
Stellen das Narrativ eines „Kampfes der Kultu-
ren“ (Huntington 1996; Fox 2004) aufgegriffen 
wird – das auf der Ebene der politischen Kultur 
eine Unvereinbarkeit zwischen Islam und Chris-
tentum adressiert –, kommt Religion generell  
in den Ruch eines Konfliktfaktors. So diskutierte 
unlängst das New Yorker Pew Research Center 
die geringere Pluralismusoffenheit von Christen 
im Vergleich zu Konfessionslosen und stellte kri-
tische Fragen nach dem demokratischen Ver-
ständnis von Christen (Pew 2018). Auch die 
jüngst wieder ausgebrochenen Antisemitismus-
debatten rücken die Frage nach der Rolle von  
Religion in liberalen Demokratien ins Blickfeld. 
Speziell gelangt damit erneut religiöse Plurali-
sierung als Konfliktfaktor in den Fokus (Pickel/ 
Lied hegener 2016). 

Vor allem geht es in den gegenwärtigen Debatten 
jedoch um die Muslime als Referenzgruppe. Egal, 
ob nun die Stigmatisierung als Fremdgruppe über 
die Religionszugehörigkeit erfolgt oder aber das 
„Muslimsein“ zum Synonym für „das Fremde“ 
wird (Foroutan 2017: 67, 70) – Religionszuge-
hörigkeit dient nicht nur an dieser Stelle einer 
klassifizierenden Fremdidentifikation. Auf diese 
Weise rücken die religiöse Zugehörigkeit – oder 
eher die Zuschreibung einer religiösen Zugehö-
rigkeit – und die faktische religiöse Pluralisie-
rung allen Säkularisierungsprozessen zum Trotz 
(Pickel/Hidalgo 2013; Pickel 2010, 2017; Pollack 
2003, 2016; Pollack/Rosta 2015) verstärkt in das 
Zentrum des öffentlichen Interesses.

Damit geraten jedoch nicht nur mögliche oder 
vermutete Integrationshindernisse aufseiten  
der Muslime in den Blick (auch Adida u. a. 2016; 
Fetzner/Soper 2005), sondern auch Einstellun-
gen der sogenannten Mehrheitsgesellschaft und 
damit die politische Kultur westlicher Demokra-
tien insgesamt. Folgt man dem mittlerweile in 
der Migrationsforschung weitgehend geteilten 

Verständnis, dass Integration eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe ist (Löffler 2011; Schulze 
Wessel 2017), stellt sich nämlich auch die Frage, 
inwieweit diejenigen, die sich als alt eingesessene 
gesellschaftliche Mehrheit verstehen, in der Lage 
oder bereit sind, Zuwanderer anderer Weltan-
schauung oder Mitglieder von Minderheitenreli-
gionen als der Gesellschaft zugehörig und nicht 
als Bürger zweiter Klasse wahrzunehmen. Oder 
anders gesagt: Existiert ein gesamtgesellschaft-
liches Klima, das religiöse Pluralität als Normal-
zustand akzeptiert? Von entscheidender Bedeutung 
ist dabei eine Kultur der Toleranz gegenüber reli-
giösen Minderheiten (Nussbaum 2012; Koenig 
2005; Koopmans u. a. 2005; Rapp 2014). Sie kann 
als eine Grundvoraussetzung für eine gelingende 
Integration im Sinne eines wechselseitigen Auf-
ein  anderzugehens angesehen werden. Toleranz 
baut zudem dem Gefühl vor, nicht erwünscht zu 
sein in einer Gesellschaft, und wirkt daher Rück-
zugs- und Abgrenzungsbewegungen unter den 
Mitgliedern von Minderheitenreligionen entge-
gen (zum Islam: Ceylan 2017; Tezcan 2011). Sol-
che Rückzüge haben ebenfalls eine Rückwirkung 
auf die poli tische Kultur eines Landes. So wird in 
der poli tischen Kulturforschung (Almond/Verba 
1963; Easton 1979; Lipset 1981; Norris 1999;  
Pickel/Pickel 2006, 2016) davon ausgegangen, 
dass für den Erhalt und die Stabilität eines poli-
tischen Systems affektive Bezüge bei möglichst 
allen Gemeinschaftsmitgliedern bestehen sollten. 
Anders gesagt: Eine politische Gemeinschaft 
(und ein Staat) ist für einen guten Zusammen-
halt auf eine breite Legitimität in der Gesell-
schaft und eine geteilte Wertebasis angewiesen. 
Diese Prämisse schließt die generelle Akzeptanz 
der Demokratie bei einer Mehrheit der aus un-
terschiedlichen Gruppen stammenden Bürger 
zwingend ein – allen sonstigen Wertedifferen-
zen zum Trotz.

Dazu ist es wichtig, sich vor Augen zu führen, 
was politische Kultur eigentlich ist. Definitorisch 
wird sie als Sammlung von politischen Einstel-
lungen in Bezug auf die Institutionen eines poli-
tischen Systems verstanden (Pickel/Pickel 2006). 
Die politische Kultur ist daher zentral für die 
Stabilität eines politischen Systems. Erkennt 
nicht zumindest eine Mehrheit der Bürger in  
einem politischen System dieses an und unter-
stützt seine politischen Ordnungsprinzipien,  
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so ist das Bestehen dieses Systems in Gefahr. Das 
gilt umso mehr für Demokratien, die in besonde-
rem Maße auf die Anerkennung der Bürger an-
gewiesen sind. Einige poli tische Umbrüche der 
letzten Jahrzehnte in Lateinamerika, aber auch 
die Weimarer Republik, können als beredte Bei-
spiele dafür angeführt werden. 

Unabdingbar ist also ein Grundkonsens unter  
allen Mitgliedern der politischen Gemeinschaft 
(also der Bürger eines Staates), der sich in Demo-
kratien vor allem am Anspruch der Verfassungs-
treue festmacht. Hinweise auf mögliche Bruch-
linien sind hingegen eine stärkere Anfälligkeit 
für Rechtspopulismus und Radikalisierung, Er-
folge von Parteien mit antidemokratischen oder 
zumindest antipluralistischen Positionen und 
zuletzt eine zunehmende Nichteinhaltung der 
demokratischen Regeln der Gesellschaft. Gleich-
wohl gefährdet nicht jeder Konflikt und jede ab-
fällige Äußerung über demokratische Verfahren 
sofort die Stabilität der Demokratie. Problema-
tisch werden solche Haltungen erst, wenn sie 
über eine vor allem auf die Akteure zielende Po-
litiker- und Parteienverdrossenheit (Arzheimer 
2002; Maier 2000; Pickel 2002) hinausgehen und 
in größeren Teilen der Bevölkerungen in Ableh-
nung, Agonie und Distanz zum demokratischen 
System und seinen Werten münden.

Die Frage nach politischer Unterstützung und/
oder Legitimität trägt in zentraler Weise die Frage 
nach der Integrationsfähigkeit einer Gesellschaft 
in sich. Die politische Kulturforschung verhandelt 
darunter eben nicht nur die schon angesproche-
nen, vor allem im Zuge der Einwanderung von 
Muslimen aufgeworfenen Integrationsfragen, 
sondern auch Fragen genereller Polarisierungen 
in der Gesellschaft. Solche Polarisierungen kön-
nen sich ebenso entlang unterschiedlicher Positio-
nen zu Zuwanderung entwickeln wie zwischen 
unterschiedlichen – auch in sich selbst hochdif-
ferenten – gesellschaftlichen Gruppen, seien es 
urbane Milieus, Landgemeinden, Zuwanderer- 
Communities, Muslime oder evangelikale Christen. 

Selbst wenn davon auszugehen ist, dass Konflikte 
in einer pluralisierten Gesellschaft normal sind, 
besitzen sich zuspitzende Polarisierungen ein 
beachtliches Spaltungspotenzial. Das gilt vor  
allem dann, wenn sie mit einer Unterscheidung 
zwischen unterschiedlichen kollektiven Identi-
täten und der damit oft einhergehenden Verhär-
tung im Umgang mit anderen sozialen Gruppen 
verbunden sind. Zusammengefasst bewegen sich 
moderne demokratische Einwanderungsgesell-
schaften damit im Spannungsfeld zwischen zwei 
Prinzipien: zum einen der Akzeptanz religiöser 
Pluralität durch Staat und Bevölkerung, zum an-
deren der Akzeptanz von Staat und Gesellschaft 
durch Vertreter dieser unterschiedlichen poli-
tischen Positionen und Weltanschauungen. Vor 
diesem Hintergrund stellt sich die Frage: Wirkt – 
und wie wirkt – sich die religiöse Pluralisierung 
auf die politische Kultur in Deutschland (und  
Europa) aus? 

Diese Frage wird in der vorliegenden Broschüre 
als Leitlinie verfolgt. Die Untersuchung gliedert 
sich vor dem Hintergrund der aktuellen Integra-
tionsforschung in zwei Komplexe: Zum einen 
werden die Überzeugungen weltanschaulicher 
Gruppen zur Demokratie im deutschen und euro-
päischen Alltag behandelt. Eine besondere Bedeu-
tung kommt dabei den verschiedenen Richtun-
gen des Islams und des Christentums zu (Göle 
2016). Sie stellen, zusammen mit der wachsen-
den Zahl der religiös Ungebundenen, die größten 
weltanschaulichen Gruppen in den europäischen 
Gesellschaften. Um aussagekräftige Ergebnisse 
zu erhalten, hat das Institut für angewandte So-
zialwissenschaft (infas) im Auftrag der Bertels-
mann Stiftung die unterschiedlichen islamischen 
Glaubensrichtungen mit einer eigenen, verstärk-
ten Stichprobe erhoben. Auf diese Weise sind 
erstmals die Demokratieeinstellungen der in Eu-
ropa als Minderheit lebenden Sunniten, Schiiten 
und Aleviten mit den Einstellungen christlicher 
Gruppen und von Menschen ohne Religionszuge-
hörigkeit („Konfessionslose“) direkt vergleich-
bar. Zum anderen nehmen wir einen aus unserer 
Sicht für Aussagen zu Demokratieeinstellungen 
notwendigen Perspektivwechsel vor und unter-
suchen auch das gesamtgesellschaftliche Mei-
nungsklima gegenüber Anhängern anderer Welt-
anschauungen. Mithilfe des Religionsmonitors 
2017 der Bertelsmann Stiftung ist es möglich, 

         „Unabdingbar ist ein Grundkonsens,  

                  der sich in Demokratien vor allem am  

Anspruch der Verfassungstreue festmacht.“
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1. Einleitung

Aussagen über die religiösen Einstellungen der 
Menschen in unterschiedlichen weltanschauli-
chen Gruppen zu treffen und mehr über den Zu-
sammenhang zwischen Religiosität, Religions-
zugehörigkeit und Einstellungen zu politischen 
Kulturen und Demokratie zu erfahren. Gleich-
zeitig können wir – und dies ist derzeit einmalig 
– die Veränderungen von Haltungen zu anderen 
Religionen und Anhängern anderer Weltan-
schauungen vor und nach Beginn der Fluchtbe-
wegungen in mehreren europäischen Ländern 
erfassen und die Einstellungen der Jahre 2013 
und 2017 miteinander vergleichen. Dadurch lässt 
sich herausfinden, inwieweit sich die Fluchtbewe-
gungen auf die Haltungen der Bürger ausgewirkt 
haben. Dies ist deswegen von Interesse, weil in 
Deutschland häufig die Zunahme der wahrge-
nommenen Bedrohung durch den Islam wie auch 
eine sinkende Bereitschaft zur Auf nahme von 
Geflüchteten speziell muslimischen Glaubens auf 
diese jüngeren Ereignisse zurückgeführt werden 
(Hidalgo/Pickel 2019). 

Die Sonderstichprobe Muslime erlaubt es nun, 
belastbare Aussagen über die politischen Haltun-
gen dieser sozial und religiös heterogenen Gruppe 
zu treffen. Wir rücken dabei in dieser Studie die 
Einstellungen zu Demokratie, Politik und Politi-
kern in den Vordergrund. Neben Deutschland 
wurden auch Sonderstichproben für Muslime in 
Österreich, der Schweiz, Frankreich und Groß-
britannien gezogen, sodass anhand eines Länder-
vergleichs Aussagen darüber getroffen werden 
können, inwiefern sich Muslime von der der Ge-
samtbevölkerung unterscheiden beziehungsweise 
über Ländergrenzen hinweg ähnliche Einstellun-
gen aufweisen. Dies trifft auch für Christen und 
Konfessionslose zu. 

Wegen der methodischen Schwierigkeiten einer 
Erhebung unter Angehörigen anderer Religions-
gemeinschaften (Judentum, Buddhismus, Hin-
duismus) bleiben die Aussagen in der vorliegen-

den Studie auf Christen, Konfessionslose und 
Muslime begrenzt. Zum einen sind jene anderen 
religiösen Gruppen aufgrund ihres geringen  
Anteils an der Bevölkerung in repräsentativen 
Studien der untersuchten Länder meist zu schwach 
repräsentiert, um inhaltlich belastbare Aussagen 
zu treffen. Zum anderen ist – auch aufgrund oft 
fehlender Referenzwerte – eine Überprüfung ent-
sprechender Spezialstichproben auf Repräsenta-
tivität faktisch nicht möglich.

All diesen Aspekten soll im vorliegenden Bericht 
mit dem Anspruch der Klarheit, aber auch in der 
gebotenen Vorsicht nachgegangen werden. Das 
gilt insbesondere für die Daten zur Türkei. So 
müssen die veränderten politischen Bedingungen 

                    „Wir untersuchen auch das  

gesamtgesellschaftliche Meinungsklima     

                    gegenüber Anhängern anderer  
      Weltanschauungen.“

Der Religionsmonitor 2017  
der Bertelsmann Stiftung 

Im Rahmen des aktuellen Religionsmonitors 2017 haben  

Menschen zum dritten Mal nach 2007 und 2013 Auskunft unter 

anderem über ihren Glauben und das Zusammenleben mit ande-

ren Religionen, aber auch etwa zu Bildungsstand und Erwerbs-

beteiligung gegeben. Insgesamt haben sich über 10.000 Men-

schen aus Deutschland, Österreich, der Schweiz, Frankreich, dem 

Vereinigten Königreich sowie der Türkei an der Befragung be-

teiligt, die das Sozialforschungsinstitut infas von Juli 2016 bis 

März 2017 durchgeführt hat. Es wurden jeweils rund 1.500  

Personen – repräsentativ für die Bevölkerung in Deutschland – 

befragt. Die bevölkerungsrepräsentativen Stichproben in Öster-

reich, der Schweiz, Frankreich, dem Vereinigten Königreich  

sowie der Türkei umfassen rund 1.000 Personen. 

Eine Besonderheit des Religionsmonitors 2017 ist, dass er Son-

derstichproben für Muslime in den jeweiligen Ländern enthält,  

um auch angemessene Aussagen über diese größte religiöse  

Minderheit in Europa in all ihrer internen Heterogenität treffen  

zu können. So haben aus Deutschland über 1.000 Muslime mit 

Wurzeln in der Türkei, Südosteuropa, dem Iran, Südostasien, Nord-

afrika sowie dem Nahen Osten teilgenommen. In den übrigen  

Ländern haben sich jeweils rund 500 Muslime aus den wichtigsten 

Herkunftsländern beteiligt. Der Religionsmonitor 2017 bietet auf 

diese Weise eine einzigartige Datengrundlage, die die Vielfalt der 

muslimischen Stimmen in Deutschland und Europa spiegelt. 

www.religionsmonitor.de
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dort in ihren (möglichen) Auswirkungen hinsicht-
lich der Zusammensetzung der Stichprobe im Ver-
hältnis zu 2013 wie auch bei der Ergebnis inter-
pretation berücksichtigt werden. Unter politisch 
dynamischen Bedingungen und bei einem in be-
stimmten Personengruppen verbreiteten Gefühl 
der Unsicherheit besteht bei repräsenta tiven Be-
fragungen das methodische Risiko einer Selektion 
in der Beantwortung der Fragen durch einzelne 
Personengruppen. Oder einfach gesagt, kann es 
unter diesen unsicheren Bedingungen in der Be-
fragungssituation zu politisch erwünschtem Ant-
wortverhalten kommen. Dies gilt für die hier vor-
liegenden Daten in besonderem Maße, fand die 
Befragung doch in der Zeit des „Notstands“ kurz 
nach dem Putschversuch in der Türkei statt. Auch 
kann sich die Auskunftsbereitschaft in Bezug auf 
als brisant eingeschätzte Themen verändern – 
und somit zu Fehleinschätzungen aufgrund in 
eine Richtung verzerrter Daten führen. Gleich-
wohl scheinen uns die Ergebnisse inhaltlich so 
interessant und zumindest in der Tendenz inter-
pretierbar, dass sich ein reflektierter Blick im 
Bewusstsein der genannten methodischen Schwie-
rigkeiten auf sie lohnt. Eine externe Validierung, 
welche ja durch Abgleich mit den Daten des Ber-
telsmann Religionsmonitors 2013 und eine die 
politischen Veränderungen sensibel aufnehmende 
Interpretation des Datenmaterials möglich ist, 
scheint die Verwendung der erhobenen Daten zu 
Anschauungszwecken zu rechtfertigen. 

Die folgenden Darstellungen konzentrieren sich 
in erster Linie auf die Situation in Deutschland. 
Darüber hinaus richten wir – wo inhaltlich sinn-
voll – der Blick auf fünf europäische Vergleichs-
länder (Frankreich, Großbritannien, Österreich, 
die Schweiz, die Türkei). Dies eröffnet die Mög-
lichkeit, die deutschen Ergebnisse in den Kontext 
breiterer Entwicklungen zu stellen. Mit Großbri-
tannien, der Schweiz, Frankreich und Österreich 
wurden Länder mit einer relativ ähnlichen Situa-
tion der letzten Jahrzehnte (Säkularisierung und 
zunehmende religiöse Pluralisierung) sowie einem 
zunehmenden muslimischen Bevölkerungsanteil 
ausgewählt. Die Türkei dient als vorwiegend isla-
misch geprägter Referenzfall. Sie eröffnet – in 
umgekehrter Blickrichtung – die Möglichkeit, 
Aussagen darüber zu treffen, inwieweit das  
Leben in einer Minderheitensituation Auswir-
kungen auf religiöse und politische Einstellun-
gen der Muslime hat. 

Die deutschen Ergebnisse werden überwiegend 
nach West- und Ostdeutschland getrennt unter-
sucht. Hierfür sprechen die immer noch massi-
ven Unterschiede in Bezug auf die Religiosität 
zwischen beiden Gebieten wie auch eine unter-
schiedliche jüngere historische Entwicklung  
der politischen Kultur, aber auch Differenzen 
aufzeigende Vorergebnisse zur vorliegenden 
Thematik (Pickel 2013; Pollack/Müller 2013;  
Pollack/Rosta 2015; Pollack u. a. 2014; SVR 2016, 
2018). 



31

2. Konzeptionelle Einführung

2. Konzeptionelle Einführung

2.1. Politische Unterstützung und 
politische Kultur als Determinanten 
der Haltungen zur Demokratie

Für die Untersuchung einer politischen Kultur ist 
es notwendig, ihre zentralen Determinanten zu 
identifizieren. Noch in den 1980er-Jahren äußer-
te der Politikwissenschaftler Max Kaase (1983) 
mit Blick auf das Konzept der politischen Kultur-
forschung die Ansicht, dass es manchmal den 
Anschein besitze, als versuche man mit dem Be-
griff „politische Kultur“ einen Pudding an die 
Wand zu nageln. Die begrenzte Begriffsfassung 
und Verwendung des Begriffs durch verschiedene 
Forscher variiere noch so stark, dass sich gar 
nicht von einem einheitlichen Konzept sprechen 
ließe. Diese skeptische Betrachtungsweise ist 
mittlerweile weitgehend überwunden, auch 
wenn die Vielschichtigkeit einer politischen  
Kultur Forscher immer noch vor erhebliche  
Probleme bei der empirischen Erfassung stellt. 

In den Sozialwissenschaften hat sich ein analy-
tisches und auf empirische Überprüfbarkeit aus-
gerichtetes Verständnis etabliert: Eine politische 
Kultur ist das Bündel aus Einstellungen und 
Werten der Bürger eines Gebietes oder Kollektivs 
bezogen auf Politik und politische Objekte  
(Almond/Verba 1963; Pickel/Pickel 2006, 2016). 
Entsprechend bringen die in der Bevölkerung 
verbreiteten politischen Einstellungen in ihrer 
Summe die politische Kultur eines Landes zum 
Ausdruck. Folglich geht es nicht um die Einstel-
lungen des Einzelbürgers, sondern um die reprä-
sentativen Überzeugungen im Bezugskollektiv. 
Entsprechend kommt der Zusammensetzung des 
Kollektivs durch verschiedene Sozialgruppen mit 

unterschiedlichen Einstellungsbündeln große 
Bedeutung für den Erhalt oder die Gefährdung 
des politischen Gemeinwesens zu. Darüber las-
sen sich Aussagen über die Stabilität eines politi-
schen Systems treffen – ein zentrales Ziel der 
politischen Kulturforschung. Das Begriffsver-
ständnis ist dabei neutral gehalten und unter-
scheidet sich von einem normativen Verständnis 
von politischer Kultur als etwas „Gutem“ (Pickel/ 
Pickel 2016: 542-545). Entsprechend hat eben 
jedes politische Gemeinwesen seine spezifische 
politische Kultur. Gelegentlich in Talkshows oder 
von Politikern verwendete Aussagen zur politi-
schen Kultur sind streng genommen keine Aus-
sage über eine solche. Sie richten ihren Blick 
weitgehend auf Diskussionsstile, die Art des 
kommunikativen Umgangs miteinander oder 
auch Politikstile. Sie können als schlecht oder gut 
empfunden werden, aber eine politische Kultur 
im wissenschaftlichen Sinne beschreiben sie 
nicht. Genereller Ausgangspunkt jeder politi-
schen Kulturforschung ist die Feststellung: Jeder 
Staat hat eine politische Kultur. Sie kann demo-
kratisch, autokratisch oder hybrid – also eine 
Mischform von beidem – sein. Immer gilt es da-
bei, den Referenzpunkt der politischen Struktur, 
also das politische System, vor Augen zu haben. 
Für Deutschland, wie die anderen hier behandel-
ten Vergleichsländer, sind die Demokratie und 
ihre institutionelle Umsetzung der Referenz-
punkt für die Untersuchung einer politischen 
Kultur.
 

„Jeder Staat hat eine  

                                politische Kultur.“
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Das Augenmerk der politischen Kulturforschung 
richtet sich somit konkret auf das Verhältnis zwi-
schen Einstellungen (politischer Kultur) und poli-
tischer Struktur. Hier stellt die politische Kultur-
forschung Annahmen auf, die im Nachgang zu 
den empirischen Ergebnissen nicht nur Beschrei-
bungen und Erklärungen, sondern auch normative 
Deutungen ermöglichen: Fehlt eine zumindest po-
sitiv-neutrale Haltung gegenüber dem politischen 
System, dann besteht im Krisenfall (egal, ob nun 
ökonomisch, politisch oder sozial) die Gefahr, dass 
es zusammenbricht. Die Bürger sind immer weni-
ger bereit, aktiv für das gegenwärtige System ein-
zutreten, und die bestehenden Regeln und Normen 
werden in der Bevölkerung immer weniger aner-
kannt. Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder 
wandelt sich die politische Struktur (Reform), oder 
es kommt zu einem Zusammenbruch (Revolution).

Das zeigt, dass die politische Struktur, zum Bei-
spiel das Institutionensystem, den Erwartungs-
haltungen der Bürger gerecht werden muss. Das 
gilt insbesondere für demokratische Systeme,  
die schon konzeptionell auf die Anerkennung der 
Bürger angewiesen sind und dem „Souverän“  
in allgemeinen und freien Wahlen politischen 
Einfluss verleihen. Tatsächlich ist die politische 
Kulturforschung in Demokratien zu Hause, lässt 
sich aber, darauf verweisen nahezu alle For-
schungsansätze, auch auf autokratische poli-
tische Systeme beziehen.

Festzuhalten bleibt: Auch wenn zwischen den 
grundsätzlichen Strukturen eines politischen Herr-
schaftssystems und seinen zeitweiligen Trägern 
zu unterscheiden ist, benötigen demokratische 
Institutionen eine demokratische politische Kul-
tur, die vom Gros der Bürger geteilt wird, um  
zu überleben. Dieses zumindest als Wohlwollen 
zu beschreibende Verhältnis muss nicht die  
ganze Bevölkerung betreffen. Gerade in pluraler 
werdenden Gesellschaften sind Abweichungen 
möglich. Gleichwohl zielen die Annahmen der 
politischen Kulturforschung auf die Überzeu-
gungen der Mehrheitsbevölkerung oder zumin-
dest politisch relevanter Gruppen von einer hin-
reichenden Gruppengröße. Nur wenn es in einem 
poli tischen System keine größeren Gruppen gibt,  
die es ablehnen oder – noch problematischer –  
abschaffen wollen, ist dessen Überleben über 
eine län gere Zeit zu erwarten (Diamond 1999). 

 

Für die empirische Analyse eignet sich insbeson-
dere ein spezifischer Zugang der politischen Kul-
turforschung. Es handelt sich um das Konzept der 
politischen Unterstützung, wie es David Easton 
(1979) bereits in den 1970er-Jahren vorstellte. 
Easton (1975) konzentriert sich auf die Systema-
tisierung der Zielpunkte der politischen Einstel-
lungen der Bürger und die Form der Beziehung 
zwischen den Bürgern und diesen Objekten. Auch 
für ihn ist die Stabilität des politischen Systems 
– die er als Persistenz bezeichnet – zentral. Er 
bezeichnet die Beziehung zwischen Bürger und 
politischem System als politische Unterstützung 
(political support). Den Begriff der (politischen) 
Unterstützung versteht Easton als eine Einstel-
lung, mit der sich eine Person gegenüber einem 
beliebigen (politischen) Objekt orientiert. Alle 
Objekte können nach Easton positiv oder negativ 
unterstützt – oder einfacher gesagt: unterstützt 
oder abgelehnt – werden. Zum Erhalt der Stabi-
lität eines politischen Systems ist eine positive 
politische Unterstützung einer Bevölkerungs-
mehrheit vonnöten. Diese Unterstützung (support) 
erhält das politische Regime im Input-Output- 
Modell Eastons zumeist dann, wenn die Forde-
rungen der Bürger an das System (demands)  
erfüllt werden. Nötig ist dafür ein Austausch 
zwischen Bürgern und politischen Eliten. Easton 
geht dabei von einer gewissen Responsivität des 
politischen Systems und seiner Eliten hinsicht-
lich der Bürgerinteressen aus: Da diese wieder-
gewählt werden wollen, werden sie sich auch  
darum bemühen, im Sinne der Gemeinschaft  
zu handeln. Gleichzeitig werden die Politiker, 
Parteien und – im weitesten Sinne – auch die 
Demokratie selbst für den Umgang mit den  
an sie gestellten Forderungen belohnt oder  
bestraft.

Easton (1979: 171-225) unterscheidet drei Objekte 
des politischen Systems: Die politische Gemein-
schaft umfasst die Mitglieder eines politischen 
Systems und ihre grundlegenden Wertmuster. 
Gemeinschaftssinn und eine übergreifende  

              „Demokratische Institutionen  

   benötigen eine demokratische  

                          politische Kultur, die vom Gros  

der Bürger geteilt wird, um zu überleben.“
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Objektzuordnung (wie z. B. die Nation und die  
in ihr lebenden Personen) sind der Bezugspunkt 
dieser Komponente der politischen Ordnung 
(Abb. 1). Eine Unterstützung äußert sich im Zu-
gehörigkeitsgefühl zu dem Kollektiv und in ge-
genseitiger Loyalität der Gemeinschaftsmitglie-
der. Die Unterstützung des politischen Regimes 
bezieht sich auf die Institutionen an sich. Ziel-
punkt sind die Rollen (z. B. die Position des Bun-
despräsidenten im politischen System) und nicht 
die konkreten Rollenträger (die Person des Bun-
despräsidenten). Die Inhaber politischer Autori-
tätsrollen (politische Autoritäten) erfahren poli-
tische Unterstützung hauptsächlich aufgrund 
einer Zufriedenheit mit ihren Outputs. Nach  
Easton ist diese Quelle Element der spezifischen 
Unterstützung (specific support). Sie resultiert  
aus der Wahrnehmung und Bewertung der Leis-
tungsfähigkeit der politischen Herrschaftsträger 
durch die Bürger und ist stark an Effizienzkrite-
rien ausgerichtet (wirtschaftlich und politisch). 
Diese Form der Unterstützung ist vergleichbar 
mit der Beurteilung von Seymour M. Lipset (1981), 
der zwischen Legitimität als tiefer liegender, 
langfristiger Komponente des Verhältnisses zu 
Politik und Herrschaftssystem und einer kurz-
fristigen Beurteilung der Ergebnisse von Politik 
unterscheidet. Im letzteren Fall wird aus seiner 
Sicht die Effektivität des politischen Systems  
seitens seiner Bürger bewertet. Von diesen kon-
kreten Bewertungen politischer Leistungen zu 

unterscheiden ist bei Easton die sogenannte  
diffuse Unterstützung (diffuse support), die eine 
Zustimmung zu den Objekten um ihrer selbst 
willen verkörpert. Hier kommt es auf eine grund-
legende Akzeptanz der politischen Ordnung an.  
Sie ist vergleichbar mit dem, was Lipset als Legi-
timität bezeichnet (Lipset 1981). Man unterstützt 
einen Regimetyp, weil er so ist, wie er ist – be-
ziehungsweise sich seine Träger dementsprechend 
verhalten. Eine Demokratie kann auf Anerken-
nung und Legitimität hoffen, wenn sie demokra-
tische Prinzipien (Rechtsstaatlichkeit, Gewähr-
leistung von Freiheiten, Offenheit für Pluralis-
mus) einhält. 

Ausgehend von der ohnehin stark auf das System 
der Demokratie ausgerichteten politischen Kultur-
forschung, unterscheidet Dieter Fuchs (1989) 
zwischen den normativen Prinzipien (Werte-
mustern) der Demokratie, deren implementierter 
(Institutionen-)Struktur und der Performanz-
ebene der implementierten Demokratie. Zudem 
setzt er diese drei Unterstützungsobjekte in ein 
hierarchisches Verhältnis zueinander, um zeitli-
che Abläufe mit Aussagekraft hinsichtlich der 
Genese politischer Unterstützung zu ermögli-
chen. Dabei wird von oben nach unten gedacht: 
Eine positive politische Unterstützung auf der 
obersten Hierarchieebene der Werte beeinflusst 
die Beurteilung der politischen Struktur und der 
Leistungen der demokratischen Institutionen. 

ABBILDUNG 1: Das Konzept politischer Unterstützung nach David Easton
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Gemeinschaft
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Quelle: Fuchs 1989: 18.
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Der Bürger ist also geneigt, kritisch-konstruktiv 
auf das Handeln der Regierenden zu schauen, 
sofern diese dem Systemtyp entsprechen. Umge-
kehrt wirkt die gesammelte Perzeption des Out-
puts des politischen Systems über längere Zeit 
wieder auf die langsam verlaufende Ausbildung 
der Wertebene zurück. Fuchs (2002: 36) stellt 
den Konstrukten der Einstellungen dabei immer 
– ganz im Sinne der klassischen politischen Kul-
turforschung – konkrete Zielebenen auf der Ebe-
ne der politischen Struktur gegenüber. Dies  
eröffnet genauso die Möglichkeit, konkrete Kri-
terien für die Einhaltung oder Nichteinhaltung 
demokratischer Prinzipien zu bestimmen wie 
Einstellungen in ihrer Differenziertheit (Unzu-
friedenheit mit den Leistungen der Politiker des 
Systems bei gleichzeitiger Anerkennung des Sys-
temtyps) zu betrachten. Die über die Sozialisati-
on und Internalisierung vermittelten Einstellun-
gen wirken auf politisches Handeln, das in der 
Folge zur Konsolidierung (Stabilität bzw. Persis-
tenz) oder Erosion (Instabilität) eines demokra-
tischen Regimes beiträgt (Fuchs 2002: 32-34). 
Das politische Regime wirkt durch die Setzung 
von strukturellen Anforderungen und durch so-
zialisatorische Einflüsse im Erziehungssystem 
beziehungsweise der politischen Bildung auf das 
Handeln der Bürger zurück. Zusätzlich unterlie-
gen die Personen Erfahrungen mit der Alltags-
performanz des Systems und seinen institutionel-
len Mechanismen (Pickel/Pickel 2006: 112-118). 

Neuste Konzepte der politischen Kulturforschung 
unterscheiden mittlerweile fünf Ebenen, die 
durch eine weitere Dimension überlagert werden 
(S. Pickel 2016; Pickel/Pickel 2016; Abb. 2). Neben 
der Performanzbewertung und der Legitimität 
des politischen Systems wird bei der Unterstüt-
zung eines demokratischen Regimes zwischen 
Vertrauen und Systemunterstützung unterschie-
den. Zudem wird die, in den Konzepten von 
Fuchs nicht mehr eigenständig berücksichtigte, 
positive Haltung zur und Bindung an die politi-

sche Gemeinschaft wiedereingeführt. Diese Dif-
ferenzierung wurde auch im Bertelsmann Reli-
gionsmonitor 2017 berücksichtigt, vor allem, da 
die aktuellen Debatten zum gesellschaftlichen 
Zusammenhalt der Ebene der politischen Ge-
meinschaft, ihrer integrativen Kraft und der Hal-
tung zu ihr eine wesentliche Bedeutung für die 
politische Kultur europäischer Demokratien zu-
kommen lässt. Hinterlegt werden diese Urteile 
der Bürger von einem bestimmten Demokratie-
verständnis (Ferrin/Kriesi 2016). Zu dessen Er-
fassung liegen im Religionsmonitor zumindest  
einige einzelne Indikatoren vor. 

Der Bezug der politischen Kulturforschung zu 
religiöser Pluralität ergibt sich über die Frage, 
inwieweit Mitglieder unterschiedlicher Religi-
onsgemeinschaften in ihrer Mehrheit eine posi-
tive Beziehung zur Demokratie haben und sie  
mit ihren einzelnen Elementen unterstützen. 
Ebenfalls von Relevanz ist, ob Auseinanderset-
zungen über eine gegebene religiöse Pluralität  
zu Einbrüchen in der politischen Unterstützung 
der Demokratie führen. Folgt man der Auffas-
sung der politischen Kulturforschung, dass Ver-
schiebungen in den Loyalitäten der Bevölkerung 
für ein politisches System gefährdend sein kön-
nen, dann besitzen solche Fragen eine über 
Tages konflikte hinausgehende Relevanz. Das die 
Pro blemanzeigen keineswegs konstruiert sind, 
zeigen aktuelle Debatten. So wird in öffentlichen 
Diskussionen zu Flucht und Einwanderung die 
Loyalität der Gemeinschaftsmitglieder zueinan-
der, aber auch das Vorhandensein einer generell 
wohlwollenden Haltung zum liberalen demokra-
tischen System kritisch hinterfragt (Heckmann 
2015; Hoesch 2018; Koopmans 2017). 

Mit der Einwanderung der letzten Jahrzehnte 
und dem reformierten Staatsangehörigkeitsrecht 
hat sich die Bezugsgemeinschaft der politischen 
Unterstützung zweifellos geändert. Eine solche 
(formale) Veränderung der Gemeinschaft ist zu-
erst einmal unproblematisch. Hinterfragt wird 

„Neuste Konzepte der politischen  

                    Kulturforschung unterscheiden  

         mittlerweile fünf Ebenen, die durch eine  

                           weitere Dimension überlagert werden.“

      „Führen Auseinandersetzungen  

über eine gegebene religiöse Pluralität             

            zu Einbrüchen in der politischen  

        Unterstützung der Demokratie?“
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allerdings, inwieweit dieser strukturelle Zutritt 
zur Gemeinschaft auch einen politisch-kulturel-
len Zutritt zu einer politischen (demokratischen) 
Wertegemeinschaft beinhaltet. So nehmen einige 
Debattenteilnehmer an, aus der fehlenden Geburt 
und Sozialisation im neuen Kollektiv resultiere 
eine defizitäre Loyalität zur politischen Gemein-

schaft – dies wird dann auf eine vermutete Hal-
tung der Einwanderer zur vorherrschenden poli-
tischen Kultur übertragen. Vor allem eine solche, 
möglicherweise fehlende Fähigkeit, sich auf die 
bestehende demokratische politische Kultur ein-
zulassen, führen manche als gewichtiges Argu-
ment gegen eine Integration von Zuwanderern 

ABBILDUNG 2: Demokratieverständnis und politische Kultur

Dimensionen politischer  

Kultur

Anerkennung der politischen 

Gemeinschaft
a

b

c

d

e

Legitimität des politischen  

Systems

Systemunterstützung

Vertrauen

Performanzbewertung 

Verwirklichung politischer  

Einstellungen

Identifikation mit der politi-

schen Gemeinschaft

Demokratieverständnis

Werte und Normen des  

politischen Systems

Verwirklichung der Werte  

und Normen des politischen 

Systems

Konsolidierung der Werte  

und Normen des politischen 

Systems

Zufriedenheit mit der  

tatsächlichen Amtsführung

konkrete politische  

Einstellungen

Identifikation mit der Nation bzw. 

Identitätsempfinden mit der  

(multiethnischen) politischen  

Gemeinschaft

Überzeugung von der Angemessen-

heit eines bestimmten politischen 

Systems für die eigene Gesellschaft

Ú Legitimität des politischen  

Systems

Unterstützung des aktuellen  

politischen Systems im Land

Ú Legitimität des aktuellen  

politischen Systems

Institutionenvertrauen 

Vertrauen in Amtsträger

Ú Regieren zum Gemeinwohl

politische und wirtschaftliche  

Leistungsfähigkeit der Amtsträger

Ú politische Effektivität

Ú wirtschaftliche Effektivität

Quelle: Pickel/Pickel 2016: 553; ähnlich Fuchs 2002: 37; Norris 2011: 24, 44.
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an. So wird eine Erweiterung der weltanschau-
lichen Pluralität als Stressfaktor für die politische 
Kultur eines Landes und insbesondere für die 
politische Gemeinschaft gewertet. 

Dieser skeptischen Position stehen mittlerweile 
andere Ideen gegenüber. So verweist das Konzept 
einer postmigrantischen Gesellschaft (Foroutan/
Canan 2016; Foroutan u. a. 2018) darauf, dass 
moderne, plural aufgestellte Zuwanderungsge-
sellschaften nicht mehr auf einheitlichen kollek-
tiven Identitäten fußen – hier sind vielmehr 
multiple beziehungsweise hybride Identitäten 
zum Normalfall geworden. Es bleibt allerdings 
die berechtigte Frage: Haben wir es in Deutsch-
land und seinen europäischen Nachbarländern 
tatsächlich in der Breite mit postmigrantischen 
Gesellschaften zu tun (Foroutan u. a. 2014;  
Foroutan/Canan 2016; Foroutan u. a. 2018)? 

Die Fakten sprechen einerseits dafür, gerade 
auch in Deutschland: Der Anteil der Menschen 
mit Migrationshintergrund liegt 2017 bundesweit 
bei knapp 24 Prozent, davon sind etwas mehr als 
die Hälfte deutsche Staatsbürger. In den west-
deutschen Bundesländern hat gut jeder Vierte  
einen Migrationshintergrund (26,5 Prozent), in 
den ostdeutschen Bundesländern gilt das indes 
nur für jeden Fünfzehnten (6,8 Prozent). Bun-
desweit haben von 3,7 Millionen Kindern unter 
sechs Jahren insgesamt 1,45 Millionen einen 
Migrationshintergrund – das sind 39 Prozent 
(Destatis 2018; Bundeszentrale für politische Bil-
dung 2018). In großen westdeutschen Städten hat 
sich das Verhältnis zum Teil umgekehrt: So ha-
ben etwa in Frankfurt am Main über 70 Prozent 
der Kinder unter sechs Jahren einen Migrations-
hintergrund (Frankfurt am Main, Statistisches 
Jahrbuch 2018: 21).

ABBILDUNG 3: Politische Kultur und weltanschauliche Vielfalt
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Auf der anderen Seite zeugen die Debatten der 
letzten Jahre um Zuwanderung, Flucht und Inte-
gration – vor allem der Muslime – davon, dass 
die europäischen Gesellschaften in ihrer Gänze 
noch nicht in der Phase postmigrantischer Ver-
ständigung angelangt sind. Hierauf deuten nicht 
zuletzt öffentliche Aussagen auf Protestdemons-
trationen wie Pegida (Vorländer u. a. 2016), poli-
tische Handlungen (z. B. im Wahlverhalten) und 
der Aufstieg rechtspopulistischer Parteien in  
Europa hin. Darin spiegelt sich eine Auseinan-
dersetzung über die Zugehörigkeit zur politi-
schen Gemeinschaft, aber möglicherweise auch 
eine sinkende Anerkennung der auf Pluralismus  
zielenden demokratischen Kultur. Solche Aner-
kennungsprobleme können sich in massiven  
sozialen Distanzen zwischen den Anhängern  
unterschiedlicher weltanschaulicher Gruppen 
niederschlagen, die damit verbundenen Kontakt-
vermeidungsfolgen wiederum können die Akzep-
tanzprobleme verstärken (Abb. 3). 

Somit hat die Beziehung zwischen politischer 
Kultur und weltanschaulicher Pluralität ihre 
zentralen Bezüge in der Anerkennung unter-
schiedlicher weltanschaulicher Gruppen in der 
Bevölkerung. Ein für diese Anerkennung förder-
liches Meinungsklima sowie ein auf Integration 
ausgerichtetes Selbstverständnis aller Gruppen 
sind dabei wesentliche Voraussetzungen für das 
Funktionieren einer demokratischen politischen 
Kultur. Die Fragestellungen für die folgenden 
empirischen Betrachtungen ergeben sich zwangs- 
 läufig aus den obigen Überlegungen: 

Welche Haltungen zur Demokratie und demokra-
tischen politischen Kultur besitzen in Deutschland 
Menschen unterschiedlicher religiöser Zugehö-
rigkeit? Können aus diesen Haltungen Gefähr-
dungen für die politische Kultur und den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt resultieren? Oder 
entstehen Gefährdungen eher aus einer Ableh-
nung religiöser Pluralität? Wie sieht es in ande-
ren europäischen Ländern aus?

2.2. Verwendete Indikatoren und 
ihre Zuordnung 

Bevor wir uns diesen Fragestellungen widmen, 
ist es hilfreich, kurz den Zusammenhang zwi-
schen den theoretischen Überlegungen des  
vorausgehenden Kapitels und dem vorliegenden 
Datenmaterial sowie den in Zahlen übersetzten 
Fragen herzustellen. In der Sprache der empiri-
schen Sozialforschung ausgedrückt: Wir weisen 
den theoretischen Konstrukten Indikatoren aus 
den vorhandenen Daten zu. Für den Bertelsmann 
Religionsmonitor 2017 wurde der Bereich der  
politischen Kultur durch Items zu den verschie-
denen Aspekten des Konzeptes der politischen 
Unterstützung abgebildet. Genau genommen 
handelt es sich um das im vorangegangenen Kapi-
tel vorgestellte Konzept der politischen Unter-
stützung, das in seiner Erweiterung auch Hal-
tungen zur Demokratie und zum demokratischen 
Gemeinwesen umfasst (Abb. 2). Abbildung 4 
stellt eine Verbindung zwischen den Konzepten 
und den im Bertelsmann Religionsmonitor 2017 
enthaltenen Indikatoren her. Abgesehen von einer 
Explikation des politischen Vertrauens werden 
alle Dimensionen des Modells durch in der For-
schung lange Jahre etablierte Indikatoren erfasst 
und abgebildet. Ergänzende Fragen, wie etwa  
danach, ob „Demokratien entscheidungsschwach 
sind“, werden aus illustrativen Gründen und zu 
Informationszwecken selektiv in der Darstellung 
berücksichtigt, sie sind allerdings kein Bestand-
teil des verwendeten theoretischen Konzeptes.

Dies gilt auch für andere Indikatoren, auch  
wenn diese auf etablierten Ansätzen der poli-
tischen Einstellungsforschung beruhen. Neben 
den Kern aspekten des politischen Unterstüt-
zungskonzeptes wurden auch Fragen zur political 
efficacy (politischen Effektivität des Selbst) auf-
genommen. Für political efficacy gibt es zwei Aus-
richtungen: Die internal political efficacy, die vor 
allem die Einschätzung des eigenen Einflusses 
auf die Politik abfragt, und die external political 
efficacy, die darauf ausgerichtet ist, inwieweit  
Politiker in Bezug auf die eigenen Belange oder 
die Belange der Bürger responsiv sind. Hierzu 
sind zwei Fragen im Bertelsmann Religions-
monitor 2017 enthalten. Sie sind deswegen von 
Bedeutung, weil darüber die potenzielle Unzu-
friedenheit mit Politikern aufgenommen werden 

           „In Frankfurt am Main haben über  

                               70 Prozent der Kinder  

                    unter sechs Jahren einen 

                 Migrationshintergrund.“
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ABBILDUNG 4:  Indikatoren zur Messung politischer Kultur und zur Einschätzung von weltanschaulichem Pluralismus  

im Bertelsmann Religionsmonitor 2017

Konzept Indikator

Politische Kultur und politische Unterstützung

Politische Unterstützung

(Politische Gemeinschaft)
Wie verbunden fühlen Sie sich mit [Land]?

Legitimität der Demokratie

(Bindung an demokratische Werte) 
„Die Demokratie ist eine gute Regierungsform.“1

Legitimität der Demokratie 

(Ablehnung demokratischer Werte und Offenheit für  

autokratische Elemente)

„Wir sollten jemanden haben, der oder die [Land] mit starker 

Hand regiert.“

Systemunterstützung 

(Demokratiezufriedenheit)
„Die Demokratie in [Land] funktioniert alles in allem gut.“

Performanzbewertung (politisch)

(Politikerverdrossenheit – external efficacy )

„Politiker sind nur an ihrer Wahl interessiert, nicht daran,  

was die Wähler wirklich wollen.“

Performanzbewertung (politisch)

(Politikerverdrossenheit – external efficacy)
„In Politiker habe ich generell kein Vertrauen.“

Performanzbewertung (wirtschaftlich)

(Zufriedenheit mit wirtschaftlicher Lage)
Wie beurteilen Sie Ihre eigene wirtschaftliche Lage?

Haltungen zu weltanschaulichem Pluralismus und soziale Distanzen

(Subjektives) Bedrohungsgefühl durch Religionen
Wenn Sie an die Religionen denken, die es auf der Welt gibt, als 

wie bedrohlich/bereichernd nehmen Sie diese wahr?

Alltagsdistanz

(Mitglieder weltanschaulicher Gruppen als Nachbarn  

bzw. Einheirat in Familie)

Bitte sagen Sie mir jeweils, wen Sie nicht gerne als Nachbarn 

hätten bzw. ob dies Ihnen egal ist? 

Wie angenehm oder unangenehm wäre es Ihnen, wenn ein …

Christ/Muslim/Jude/Atheist in Ihre Familie einheiraten würde?

Religiöser Dogmatismus /

Religiöser Exklusivismus

„Wahrheit gibt es nur in einer Religion.“ 

„Es gibt nur eine Interpretation religiöser Regeln und jede  

religiöse Person muss sich daran halten.“ 

Modus der Integration

(Assimilation, kulturelle Differenz)

Wie kann das Zusammenleben aus Ihrer Sicht am ehesten ge-

lingen, wenn durch Einwanderung Menschen verschiedener  

Kulturen und Traditionen in einem Land zusammenleben?

Kollektive Verbundenheit 
Wie verbunden fühlen Sie sich mit … [Land]/Europa/[Herkunfts-

land]/Muslimen weltweit? 

Sozialvertrauen (in Gruppen)
Wie sehr vertrauen Sie … Menschen im Allgemeinen/Christen/

Juden/Muslimen/Religionslosen?

1  Der Grad der Zustimmung zu den in Anführungszeichen gesetzten Aussagen wurde jeweils anhand einer vierstufigen 
Skala gemessen: „stimme voll und ganz zu“; „stimme eher zu“; „stimme eher nicht zu“; „stimme überhaupt nicht zu“.  

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Bertelsmann Religionsmonitor 2017.
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kann, die einen zentralen Punkt in Debatten über 
Politikverdrossenheit darstellt (Arzheimer 2002; 
Maier 2000; Pickel 2002). 

In Anknüpfung an den Bertelsmann Religions-
monitor 2013 wurde erneut die Frage zum Gefühl 
der Bedrohung oder der Bereicherung durch  
Religionen aufgenommen und durch Fragen zu 
konkreten Handlungen gegenüber anderen welt-
anschaulichen Gruppen ergänzt. Zusammen 
können diese Fragen Auskunft darüber geben, 
inwieweit Menschen unterschiedlicher Religions-
angehörigkeit in Deutschland akzeptiert oder ab-
gelehnt werden, aber auch in welchen Facetten 
sich diese Haltungen ausbilden (siehe auch Abb. 3). 
Dieses Konzept ist anschlussfähig an die theore-
tischen Überlegungen der Integrated Threat Theory 
(ITT) oder der Social Identity Theory (SIT), die den 
Bedrohungswahrnehmungen einen großen Ein-
fluss auf die Einstellungen gegenüber anderen 
sozialen Gruppen zuschreibt. In der vorliegenden 
Untersuchung ist es insbesondere die Frage, in-
wieweit man andere Religionen und ihre Mitglie-
der als für sich und die eigene soziale Gruppe als 
gefährlich oder bedrohlich ansieht. Ebenfalls im 
Bereich der Vorurteilsforschung angesiedelt sind 
Fragen danach, ob man sich Menschen anderer 
Religion oder weltanschaulicher Gruppen als 
Nachbarn oder Familienmitglied vorstellen 
könnte (Allport 1971; Allport/Ross 1967). Sie 
messen soziale Alltagsdistanzen und geben kon-
krete, auf das Alltagshandeln bezogene Eigen-
bekundungen der Bürger wider. 

Neben diesen für die inhaltlichen Aussagen zen-
tralen Indikatoren wurde eine Reihe ergänzender 
Indikatoren und Kontrollvariablen erhoben. Sie 
dienen sowohl zur Erklärung als auch Prüfung 
von Erklärungen für bestimmte Haltungen und 
Einstellungen. Neben der Religionszugehörigkeit 
wurde auch der Grad der Religiosität erfasst. Bei 
der Einordnung der Religiosität der befragten 
Personen kommt eine bereits im Bertelsmann 
Religionsmonitor 2008 entwickelte und seitdem 
kontinuierlich erhobene Skala zur Messung indi-
vidueller Religiosität (Huber 2008, auch Huber 
2003 und El-Menouar 2017a) zum Einsatz, wel-
che für alle Religionsgemeinschaften eingesetzt 
werden kann. Als relevant wurden, neben den 
systematisch in den Studien des Bertelsmann 
Religionsmonitors verwendeten Indikatoren zur 

Religiosität, vor allem Fragen zum religiösen 
Dogmatismus beziehungsweise zum religiösen 
Exklusivismus angesehen und erhoben. Es ist 
davon auszugehen, dass religiöser Dogmatismus 
die politische Unterstützung der Demokratie 
schwächt. 

Unter anderem kann es auch sein, dass nicht 
religiöse Differenzen, sondern vor allem sozio-
ökonomische Statusdifferenzen eine unter-
schiedliche politische Unterstützung der Demo-
kratie zur Folge haben. Sie können im vorlie - 
genden Beitrag nicht in größerem Umfang  
behandelt werden, da sie eine andere inhaltliche 
Zielrichtung besitzen – und den Umfang bei 
differenzierter Verwendung sprengen würden. 
Allerdings stellen die Eigeneinschätzung der  
sozialen Lage im Vergleich zu anderen Mitglie-
dern der Gesellschaft sowie die Einschätzung 
der eigenen Wirtschaftssituation Kontrollindi-
katoren dar, die selektiv eingesetzt bei der In-
terpretation der vorgelegten Ergebnisse helfen. 
Entsprechend wurden diese, hier nicht extra 
ausgewiesenen, Standarditems der Umfragefor-
schung – wenn hilfreich – berücksichtigt. Zu 
den Kontrollvariablen zählen unter anderem 
auch die Kontakte, die man mit Mitgliedern  
anderer weltanschau licher Gruppen pflegt. Sie 
werden als Einflussfaktor für soziale Distanzen 
eingesetzt (Kapitel 4) und reflektieren Überle-
gungen der sogenannten Kontakthypothese. 
Keiner der Kontrollindikatoren steht allerdings 
im Zentrum der hier vorgelegten Analysen. Ent-
sprechend werden sie hier nicht näher vorge-
stellt und auch nicht in ihrer statistischen Ver-
breitung ausgeführt. Sie helfen aber, ein Bild 
der Einstellungen verschiedener weltanschau-
licher Gruppen sowie der Haltungen ihnen ge-
genüber zu zeichnen. 

           „Es ist davon auszugehen, 

       dass religiöser Dogmatismus 

  die politische Unterstützung  

              der Demokratie schwächt.“ 
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3. Die Demokratie aus  

weltanschaulicher Sicht – macht  

Religiosität einen Unterschied? 

3.1. Die Haltung zu Demokratie und 
Politikern 

Kann man gleichzeitig tief religiös und von der 
Demokratie überzeugt sein? An der Kompatibili-
tät dieser Haltungen gibt es immer wieder Zwei-
fel, weil religiöse Normen und demokratische 
Prinzipien sich auch widersprechen können. Al-
lerdings sind die Bedenken nicht gleich auf die 
Religionen verteilt: So steht die pauschal als 
Muslime zusammengefasste Gruppe weit mehr 
im Verdacht fehlender Demokratietauglichkeit 
als die der Christen (die in der Regel auch weni-
ger pauschal betrachtet werden). Die Christen, so 
wird vermutet, haben sich über die letzten Jahr-
hunderte mit der Demokratie weitgehend ausge-
söhnt, während dieser Lernprozess bei den – oft 
erst in den letzten Jahrzehnten zugewanderten – 
Muslimen fehle. Dieser Vorwurf wird durch den 
Verweis auf weltweite Studien befeuert. Sie las-
sen, zumindest im Ländervergleich, die Sorge ei-
ner geringeren Verbundenheit der Muslime mit 
der Demokratie aufkommen – finden sich doch 
in Gebieten mit muslimischer Mehrheitsbevölke-
rung weniger Demokratien als in christlichen 
Gebieten (Norris/Inglehart 2004; Inglehart/ 
Welzel 2005; Koopmans 2017). Solche „Makro-
vergleiche“ können allerdings nur dann seriös  
angegangen werden, wenn neben religiösen Tra-
ditionsfaktoren auch andere Aspekte wie sozio-
ökonomische Unterschiede sowie wirtschaftliche 
und politische Abhängigkeiten berücksichtigt 
werden. Gleichwohl lassen sich jene kritischen 
Einschätzungen nicht einfach ohne empirische 
Überprüfung zurückweisen. 

Aber nicht nur Mitglieder von Religionsge-
meinschaften stehen gelegentlich unter dem 
Verdacht, sich sperrig zur Demokratie zu ver-
halten. In der Ausbreitung von Säkularität lässt 
sich ebenfalls ein Merkmal erkennen, das Demo-
kra tisierung jedenfalls nicht nur zuträglich ist. 
So kann man damit einen Abbruch von Normen 
verbinden, die Schwache schützen und Mit-
mensch lichkeit wahren und somit demokra- 
tische Grundrechte gegen jedwede Aushöhlung  
absichern.

Prüfen wir die unterschiedlichen Vermutungen 
im Folgenden selbst anhand des im Religions-
monitor 2017 vorliegenden empirischen Daten-
materials. Wie bereits eingangs angesprochen, 
liegen vor allem für drei weltanschauliche Grup-
pen empirisch belastbare und repräsentative  
Daten vor: die Mitglieder der beiden großen 
christlichen Kirchen, die Mitglieder der großen 
Strömungen des Islams (abgebildet durch eine 
Sonderstichprobe) und die Konfessionslosen.1 

Dabei zeigt sich: Mit Blick auf die zentralen Indi-
katoren der politischen Kulturforschung sind die 
Unterschiede zwischen den größeren weltan-

„Die pauschal als Muslime zusammen- 

   gefasste Gruppe steht weit mehr im  

       Verdacht fehlender Demokratie- 
tauglichkeit als die der Christen.“

1 Für andere Religionsgruppen sind die Fallzahlen in den Stichproben  
zu niedrig für sinnvoll belastbare Aussagen beziehungsweise ist die 
Stichprobenzusammensetzungen hinsichtlich ihrer Repräsentativität 
unsicher. Entsprechend konzentrieren wir uns im Folgenden auf die 
empirischen Analysen dieser weltanschaulichen Gruppen.
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schaulichen Gruppen in Deutschland gering.  
Der Demokratie wird eine hohe Legitimität  
zugewiesen.

Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussionen 
besonders interessant: Die Muslime in Deutsch-
land sind keinesfalls weniger demokratisch als 
der überwiegend christliche Rest der Bevölke-
rung (Abb. 5). Sowohl unter in Deutschland ge-
borenen Muslimen als auch unter der Gruppe  
der Muslime, die im Laufe ihres Lebens nach 
Deutschland eingewandert sind, ist die Anerken-
nung der Demokratie extrem hoch: 90 Prozent 
der deutschen Muslime sehen die Demokratie als 
gute Regierungsform an. Diese starke Präferenz 
zeigt sich bereits in den Religionsmonitor-Daten 
2013 (Halm/Sauer 2015: 29). Damit unterschei-
den sich die deutschen Muslime nicht von ande-
ren Gruppen in der deutschen Bevölkerung. Im 
Gegenteil: Die Zustimmungsrate der Muslime zur 
Demokratie liegt signifikant über der der Kon-
fessionslosen in Deutschland (85 Prozent). Hier 
wirkt sich vor allem die etwas schwächere Zu-
stimmung zur Demokratie unter den ostdeut-
schen Befragten aus. Allerdings liegt deren Zu-

stimmung auch – und dies seit zwei Jahrzehnten 
stabil – bei über 80 Prozent. Von Demokratie-
verdrossenheit kann man in Deutschland also 
nicht sprechen. Bei den beschriebenen Differen-
zen handelt es sich um Nuancen einer insgesamt 
hohen Legitimität der Demokratie in Deutschland. 

 

Deutlich wird daher schon jetzt, dass gegen die 
Muslime gerichteten Vorwürfe, sie würden der 
Demokratie als normativem Konzept generell 
kritisch gegenüberstehen, ebenso in eine falsche 
Richtung weisen (siehe auch Cavuldak u. a. 2014; 
Hidalgo u. a. 2016) wie Vermutungen hinsichtlich 
einer Demokratiemüdigkeit von Christen. Das 
bestätigt sich bei der Frage zum Schutz von Min-
derheitenrechten: Durchgehend sehen vier von 
fünf Befragten aller untersuchten Gruppen Min-
derheiten als besonders schützenswert an. Da die 
Muslime in Deutschland selbst eine Minderheit 

    „90 Prozent der deutschen Muslime  

sehen die Demokratie als  

                          gute Regierungsform an.“
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ABBILDUNG 5: Einstellungen zur Demokratie in Deutschland1 (in %)

Demokratie ist eine gute Regierungsform

Schutz von Minderheiteninteressen wichtig

Demokratie in Deutschland funktioniert gut

Christen Muslime  
zugezogen

Muslime in  
Deutschland  

geboren

Religiös  
Ungebundene

1 Zustimmungen zu den Aussagen in Prozent; zusammengefasste Werte für die Antwortoptionen „stimme voll und ganz zu“ und „stimme eher zu“. 
 
Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland; gültige Fälle, gewichtet.
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darstellen, ist es schon eher überraschend, dass 
fast jeder Fünfte nicht dieser Auffassung ist. Ins-
gesamt deckt sich dieser Befund mit alternativen 
Forschungsergebnissen (Pickel 2014: 151) und 
bestätigt die hohe Legitimität der Demokratie als 
politischer Ordnung unter den Christen, Muslimen 
und Konfessionslosen in Deutschland.

Gleichwohl zielen die beiden Fragen zur Demo-
kratie als Regierungsform und zum Schutz von 
Minderheitenrechten auf sehr generelle Aussa-
gen, denen die Befragten oft recht einfach zu-
stimmen können. Es wird vor allem ein Ideal der 
Idee von Demokratie angesprochen. Diese Werte 
abstrahieren nicht nur von realen Umweltbedin-
gungen, ihre möglicherweise fehlende Umset-
zung aus Sicht der Bürger kann sogar Anlass zur 
Kritik an den Realbedingungen der Demokratie 
im Land sein (Norris 2011). Zudem gibt die Zu-
stimmung zu diesen Fragen nur begrenzt Aus-
kunft darüber, was die einzelnen Gruppen genau 
unter Demokratie verstehen und wie sie ihr Ver-
ständnis von Demokratie in Deutschland umge-
setzt sehen (Pickel 2016; Ferrin/Kriesi 2016).

Die Frage, wie gut die Demokratie in Deutschland 
alles in allem funktioniert, richtet den Blick stär-
ker auf die Umsetzungsebene und den Grad der 
politischen Unterstützung. Die Antworten ändern 
an der Verteilung zwischen den betrachteten  
Untersuchungsgruppen kaum etwas. Tatsächlich 
sind es unter den weltanschaulich differenzierten 
Gruppen sogar die Muslime, die die Funktions-
tüchtigkeit der deutschen Demokratie am posi-
tivsten einschätzen. So sind insgesamt 80 Pro-
zent von ihnen mit der deutschen Demokratie 
sehr zufrieden oder eher zufrieden. Möglicher-
weise sorgen die Erfahrungen der Einwanderer 
mit eher autokratischen Systemen sogar für eine 
größere Wertschätzung der Demokratie – selbst 
wenn ihr praktischer Vollzug nicht immer dem 
Ideal entspricht. Auch der Schutz der Minder-
heitenrechte spielt hierbei sicherlich eine bedeu-
tende Rolle. Am stärksten fallen demgegenüber 
wieder die Bürger der neuen Bundesländer und 
die Gruppe der Konfessionslosen ab. Aber selbst 
unter ihnen findet die praktische Demokratie noch 
eine beachtliche Zustimmung von über 60 Pro-
zent. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
angesichts dieser Zahlen – entgegen aller öffent-
lichen Debatten – kaum von einer generellen 

Unzu friedenheit mit der Politik oder einem Legi-
timitätseinbruch der Demokratie gesprochen 
werden kann. 

In diesen aktuellen Debatten stehen in der Regel 
auch andere Ebenen von Demokratie im Fokus – 
vor allem die Unzufriedenheit mit konkreten 
wirtschaftlichen und politischen Leistungen der 
herrschenden Eliten. Die Studienergebnisse, die 
auf diese Ebene zielen, passen denn auch deut-
lich besser dazu: So fällt die Einschätzung von 
Politikern überwiegend sehr gemischt – bis 
schlecht – aus (Abb. 6; Pickel 2013). In Deutsch-
land bringt nur gerade jeder zweite Bürger Poli-
tikern allgemein Vertrauen entgegen. Noch  
ungünstiger fallen die Werte hinsichtlich der  
Responsivität aus. Damit ist das Gefühl gemeint, 
dass Politiker auf die eigenen Wünsche und An-
liegen Rücksicht nehmen und sie, wo es sinnvoll 
ist, zumindest in Teilen umsetzen. Nur ein Drit-
tel der Bürger hat den Eindruck, dass die Politi-
ker auf ihre Interessen und Wünsche eingehen. 
Häufig herrscht vielmehr der Eindruck vor, Poli-
tiker wollten nur gewählt werden, um sich dann 
um ihre Pfründe zu kümmern. Die Vertretung 
des Gemeinwohls interessiere sie eher weniger. 
Andere Untersuchungen (Maier 2000; Pickel 
2002, 2013) zeigen gelegentlich eine noch dra-
matischere Ablehnungshaltung der Bürger ge-
genüber Politikern und Parteien als in den vor-
liegenden Zahlen ersichtlich. Das weist darauf 
hin, dass zwar nicht von einer Demokratiever-
drossenheit gesprochen werden kann, aber doch 
von einer Politikerverdrossenheit. Die massive 
Politiker- und Parteienverdrossenheit in großen 
Teilen der deutschen Bevölkerung ist dabei un-
abhängig von ihrer religiösen und ethnischen 
Prägung.

Die allgemeine Politikverdrossenheit, die in den 
Debatten um den Islam und die Zuwanderung oft 
beklagt und den sozialen Protestbewegungen mit 
ablehnender Haltung gegenüber religiöser Plura-
lisierung gerne zugeschrieben wird (Dekker/ 

„Tatsächlich sind es sogar die Muslime,  

        die die Funktionstüchtigkeit        

    der deutschen Demokratie am  

             positivsten einschätzen.“
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van der Noll 2012; Helbling 2012), trifft die Rea-
lität daher nur begrenzt. Ohne den Befund einer 
Politikverdrossenheit in seiner Relevanz unter-
schätzen zu wollen, sprechen die empirischen 
Befunde doch eher für eine Mischung aus weit-
verbreitetem Misstrauen gegenüber den politi-
schen Eliten – vor allem in Bezug auf ihre Ver-
trauenswürdigkeit und Gemeinwohlorientierung 
– bei gleichzeitiger hoher Akzeptanz der Demo-
kratie und – in weiten Teilen – ihrer Ausfor-
mung in Deutschland. 

Die in Deutschland lebenden Muslime, ob in 
Deutschland geboren oder in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten zugewandert, sind gegenüber 
Politikern genauso skeptisch bis misstrauisch 
wie alle anderen Bürger in Deutschland. Weder 
die religiöse Zugehörigkeit noch die unmittelbare 
Migrationsvergangenheit drücken sich in Legi-
timitätsdefiziten gegenüber der Demokratie als 
Regierungsform aus. Gleichzeitig schützen diese 
Identitätsmerkmale auch nicht vor einer ausge-
sprochen kritischen Haltung gegenüber politi-
schen Eliten und Parteien. Entweder haben sich 
zugewanderte Muslime in dieser Einstellung  

sehr schnell an die Gepflogenheiten und die 
Stimmung in der Aufnahmegesellschaft ange-
passt, oder diese Haltungen sind vollständig un-
abhängig von Einflüssen des nahen Umfeldes. 
Ersteres erscheint wahrscheinlicher. 

Bedenklicher als die kritische Haltung gegenüber 
politischen Eliten ist die recht hohe Zustimmung 
zu einer anderen Aussage. So befürwortet mehr 
als die Hälfte der deutschen Bevölkerung – und 
mit einem leichten Überhang die Muslime – eine 
stärkere politische Ausrichtung auf (autoritäre) 
Führungspersönlichkeiten („jemand, der mit 
harter Hand regiert“). Die Zustimmung zu dieser 
Frage fällt verhältnismäßig hoch aus im Verhält-
nis zu schärfer formulierten Fragestellungen in 
Extremismusstudien, etwa nach einem „starken 
Führer“ (Decker/Brähler 2018). Es ist davon aus-
zugehen, dass die Formulierung des Religions-
monitors vielen Befürwortern als eher kompati-
bel mit dem gleichzeitigen Erhalt der Demokratie 
und demokratischen Individualrechten erschien. 
Anders gesagt: Man kann sich eine Person vor-
stellen, die effektiver als bisher durchregiert, 
weil man gleichzeitig annimmt, dass alle Rechte 
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ABBILDUNG 6: Einstellungen zu Politikern in Deutschland1 (in %)

Habe kein Vertrauen in Politiker

Politiker nur an Wahlen interessiert

Wir brauchen starke Hand 

Christen Muslime  
zugezogen

Muslime in  
Deutschland  

geboren

Religiös  
Ungebundene

1 Zustimmungen zu den Aussagen in Prozent; zusammengefasste Werte für die Antwortoptionen „stimme voll und ganz zu“ und „stimme eher zu“. 
  
Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland; gültige Fälle, gewichtet.
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und Annehmlichkeiten der Demokratie für einen 
selbst davon unberührt bleiben. Gleichzeitig öff-
net diese auf eine stärkere Hierarchisierung der 
Politik bezogene Aussage doch den Blick auf eine 
eher bedenkliche Haltung hinsichtlich der politi-
schen Organisation der deutschen Gesellschaft. 
So wird der entsprechende Indikator in der De-
mokratieforschung üblicherweise als Hinweis auf 
ein antidemokratisches Verständnis interpretiert 
– oder zumindest als Anfrage an zentrale Prinzi-
pien demokratischer Mitbestimmung, Beteili-
gung und des Interessenausgleichs (Klingemann/
Fuchs 1995; Norris 1999, 2011). Eine Zustim-
mung zu dieser Aussage impliziert daher eine 
gewisse Skepsis und Unzufriedenheit in Bezug 
auf die Umsetzung der repräsentativen Demo-
kratie in Deutschland.

Ist die deutsche Situation nun besonders? Ver-
gleicht man dazu in verschiedenen Ländern die 
Haltungen von Muslimen zur Demokratie mit 
denen der Gesamtbevölkerung, so wird deutlich, 
dass es keine grundsätzliche Demokratiedistanz 
gibt, die sich allein auf die Zugehörigkeit zu der 
Glaubensgruppe der Muslime zurückführen lässt. 
In faktisch allen Untersuchungsländern sind die 
Differenzen zwischen der Demokratiebefürwor-
tung in der Gesamtbevölkerung und unter den 
Mitgliedern muslimischer Glaubensgemein-
schaften gering. Vielmehr spiegeln sich länder-
spezifische Unterschiede auch in der jeweiligen 
muslimischen Bevölkerung. Allein in Österreich 
ist die Situation leicht anders. Dort fällt die Zahl 
der Muslime, die der Demokratie Legitimität zu-
erkennen, mit 87 Prozent etwas niedriger aus als 
der Bevölkerungsschnitt (94 Prozent). Gleichzei-
tig ist das Vertrauen in die Politiker in Österreich 
unter Muslimen merklich geringer: 71 Prozent 
haben generell kein Vertrauen in Politiker. Hier-
für können spezifische regionale Erfahrungen 
der letzten Jahre mit verantwortlich sein, aber 
auch eine andere Gruppenzusammensetzung  
der Muslime in Österreich (Herkunftsländer,  

religiöse Prägung). In Deutschland und auch in 
Großbritannien ist die Demokratiezufriedenheit 
der Muslime in der Bevölkerung leicht über-
durchschnittlich. Es bleibt festzuhalten, dass  
sich die Bevölkerung eines Landes insgesamt 
weitgehend in ihrer politischen Unterstützung 
der Demokratie einig ist – unabhängig von der 
religiösen Prägung.

Differenzen in der politischen Unterstützung der 
Demokratie bestehen eher zwischen den Ländern 
als zwischen den Religionsgruppen. Dieser Be-
fund bestätigt die Annahme der politischen Kul-
turforschung (Easton 1979; Fuchs 1989; Pickel/
Pickel 2006), dass entsprechende Haltungen 
weitgehend durch den sozialen Kontext und die 
Bedingungen im politischen Umfeld geprägt 
sind, wozu auch die Performance der Politiker 
selbst gehört (Abb. 7). Ist die Legitimität einer 
(eher abstrakten) Vorstellung von Demokratie 
hoch, sinkt die Zufriedenheit mit der aktuellen 
Demokratie und endet zumeist in einem recht 
breiten Misstrauen gegenüber Politikern. So sind 
zum Beispiel in Frankreich ebenso die Muslime 
wie andere religiöse Gruppen mit der aktuellen 
Situation der Demokratie eher unzufrieden; nicht 
einmal 60 Prozent der Befragten sind der Mei-
nung, dass die Demokratie im Land gut funktio-
niert. Rund 70 Prozent haben kein Vertrauen in 
Politiker. In der Schweiz dagegen ist ebenso un-
ter Muslimen wie in der Gesellschaft insgesamt 
die Zufriedenheit mit der im Land erlebten De-
mokratie hoch; hier sind neun von zehn Befrag-
ten der Meinung, dass die Demokratie gut funk-
tioniert. Ein geringes Vertrauen haben nur rund 
38 Prozent der Befragten; dieser Anteil ist unter 
Muslimen mit 48 Prozent zwar höher, aber im 
Ländervergleich immer noch der niedrigste Wert. 
Am niedrigsten fällt die Zufriedenheit mit der 
Demokratie in der Türkei aus; hier ist lediglich 
die Hälfte der Bevölkerung mit der Umsetzung 
der Demokratie im Land zufrieden. In Großbri-
tannien ist über die verschiedenen weltanschau-
lichen Gruppen hinweg das Vertrauen in Politiker 
extrem gering: Vier von fünf Briten haben kein 
Vertrauen. Dieser Wert liegt sogar über dem 
recht hohen Wert der Türkei, wo ein Bevölke-
rungsanteil von 72 Prozent Politikern im Allge-
meinen misstraut. 

                                              „Es gibt keine grundsätzliche  

     Demokratiedistanz, die sich allein  

                      auf die Zugehörigkeit zu der Glaubensgruppe  

             der Muslime zurückführen lässt.“
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ABBILDUNG 7: Einstellungen zur Demokratie und zu Politikern im Ländervergleich1 (in %)

1   Zustimmungen zu den Aussagen in Prozent; zusammengefasste Werte für die Antwortoptionen  
„stimme voll und ganz zu“ und „stimme eher zu“.

 
Quelle:  Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung der jeweiligen Länder, gültige Fälle, gewichtet;  

Muslime in den jeweiligen Ländern, gültige Fälle, teilweise gewichtet (D, AU).
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Diese Ergebnisse lassen sich auf analoge Begrün-
dungsfaktoren im sozialen Umfeld zurückführen. 
So teilen eben die Mitglieder unterschiedlicher 
weltanschaulicher Gruppen ihre sozialen und 
politischen Erfahrungshorizonte – und beurtei-
len diese scheinbar sehr ähnlich und nicht in 
starkem Umfang weltanschaulich gefärbt. Die 
Haltungen in unterschiedlichen sozialen Grup-
pen hängen in starkem Maße von den Bedingun-
gen und dem sozialen Umfeld ab. Dies betrifft die 
Einbettung der entsprechenden sozialen Gruppen 
in die jeweilige Gesellschaft wie auch ihre soziale 
und sozioökonomische Situation. Hier ist bei ei-
ner globalen Sichtweise zusätzlich zu bedenken, 
dass die Zugehörigkeit zu muslimischen Glau-
bensgemeinschaften oft mit ungünstigeren sozi-
alen, beruflichen und sozioökonomischen Aus-

gangsbedingungen einhergeht. Eine solche 
Einschätzung bestätigt etwa der Bericht des 
Sachverständigenrates für Migration aus dem 
Jahr 2017 (SVR 2017). Der soziale Status weit-
gehend aus Migration resultierender religiöser 
Minderheiten ist in Europa (wie auch anderen-
orts) im Durchschnitt niedriger als in der Ge-
samtbevölkerung. Diese Rahmenbedingungen 
und Faktoren besitzen eine intervenierende Wir-
kung hinsichtlich der Haltungen zu Politikern 
und Demokratie. So ist aus der Forschung be-
kannt, dass sozial prekäre Lagen zu einer kri-
tischeren Haltung gegenüber dem politischen  
System führen. Untersuchungen von Binnen-
beziehungen zwischen der Einschätzung der  
eigenen Wirtschaftslage – die übrigens bei fast 
drei Vierteln der Deutschen positiv ausfällt –  
und der Demokratiezufriedenheit zeigen auch im 
Religionsmonitor einen eindeutigen statistischen  
Zusammenhang (pearsons r = .17; vgl. Infobox  
„Korrelationen messen“). Menschen, die ihre  
eigene wirtschaftliche Situation oder die des 
Landes, in dem sie leben, als besser einschätzen, 
sind auch mit der Demokratie zufriedener und 
weniger unzufrieden mit den Politikern. Gleiches 
gilt für Menschen, die davon ausgehen, dass sie 
ihren gerechten Anteil am Lebensstandard in 
dem Befragungsland erhalten (pearsons r = .24). 
Mit diesem Indikator wird das Gefühl relationa-
ler Deprivation ermittelt. Dabei handelt es sich 
um die Einschätzung der eigenen Lage im Ver-
gleich zu der von als relevant erachteten anderen 
Personen (Pickel 2012a: 138-145). Die ermittelten 
Beziehungen gelten in allen weltanschaulichen 
Gruppen im gleichen Ausmaß mit fast deckungs-
gleichen statistischen Beziehungsstärken. Ähn-
lich verhält es sich mit den Zusammenhangs-
mustern in den anderen europäischen Unter- 
suchungsstaaten. Entsprechend lohnt sich ein 
kurzer Blick auf die Verbreitung entsprechender 
Zufriedenheit oder Unzufriedenheit (Abb. 8). 

Korrelationen messen 

Eine Korrelation bezeichnet in der Soziologie einen linearen  

statistischen Zusammenhang zwischen zwei Variablen. 

Ein quantitatives Maß dafür ist der Pearson-Korrelationskoeffi-

zient r. Dessen Wert kann zwischen -1 und 1 liegen. Ein Wert  

von 0 verweist darauf, dass zwischen beiden Variablen kein Zu-

sammenhang besteht. Wenn r größer als Null ist, spricht man 

von einer positiven Korrelation, bei r kleiner als 0 verhält es  

sich genau andersherum. Ab einem Wert von +/- 0.3 kann von 

einem moderaten Zusammenhang, ab einem Wert von 0.5  

von einem relativ starken Zusammenhang gesprochen werden.

Gamma ist ein Korrelationsmaß für ordinal oder metrisch  

skalierte Daten und gibt ebenfalls Stärke und Richtung des  

Zusammenhangs zwischen zwei Variablen an. Bei positivem  

Zusammenhang ist der Verlauf gleichgerichtet, bei negativem 

Zusammenhang ist er entgegengesetzt. Gamma kann somit  

auch Werte zwischen 0 und ±1 annehmen.

Das Signifikanzniveau beschreibt die Wahrscheinlichkeit, mit  

der ein in der Stichprobe gefundener Zusammenhang nicht zu-

fällig zustande kommt. Beim niedrigsten Signifikanzniveau (*)  

ist der Befund mit noch 95-prozentiger Wahrscheinlichkeit nicht 

zufällig. Höhere Signifikanzniveaus werden mit ** beziehungs-

weise *** gekennzeichnet. Im vorliegenden Text sind alle darge-

stellten und interpretierten Zusammenhänge auf mindestens 

dem niedrigsten Niveau signifikant; auf Abweichungen wird im 

Text hingewiesen.

„Sozial prekäre Lagen führen zu einer  

           kritischeren Haltung gegenüber dem  

      politischen System.“
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ABBILDUNG 8: Einschätzungen der persönlichen wirtschaftlichen wie sozialen Lage im Ländervergleich (in %)

1 Frage: „Wie beurteilen Sie Ihre eigene gegenwärtige wirtschaftliche Lage?“, Antwortoptionen: „sehr schlecht“, „eher schlecht“, „eher gut“, „sehr gut“.
2  Frage: „Unabhängig davon, wie gerecht es in unserer Gesellschaft zugeht: Glauben Sie, dass Sie ...?“, Antwortoptionen: „... bekommen, was  

Ihnen gerechterweise zusteht?“,  „... etwas mehr bekommen, als Ihnen zusteht?“, „... sehr viel mehr bekommen, als Ihnen zusteht?“, „... etwas weniger 
bekommen, als Ihnen zusteht?“, „... sehr viel weniger bekommen, als Ihnen gerechterweise zusteht?“ 

   
Quelle:  Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung der jeweiligen Länder, gültige Fälle, gewichtet; Muslime in den jeweiligen Ländern,  

gültige Fälle, teilweise gewichtet (D, AU).
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Das beobachtbare Muster ähnelt frappierend  
dem in Abbildung 7. Während die Zufriedenheit 
mit der Wirtschaftslage den Selbstbekundungen 
der Bürger nach in Deutschland und der Schweiz  
am besten ausfällt, liegt Frankreich zurück. So 
schätzen rund 70 Prozent der Franzosen die 
wirtschaftliche Lage im Land als gut ein; in 
Deutschland und der Schweiz sind es vier von 
fünf Befragten. Zugleich ist auch die Demokra-
tiezufriedenheit in Frankreich etwas geringer. 
Noch deutlicher werden die Unterschiede bei der 
Frage, ob man den gerechten Anteil am Lebens-
standard seines Landes erhält. Dieser Indikator 
trägt speziell in Österreich zur Erklärung der 
Differenzen zwischen Muslimen und Gesamtbe-
völkerung bei. So glauben hier immerhin 50 Pro-
zent der Muslime, nicht den gerechten Anteil  
am Lebensstandard im Land zu erhalten, das 
sind 20 Prozentpunkte mehr als in der österrei-
chischen Gesamtbevölkerung. Selbst die gering-
fügig höhere Demokratiezufriedenheit der Mus-
lime in Großbritannien hat ihre Entsprechung  
in der geringeren Zahl derjenigen, die glauben, 
nicht den gerechten Anteil am Lebensstandard 
zu erhalten. Das Ungerechtigkeitsempfinden ist 
in der Türkei am größten, wo auch die Zufrie-
denheit mit der Umsetzung der Demokratie am 
niedrigsten ausfällt. Daraus kann man schließen, 
dass es weitgehend die (empfundenen) sozialen, 
ökonomischen und politischen Rahmenbedin-
gungen der Bürger in den Ländern sind, die – 
unabhängig davon, ob jemand Muslim oder  
Christ ist – die Zufriedenheit mit Demokratie 
und Politik prägen. 

Anhand dieser Ergebnisse zeigt sich eines deut-
lich: Es gibt faktisch keine systematischen, auf 
einer Zugehörigkeit zu muslimischen Glaubens-
gemeinschaften beruhenden Defizite in der Hal-
tung zur Demokratie und damit keine systema-
tischen Unterschiede in der politischen Kultur 
zwischen den Angehörigen der untersuchten  
Religionsgemeinschaften. Vielmehr sind die ge-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen von ent-
scheidender Prägekraft für die politische Unter-
stützung der Demokratie in einem Land. Dies 
betrifft in starkem Maße die wirtschaftliche  
Situation oder, genauer, die Einschätzung der  
eigenen wirtschaftlichen Situation. Noch deut-
licher kommen relationale Betrachtungsweisen 
der eigenen sozialen Situation zur Geltung. Das 

heißt, die eigene soziale Situation gewinnt erst 
recht Relevanz für die Haltung zur Demokratie 
mit der persönlichen Einordnung gegenüber an-
deren und deren sozialer Situation.

3.2. Binnendifferenzierungen:  
Glaubensrichtungen im Vergleich

Bislang haben wir einen recht allgemeinen  
Blick auf die politische Kultur in Deutschland  
geworfen. Diese Betrachtungsweise wird aber 
den Binnendifferenzen sowohl des Christentums 
als auch der islamischen Religionsgemeinschaf-
ten nicht gerecht. Wie verändert sich das Bild, 
wenn man etwas stärker ins Detail geht und die 
religiöse Pluralität differenzierter erfasst? Be-
sonders interessant ist es, die Mitglieder der ver-
schiedenen Ausrichtungen des Islams miteinan-
der zu vergleichen.2 So zeigten bereits Analysen 
des Bertelsmann Religionsmonitors 2013 (Pickel 
2013; Pollack/Müller 2013), dass sich die Aleviten 
und die Schiiten von den mehrheitlich dem sun-
nitischen Glauben angehörenden Muslimen in 
Deutschland in verschiedenen Einstellungen und 
in der religiösen Grundhaltung unterscheiden. 
Daraus könnten auch unterschiedliche Haltungen 
zur Demokratie resultieren. Und in der Tat fin-
den wir Differenzen, wenn auch weitgehend auf 
einem hohen Niveau der Zustimmung (Abb. 9). 

Sowohl die Zustimmung zur Demokratie als  
guter Regierungsform als auch die Anerkennung 
des Schutzes von Minderheitenrechten ist in allen 
Glaubensrichtungen in relativ gleich starker Weise 
vorhanden. Allerdings ist der Wunsch nach Min-
derheitsrechtsschutz noch einmal stärker aus-
geprägt in den Gruppen der Aleviten und der 
Muslime ohne selbst zugewiesene Glaubensrich-
tung. Ein Demokratiedefizit im Sinne einer Ab-
lehnung der bestehenden demokratischen poli-
tischen Kultur zeigt sich bei keiner Glaubens-
richtung. Dies gilt auch für die Muslime in 
Deutschland. Im Gegenteil, die Umsetzung der 
Demokratie in Deutschland scheint alles in allem 
bei den muslimischen Glaubensgruppierungen 

2 Ein empirisch belastbarer Vergleich mit Mitgliedern anderer Religions-
gruppen ist aufgrund der geringen Fallzahlen dieser Gruppen in der 
Stichprobe leider nicht möglich.
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sogar etwas besser abzuschneiden als in anderen 
Teilen der Bevölkerung. Bereits genannt wurden 
an anderer Stelle die Konfessionslosen, die so-
wohl was die Legitimität der Demokratie angeht, 
aber vor allem im Hinblick auf die Zufriedenheit 
mit ihrem aktuellen Funktionieren die im Ver-
gleich niedrigsten Werte aufweisen. Aleviten sind 
der Demokratie als Regierungsform um Nuancen 
mehr zugeneigt als Angehörige der sunnitischen 
Glaubensrichtung.

Bei anderen Aspekten des politischen Systems 
finden sich ähnliche Ergebnisse. Hier ist auffäl-
lig: Die Muslime in der Stichprobe, die sich kei-
ner Glaubensrichtung zugeordnet haben, hinter-
lassen den liberalsten oder der Demokratie am 
meisten zugeneigten Eindruck. Sie sprechen sich 
in geringerem Maße für eine „harte Hand“ in der 

Politik aus und etwas stärker als die anderen 
Gruppen – die bereits sehr hohe Werte in dieser 
Frage aufweisen – für den Schutz von Minder-
heitenrechten. Zur Illustration kritischer Positio-
nen nehmen wir hier eine bislang nicht behan-
delte Frage hinzu, die auf die Einschätzung zielt, 
inwieweit Demokratien entscheidungsschwach 
sind. Die geringe Zustimmungsrate von meist 
unter 40 Prozent verteilt sich relativ gleichmäßig 
über die Religionsgemeinschaften und ihre Mit-
glieder. Maßgebliche Unterschiede sind nicht zu 
erkennen, was gerade vor dem Hintergrund der 
Debatten um eine vermutete Nähe etwa türkei-
stämmiger Muslime zu autokratischeren und  
effizienten politischen Lösungen beachtenswert 
ist. Allein beim Einfluss religiöser Leitfiguren 
finden sich Unterschiede zwischen den welt-
anschau lichen Gruppen. Doch erlauben diese 
keine pauschale Unterscheidung zwischen Mus-
limen und Christen: Allein die Sunniten in 
Deutschland sähen gerne etwas häufiger als An-
gehörige anderer Religionsgemeinschaften eine 
stärkere Machtzentrierung bei religiösen Anfüh-
rern. Hierfür könnte die stärkere Religiosität der 
Sunniten in Deutschland mit verantwortlich sein 

„Ein Demokratiedefizit im Sinne  

               einer Ablehnung der bestehenden  

       demokratischen politischen Kultur zeigt sich   

         bei keiner Glaubensrichtung.“
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ABBILDUNG 9: Demokratiestützende Einstellungen – nach Religion und Glaubensrichtung (in %)

Demokratie ist eine gute Regierungsform

Schutz von Minderheiteninteressen wichtig

Demokratie in Deutschland funktioniert gut

Katholiken Protestanten Sunniten Schiiten Aleviten Ohne Glaubens- 
richtung

Religiös  
Ungebundene

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland; gültige Fälle, gewichtet.
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(siehe hierzu Kapitel 3.4.). Aber selbst in dieser 
Religionsgruppe stellen die Befürworter des Ein-
flusses religiöser Führer mit 37 Prozent eine 
Minderheit (Abb. 10). 

Auch bei der Politikerverdrossenheit und dem 
Wunsch nach einer starken und effektiven Füh-
rungspersönlichkeit gibt es kaum Unterschiede 
zwischen den verschiedenen Glaubensrichtungen 
(Abb. 11). Dies bedeutet: Zwischen Muslimen, 
Christen unterschiedlicher Ausrichtung und 
Konfessionslosen in Deutschland besteht ein 
Konsens dahin gehend, dass das Prinzip der  
Demokratie ebenso wie deren Umsetzung in 
Deutschland befürwortet wird. Zudem sind sich 
alle relativ einig in ihrem recht großen Misstrauen 
gegenüber Politikern und in ihrer relativ großen 
Bereitschaft, starken Führungspersönlichkeiten 
zu folgen. Ein Grund hierfür dürfte die in un-
gefähr der Hälfte der Bevölkerung bestehende 
Wahrnehmung sein, dass die Welt zu kompliziert 
geworden ist, um sie noch ganz zu durchschauen. 
Diese Einschätzung, die sozialwissenschaftlich 
nahe an dem Konzept der Anomie, also dem Ge-
fühl der zunehmenden Orientierungslosigkeit 

liegt, wird sozialpsychologisch oft als ein Grund 
für den Wunsch nach klarer Führerschaft und eine 
Anfälligkeit für Autoritarismus gesehen (Adorno 
u. a. 1950). Im Vergleich der Glaubensgruppen ist 
diese Haltung unter Aleviten, Sunniten, Schiiten 
und Katholiken tendenziell stärker verbreitet 
mit einem Anteil von 60 Prozent oder mehr. 

Fasst man die bisherigen Ergebnisse zusammen, 
so wird deutlich, dass sich die Mitglieder ver-
schiedener muslimischer Richtungen in Deutsch- 
land politisch nur wenig von den Angehörigen 
anderer Religionen oder auch von Konfessions-
losen unterscheiden. In Bezug auf eine positiv 
unterstützende Haltung zur Demokratie – auch 
der deutschen Demokratie – finden sich nur ge-
ringfügige Unterschiede zwischen den betrachte-
ten weltanschaulichen Gruppierungen.

       „Alle Glaubensrichtungen 

sind sich relativ einig in ihrem 

     recht großen Misstrauen  

                gegenüber Politikern.“
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ABBILDUNG 10: Demokratiekritische Einstellungen – nach Religion und Glaubensrichtung (in %)

Wir brauchen eine starke Hand

Demokratien sind entscheidungsschwach

Religiöse Führer sollten politischen Einfluss haben

Katholiken Protestanten Sunniten Schiiten Aleviten Ohne Glaubens- 
richtung

Religiös  
Ungebundene

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland; gültige Fälle, gewichtet.
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unterschiedliche weltanschauliche Zugehörigkei-
ten gespalten (Abb. 12). Zwar fühlen sich vier von 
fünf der befragten deutschen Muslime dem Her-
kunftsland ihrer Eltern oder Großeltern verbun-
den (47 Prozent sehr verbunden), gleichzeitig 
liegt aber die Verbundenheit mit Deutschland in 
der gleichen Gruppe bei über 90 Prozent (65 Pro-
zent sehr verbunden!). Selbst wenn also für die 
meisten Muslime in Deutschland die Beziehung 
zu ihrem Herkunftsland längerfristig Bestand 
hat, untergräbt sie nicht die Bindung an ihre 
neue Heimat.3 Eher bilden sich hybride Identitä-
ten aus, bei denen möglicherweise die eine oder 
andere Seite der Identität im Vordergrund steht 
(vgl. Foroutan u. a. 2014; Pollack/Müller 2018). 
Diese Dominanz eines Teils der Identität kann 
abhängig von konkreten Alltagssituationen und 
Rahmenbedingungen variieren. Nun erzwingen 
die von uns vorgelegten Fragen allerdings keine 
Entscheidungen für eine Identität – man kann 

25

50

75

100

ABBILDUNG 11: Einstellungen zu Politikern und Anomie – nach Religion und Glaubensrichtung (in %)

Habe kein Vertrauen in Politiker

Politiker nur an Wahlen interessiert

Anomie1

Katholiken Protestanten Sunniten Schiiten Aleviten Ohne Glaubens- 
richtung

Religiös  
Ungebundene

1  Zustimmung zu der Aussage: „Heute ändert sich alles so schnell, dass ich oft nicht weiß, woran ich mich halten soll.“  

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland; gültige Fälle, gewichtet.

5
96

6
4

3 4
9

6
5

4
2

4
2

6
6

5
06

06
8

5
6

7
0

6
6

5
7 5
9

5
9

5
4

4
7

6
1

4
8

Christen Muslime

3.3. Hybride Identitätsbildung als 
Brücke zwischen zwei Heimaten

In der politischen Kulturforschung in den letzten 
Jahrzehnten etwas in den Hintergrund getreten, 
aber zuletzt durch Identitätsdebatten wieder ver-
stärkt in den Fokus der wissenschaftlichen Ana-
lyse gerückt, ist die Auseinandersetzung darüber, 
welche Haltung die Bürger zur politischen Ge-
meinschaft haben. Gemeint ist damit das affek-
tive Gefühl der Zugehörigkeit und Identifikation 
mit einer politischen Gemeinschaft als überge-
ordnetem Kollektiv (Easton 1979). In öffentli-
chen Debatten wird oft der Vorwurf an Einwan-
derer, vor allem Muslime, erhoben, dass ihnen 
selbst nach Jahren in Deutschland ihr Herkunfts-
land wichtiger sei als ihr „neues Heimatland“. 
Einen Anlass dafür bot das für viele Deutsche 
überraschende Wahlverhalten in Deutschland  
lebender Muslime mit türkischer Staatsbürger-
schaft zur Verfassungsänderung in der Türkei. 

Die Daten des Bertelsmann Religionsmonitors 
2017 geben auch an dieser Stelle nur wenig An-
lass zu der Sorge, die Gesellschaft werde durch 

3 Zu vergleichbaren Befunden einer hohen Verbundenheit von  
Deutschen mit Migrationshintergrund zur deutschen Nation kamen 
Foroutan u. a. (2014: 25).
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sich relativ einfach verschiedenen Gruppen ver-
bunden fühlen, was einer hybriden Identitäts-
wahl zugutekommt. Wie die Entscheidung zwi-
schen den Facetten der hybriden Identität im 
Konfliktfall aussehen würde, ist schwer zu sagen 
– und von individuellen Positionen und Erfah-
rungen abhängig. 

Insgesamt zeigen die Befragungsergebnisse,  
dass für die meisten, auch die meisten musli-
mischen Befragten die Bindung an das Land, in 
dem sie leben, im Vordergrund steht. Innerhalb 
der Gruppe der Muslime ist die Bindung an das  
Herkunftsland bei den Schiiten am stärksten aus - 

geprägt, bei den Aleviten im Vergleich am ge-
ringsten. Selbst die Verbundenheit der meisten 
deutschen Muslime zu Europa ist kaum weniger 
stark als in weiten Teilen der deutschen Bevölke-
rung mit anderer weltanschaulicher Prägung. 
Immerhin zwei Drittel der deutschen Muslime 
fühlen sich zudem den Muslimen weltweit ver-
bunden.4 Die Aussagekraft dieser Frage dürfte 
begrenzt sein, handelt es sich doch um eine lose 
Verbundenheitszusage in Bezug auf eine globale 
religiöse Identität. So ist dies auch der niedrigste 
der abgefragten Verbundenheitswerte. Zwischen 
den Muslimen in Deutschland bestehen dabei je 
nach Glaubensrichtung markante Unterschiede. 
Unter den Aleviten empfinden zwei von drei der 
Befragten keine Verbundenheit mit den Musli-
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ABBILDUNG 12: Verbundenheit1 mit Deutschland und Europa – nach Religion und Glaubensrichtung (in %)

Deutschland

Europa

Herkunftsland2

Muslime weltweit3

Katholiken Protestanten Sunniten Schiiten Aleviten Ohne Glaubens- 
richtung

Religiös  
Ungebundene

1    Frage: „Wie verbunden fühlen Sie sich mit Deutschland/Europa/[Herkunftsland]/Muslimen weltweit?“;  
Anteil derjenigen, die sich sehr oder eher verbunden fühlen.

2 Nur Personen mit Migrationshintergrund 
3  Nur Muslime 

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerungsstichprobe Deutschland sowie Zusatzstichprobe Muslime in Deutschland, gültige Fälle.

Christen Muslime

8
8

8
2 9

6
8

3

9
7

7
1 8

4
7

8

9
3

7
5 7
7

5
9

9
7

8
1

6
3

3
6

9
4

8
2

7
6

5
0

8
7

8
0

            „Selbst wenn für die meisten Muslime die  

Beziehung zu ihrem Herkunftsland  

            längerfristig Bestand hat, untergräbt sie nicht    

         die Bindung an ihre neue Heimat.“

4 Leider wurde die zu Vergleichszwecken hilfreiche Frage der Verbun-
denheit zu den Christen weltweit in Deutschland nicht gestellt, sodass 
ein direkter Vergleich nicht möglich ist.
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ABBILDUNG 13: Verbundenheit1 mit dem Land und Europa im Ländervergleich (in %)

1    Frage: „Wie verbunden fühlen Sie sich mit Deutschland/Europa/[Herkunftsland]/Muslimen weltweit?“;  
Anteil derjenigen, die sich sehr oder eher verbunden fühlen.

2 Nur Personen mit Migrationshintergrund 
3   Nur Muslime 

Quelle:  Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung der jeweiligen Länder, gültige Fälle, gewichtet;  
Muslime in den jeweiligen Ländern, gültige Fälle, teilweise gewichtet (D, AU).
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men weltweit, während für drei Viertel der Sun-
niten in Deutschland diese Identifikation mit der 
sogenannten „Umma“ eher oder sehr wichtig  
ist. Dabei ist die weltweite muslimische Verbun-
denheit unter den Muslimen, die in Deutschland  
geboren sind, deutlich stärker ausgeprägt (80 Pro-
zent) als unter denjenigen, die noch selbst zuge-
wandert sind (59 Prozent). 

Die Situation in Deutschland weicht nur margi-
nal von der in den europäischen Nachbarländern 
ab (Abb. 13). So ist die Verbundenheit der Muslime 
mit Deutschland – also dem Land, in dem sie  
leben – im Verhältnis zur Identifikation mit dem 
Herkunftsland besonders ausprägt (96 versus  
80 Prozent). Ähnlich sieht es in der Schweiz aus. 
Zudem ist unter den deutschen Muslimen die 
Verbundenheit mit Europa mit einem Anteil von 
73 Prozent am stärksten. Dabei ist es bemer-
kenswert, dass in allen Untersuchungsländern 
die Verbundenheit mit dem Befragungsland, also 
dem Land, in dem die Muslime leben, im Ver-
gleich zu allen anderen kollektiven Identitätsbe-
zügen am höchsten ausfällt. Der Ländervergleich 
stützt die Annahme, dass die Verbundenheit zu 
der politischen Gemeinschaft, in der man lebt, 
wie auch die Haltung zur Demokratie stark durch 
regionale Faktoren und nur begrenzt durch die 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Weltan-
schauungsgemeinschaft geprägt ist. So sind die 
Muslime im Durchschnitt genauso offen gegen-
über Europa oder euroskeptisch wie der Rest der 
Bevölkerung im Land. Tendenziell zeigen Musli-
me sogar eine größere Verbundenheit mit Euro-
pa. In Großbritannien ist die Euroskepsis relativ 
stark ausgeprägt; hier fühlt sich nur rund jeder 
Zweite mit Europa verbunden. Nur in der Türkei 
ist die Verbundenheit mit Europa mit einem  
Anteil von 33 Prozent geringer als in Großbritan-
nien. Allein in Österreich wird ein anderes Mus-
ter sichtbar: Hier zeigen Muslime eine etwas  
geringere Verbundenheit sowohl mit Österreich 
als auch mit Europa im Vergleich zur Gesamt-
bevölkerung. 

Der Ländervergleich stützt den Befund, dass  
hybride Identitäten eher die Regel als die Aus-
nahme sind und dass in diesen Identitätskon-
zepten die Verbundenheit mit dem Land, in dem 
man lebt, eine starke Kraft ist. Dementsprechend 
lässt sich sagen, dass die meisten Muslime in 

Europa in diesem Sinne recht gut in ihre Wohn-
länder und -orte integriert sind (auch Halm/
Sauer 2017), zumeist ohne dabei gänzlich die 
Bindung an die Herkunftsregion und Herkunfts-
nation aufzugeben – oder aufgeben zu wollen. 
Bei den bereits in Deutschland geborenen Mus-
limen lässt in der Gesamtheit die Verbundenheit 
zum Heimatland leicht nach. Diese Unterschiede 
bestehen in allen Untersuchungsländern. Inter-
essant ist, dass die Bindung an die weltweite 
muslimische Gemeinschaft in Großbritannien 
und Frankreich deutlich stärker als in Deutsch-
land, der Schweiz und Österreich ausfällt. In 
Großbritannien scheint die Umma sogar wich-
tiger als das Geburtsland beziehungsweise  
das Herkunftsland zu sein. In beiden Ländern 
(Frankreich und Großbritannien) spielen mög-
licherweise Globalisierungseffekte religiöser Ver-
netzung eine bedeutendere Rolle als im deutsch-
sprachigen Raum (Roy 2010).

3.4. Religiosität und demokratische 
Einstellungen – eine Verhältnisbe-
stimmung

Nach den bisherigen Betrachtungen beeinflusst 
die religiöse Zugehörigkeit die Haltungen zu  
Demokratie und Politik nur begrenzt. Kann man 
von diesem Ergebnis ausgehend auf eine geringe 
Relevanz von Religion für die politische Unter-
stützung der Demokratie schließen? Nicht nur 
Bundesprogramme zum Umgang mit dem „radi-
kalen Islam“ lassen daran Zweifel aufkommen. 
Auch der Blick nach Brasilien, wo jüngst ein 
rechtspopulistischer Präsident mithilfe evange-
likaler Christen an die Macht kam und mit ras-
sistischen, homophoben und frauenfeindlichen 
Äußerungen auffällt, legt anderes nahe. Offenbar 
gilt es, genauer hinzuschauen, wie und in welcher 
Weise jemand religiös ist, um mehr darüber zu 
erfahren, wie sich eine spezifische religiöse Hal-
tung zu demokratischen Grundwerten verhält. 

Dass es unterschiedliche Grade und Zusammen-
setzungen von Religiosität gibt, gilt unabhängig 
von der Religion selbst und damit für Christen, 
Muslime, Hindus, Buddhisten und Juden gleicher-
maßen. Die einen gehen regelmäßig in den Gottes-
dienst, beten und fasten. Die anderen feiern nur 
Weihnachten oder bezeichnen sich als „Kultur-
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muslime“, für die der Glaube an einen Gott keine 
alltagspraktische Bedeutung hat. Wie religiös  
jemand ist, lässt sich daher auch daran ablesen, 
welche praktische Bedeutung der eigene Glaube 
im täglichen Leben hat. Religiosität kann stark 
oder schwach ausgeprägt sein, grundsätzlich ist 
sie zunächst zu unterscheiden von einer dogma-
tischen religiösen Haltung. Denn religiöser Ernst 
kann durchaus mit hoher Toleranz in Bezug auf 
die Lebensweise anderer – und der Anerkennung 
einer säkularen Gesellschaftsorganisation – ein-
hergehen. Dabei spielt auch die Interpretation 
der eigenen religiösen Tradition eine Rolle. So-
wohl im Christentum als auch im Koran existie-
ren liberale Auslegungen, denen hochreligiöse 
Christen und Muslime folgen können (Amirpur 
2013).

Religiosität messen 

Die im Religionsmonitor mit einer Reihe von Fragen erfassten 

Dimensionen der Religiosität nach Huber (2003) werden in 

einem Zentralitätsindex abgebildet. Er setzt sich aus ausgewähl-

ten Indikatoren zu religiösem bzw. spirituellem Glauben und 

ebensolcher Praxis zusammen, die zunächst anhand sich zum  

Teil überschneidender Indikatoren zu einem theistischen und  

zu einem pantheistischen Index zusammengefasst werden. Für 

den Zentralitätsindex wird der Wert verwendet, der von beiden 

Indizes der höchste ist. Dieser Index liefert ein Maß für die Be-

deutung von Religion im Leben der Befragten. Je höher der Wert, 

desto zentraler ist die Religion. Die Antwortkategorien der Indi-

katoren wurden für den Index in eine 5er-Skala umgerechnet 

und in eine einheitliche Richtung umcodiert, summiert und durch 

die Anzahl der Indikatoren geteilt, sodass der Zentralitätsindex 

Werte von 1 (= niedrig religiös) bis (5 = hochreligiös) umfasst. Ein 

alterna tiver Zentralitätsindex entsteht durch die Umrechnung  

in drei Kategorien: 1 = niedrig (1,0 bis 2,0), 2 = mittel (2,1 bis 3,9) 

und 3 = hoch (4,0 bis 5,0).
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ABBILDUNG 14: Religiosität1 – nach Religion und Glaubensrichtung (in %)

Niedrig

Mittel

Hoch

Katholiken Protestanten Sunniten Schiiten Aleviten Ohne  
Glaubens- 

richtung

Muslime
zugezogen

Muslime in  
Deutschland  

geboren

Religiös  
Ungebundene

1 Zentralitätsskala (siehe Infobox)

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland; gültige Fälle, gewichtet.
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Dogmatisch werden rigide Haltungen des Reli-
giösen genannt, die in religiösen Exklusivismus, 
also der Annahme, dass nur die eigene Religion 
recht hat, münden können. Deswegen wird eine 
dogmatische religiöse Haltung oft mit einer Ab-
lehnung von Demokratie und staatlichem Ein-
fluss in Zusammenhang gebracht (Koopmans 
2017; Pickel/Yendell 2016). Mit Fundamentalis-
mus wird eine religiöse Haltung beschrieben,  
die davon ausgeht, dass es ein unaufweichliches 
Fundament einer Religion gibt, das in einer frü-
hen Heilsschrift niedergeschrieben ist (Riese-
brodt 2001). Fundamentalisten begründen ihre 
rigorosen Haltungen in der Gegenwart daher mit 
dem Wortlaut des Ursprungstextes und lassen 
keine historisch-kritische Auslegung zu. Bei-
spiele gibt es dafür in allen klassischen „Buch-

religionen“ (Judentum, Christentum, Islam). Ein 
religiöser Dogmatiker muss kein Fundamentalist 
sein, jedoch dürfte er (mit oder ohne Verweis auf 
die immerwährende Gültigkeit einer niederge-
schriebenen Heilsoffenbarung) religiöse Normen 
gegenüber weltlichen Normen priorisieren. Eine 
solche Haltung kann für liberale Demokratien, 
die auf eine Trennung von Kirche und Staat Wert 
legen, durchaus ein Problem darstellen. 

Zweifel gibt es aber auch daran, ob allein schon 
eine intensive Glaubenspraxis und demokrati-
sche Überzeugungen miteinander kompatibel 
sind: So konstatierte im Sommer 2018 eine Stu-
die des Pew Research Center (Pew 2018) eine 
stärkere antipluralistische und antidemokrati-
sche Haltung von christlichen Kirchgängern im 
Vergleich sowohl zu Konfessionslosen als auch 
zu Konfessionsmitgliedern, die nur selten den 
Gottesdienst aufsuchen. 

Um diese Thesen zu überprüfen und mehr über 
den Zusammenhang zwischen verschiedenen  
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ABBILDUNG 15: Religiöse Selbsteinschätzung1 – nach Religion und Glaubensrichtung (in %)

Gar nicht/wenig religiös

Mittelreligiös

Ziemlich/sehr religiös

Katholiken Protestanten Sunniten Schiiten Aleviten Ohne  
Glaubens- 

richtung

Muslime
zugezogen

Muslime in  
Deutschland  

geboren

Religiös  
Ungebundene

1 Frage: „Alles in allem: Als wie religiös würden Sie sich selbst bezeichnen?“ 
 
Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland; gültige Fälle, gewichtet.

Christen Muslime
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37

29

18

37

45

92

5

         „Eine dogmatische religiöse Haltung  

                             wird oft mit einer Ablehnung von  

               Demokratie und staatlichem Einfluss in  

                                             Zusammenhang gebracht.“
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religiösen Haltungen und demokratischen Ein-
stellungen in den unterschiedlichen weltan-
schaulichen Gruppen zu erfahren, betrachten wir 
in einem ersten Zugang die Verteilung der Reli-
giosität. Hierzu wird der in den Studien des Ber-
telsmann Religionsmonitors seit 2008 bewährte 
Index der Zentralität von Religiosität verwendet 
(Huber 2003, 2008: 18 – 19). Unter Zuhilfenahme 
verschiedener Indikatoren und Dimensionen der 
Religiosität lassen sich so Befragte danach un-
terscheiden, ob ihre Religiosität niedrig, mittel 
oder hoch ist (Abb. 14). Da der Index aufgrund 
seiner Konstruktion eine externe Zuweisung vor-
nimmt, wird ergänzend zur Zentralitätsmessung 
die Eigeneinstufung der Befragten als religiös 
oder nicht religiös hinzugezogen (Abb. 15).

Insgesamt zeigen sich in der Religiosität der  
hier untersuchten Religionsgemeinschaften  
einige Unterschiede. So divergiert der Anteil der 
Hochreligiösen zwischen den Religionsgemein-
schaften in einem beachtlichen Maße. Wie kaum  
anders zu erwarten, ist die Religiosität unter 
Konfessionslosen gering ausgeprägt, wobei nach 
der hier verwendeten Zentralitätsskala immerhin 
rund 30 Prozent der Konfessionslosen zumindest 
eine mittlere Religiosität aufweisen – bei der 
Selbsteinschätzung sinkt dieser Anteil allerdings 
auf weniger als 10 Prozent5. Die Mitglieder der 
katholischen und evangelischen Kirche bewegen 
sich mehrheitlich im Bereich mittlerer Religiosi-
tät.6 Rund 17 Prozent der evangelischen Christen 
sind nach dem Zentralitätsindex als hochreligiös 
einzustufen; unter den Katholiken sind es mit 
rund 26 Prozent deutlich mehr. Dies entspricht 
in etwa den Anteilen derer, die sich selbst als 
ziemlich oder sehr religiös bezeichnen. Wie be-
reits 2013 belegt auch der Bertelsmann Religi-
onsmonitor 2017 eine höhere Religiosität der 
Muslime: Sowohl die Zentralität der Religiosität 
(Abb. 14) als auch die selbst bekundete subjektive 
Religiosität (Abb. 15) unter den Muslimen sind 

höher als unter Mitgliedern anderer Religions-
gruppen. Rund 40 Prozent der muslimischen  
Befragten lassen sich den Hochreligiösen zuord-
nen und nur knappe 10 Prozent den Niedrigreli-
giösen. Allerdings gilt die höhere Religiosität 
nicht für alle Muslime gleichermaßen, sondern 
betrifft vor allem die Mitglieder der sunnitischen 
Glaubensrichtung (48 Prozent Hochreligiöse). 
Unter den Aleviten ist nicht mal jeder Zehnte als 
hochreligiös einzustufen; jeder Fünfte weist eine 
nur niedrige Religiosität auf. Dieser Anteil der 
reli giös distanzierten Religionsmitglieder ist  
unter den Aleviten sogar höher als unter den 
Mitgliedern der katholischen oder evangelischen 
Kirche. Bemerkenswert ist, dass der Anteil der 
hochreligiösen Muslime unter in Deutschland 
geborenen Muslimen mit 44 Prozent höher aus-
fällt als unter zugewanderten (37 Prozent). Die 
konfessionelle Zugehörigkeit kann dafür keine 
Rolle spielen (sowohl von den in Deutschland 
geborenen als auch von den selbst zugewander-
ten Muslimen sind 60 Prozent Sunniten). Auffäl-
liger ist der (zu erwartende) Unterschied in der 
Alterszusammensetzung: 30 Prozent der in ihrer 
Biografie zugewanderten Muslime sind unter 40 
Jahre alt, während 75 Prozent der in Deutschland 
geborenen Muslime zu dieser Altersgruppe ge-
hören. Man kann insofern von keinem durch-
gängigen Säkularisierungsprozess unter den in 
Deutschland lebenden Muslimen sprechen. Es ist 
nicht auszuschließen, dass die höhere Religiosi-
tät dieser Gruppe über eine strengere religiöse 
Sozialisation erzeugt wurde. Wahrscheinlicher ist 
aber, dass die religiöse Zugehörigkeit gerade bei 
Minderheiten einer Rückbindung an die Her-
kunftsregion und damit als Stabilitätsanker der 
eigenen (hybriden) Identität dient (Diaspora- 
Effekt; siehe auch Pickel/Pickel 2018). 

Insgesamt lässt sich festhalten: Von einem 
grundsätzlichen Unterschied in der Glaubensbin-
dung zwischen „den Christen“ und „den Musli-
men“ kann nicht gesprochen werden. Vielmehr 
ist eine massive Differenzierung individueller 

5 Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die Eigeneinschätzung der subjek-
tiven Religiosität im Vergleich zur Zentralitätsmessung immer etwas 
niedriger ausfällt, was mit dem unterschiedlichen Erfassungsgrad des 
Phänomens Religiosität zu tun hat. Die Differenzen zwischen den  
Glaubensgemeinschaften sind durchgehend vergleichbar.

6 Eine Ausnahme dürften nach den vorliegenden Befragungsdaten Mit-
glieder von Freikirchen und Pfingstkirchen darstellen. Da diese aber 
mit Fallzahlen um die 20 Personen keine repräsentativ belastbaren 
Aussagen zulassen, werden sie nicht gesondert berücksichtigt.

    „Vielmehr wird eine massive  

         Differenzierung individueller  

Religiosität innerhalb der islamischen   

                                 Glaubensrichtungen erkennbar.“
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1 Frage: „In wieweit richten Sie Ihr Alltagsleben an religiösen Geboten aus?“, Antwortoptionen: „sehr“, „ziemlich“, „mittel“, „wenig“, „gar nicht“. 
2 Zustimmung zu der Aussage: „Nur Menschen, die ihre religiösen Pflichten erfüllen, können richtige [Religionszugehörigkeit] sein.“  
 
Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland – nur Christen; Muslime in Deutschland; gültige Fälle, gewichtet.

ABBILDUNG 16: Rolle religiöser Gebote1 und religiöse Rigidität2 – nach Religion und Glaubensrichtung (in %)

Religiöse Gebote im Alltag sehr/ziemlich wichtig
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Christen Muslime

Religiosität gerade innerhalb des Islams erkenn-
bar. 

Den Daten des Religionsmonitors 2017 zufolge  
ist das Leben der meisten Muslime in Deutsch-
land durch eine mäßige religiöse Prägung und 
ein pragmatisches religiöses Pflichtbewusstsein 
geleitet (Abb. 16) – trotz ihrer relativ starken  
religiösen Bindung. Nur eine Minderheit der 
Muslime (32 Prozent) richtet ihren Alltag sehr 
oder ziemlich stark an religiösen Geboten aus; 
für 41 Prozent spielen religiöse Gebote im Alltag 
nur eine geringe bis gar keine Rolle. Letzteres 
trifft auch für jeden zweiten Christen zu. Erneut 
werden teils große Unterschiede je nach Glaubens-
richtung erkennbar: Während nur für 14 Prozent 
der Aleviten religiöse Gebote in ihrem Alltagsle-
ben relevant sind, ist dies unter den Mitgliedern 
der sunnitischen Glaubensrichtung anders: Ein 
Drittel von ihnen sieht religiöse Pflichterfüllung 
im Alltag als bedeutend an. Trotzdem überwiegt 
selbst unter den Sunniten die Zahl derjenigen, 
die den religiösen Geboten keine Alltagsrelevanz 

zusprechen. Insofern ist es wenig überraschend, 
dass etwa vier von fünf Christen in Deutschland 
und über zwei Drittel der Muslime die Aussage 
„Ein Muslim/Christ ist nur dann ein religiöser 
Mensch, wenn er seine religiösen Pflichten er-
füllt“ zurückweisen. 

Im internationalen Vergleich verschiebt sich das 
Bild etwas (Abb. 17): Insbesondere im Vereinig-
ten Königreich ist der Anteil der hochreligiösen 
Muslime höher als in Deutschland (64 versus  
40 Prozent); niedriger ist ihr Anteil in Frankreich 
mit einem Anteil von 33 Prozent und vor allem in 
der Schweiz, wo nur rund ein Viertel der befrag-
ten Muslime als hochreligiös einzustufen ist. Der 
Anteil der hochreligiösen Christen bewegt sich 
zwischen 18 Prozent (Vereinigtes Königreich) 
und 29 Prozent (Schweiz). Anders als bei Chris-
ten übersetzt sich eine starke religiöse Bindung 
bei Muslimen nur teilweise in eine starke All-
tagsrelevanz von religiösen Geboten. Der Anteil 
der Muslime, für die religiöse Gebote im Alltag 
sehr oder ziemlich wichtig sind, bewegt sich 



59

3. Die Demokratie aus weltanschaulicher Sicht – macht Religiosität einen Unterschied? 

ABBILDUNG 17: Religiosität und religiöse Rigidität – Christen und Muslime im Ländervergleich (in %)

1  Messung anhand Zentralitätsskala, siehe Infobox „Religiosität messen“ auf S. 55.
2  Frage: „In wieweit richten Sie Ihr Alltagsleben an religiösen Geboten aus?“ 
3 Zustimmung zu der Aussage: „Nur Menschen, die ihre religiösen Pflichten erfüllen, können richtige [Religionszugehörigkeit] sein.“
 
Quelle:  Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung der jeweiligen Länder – nur Christen, gültige Fälle, gewichtet;  

Muslime in den jeweiligen Ländern, gültige Fälle, teilweise gewichtet (D, AU).
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zwischen 26 Prozent (Schweiz) und 37 Prozent 
(Österreich). Im Ländervergleich wird sichtbar, 
dass Muslime in Österreich rigidere religiöse 
Vorstellungen aufweisen: So ist fast jeder Zweite 
der Meinung, dass nur Menschen, die religiöse 
Pflichten erfüllen, richtige Muslime sein können. 
Ähnlich hoch ist dieser Anteil unter Muslimen  
in der Türkei. Interessant ist die Mischung der 
Haltungen in der türkischen Stichprobe: So ver-
bleibt hier die Bedeutung eines Alltagslebens 
nach religiösen Geboten auf ein Viertel der Be-
fragten begrenzt. Dieser Wert liegt, vor dem 
Hintergrund der politischen Entwicklungen ver-
mutlich überraschend, auf der Höhe der Muslime 
in der Schweiz (26 Prozent). Allerdings steigt  
in der Türkei der Anteil mit rigiden religiösen 
Haltungen.7

Für die genannten Unterschiede können ver-
schiedene Einflussfaktoren wie herkunftsspezi-
fische Merkmale der Einwanderergruppen und 
unterschiedliche institutionelle und religions-
politische Rahmenbedingungen verantwortlich 
sein. So können religiöse Gebote im Alltag auch 
dadurch mehr Bedeutung gewinnen, dass es mehr 
Freiräume gibt, nach diesen Geboten zu leben 
(Halm/Sauer 2017: 35 f.). Umgekehrt ist nicht aus-
geschlossen, dass gesellschaftliche Debatten, die 
eine religiöse Lebensführung vor allem bei Mus-
limen negativ besetzen, deren Antwortverhalten 
in eine „sozial erwünschte“ Richtung lenken.

Insgesamt lässt sich festhalten: Religion ist  
vielen Christen und Muslimen wichtig, aber sie 
steht für die – nach Glaubensrichtungen durch-
aus variierende – Mehrheit nicht an erster Stelle 
für die Organisation des Alltagslebens (auch 
Halm/Sauer 2015: 29). 

Nur kleine (aber vielleicht sehr sichtbare) welt-
anschauliche Gruppen in Deutschland vertreten 
rigide Glaubensvorstellungen. Jedoch erscheinen 
die deutschen Muslime im Ländervergleich zu-
sammen mit den Schweizer Muslimen als die 
mit Blick auf ihre religiöse Prägung moderates-
ten in den Untersuchungsländern des Bertels-
mann Religionsmonitors 2017. Dieses Ergebnis 
korrespondiert mit anderen Forschungsergeb-
nissen (Koopmans 2013, 2017), die ebenfalls in 
Deutschland ein im Verhältnis weniger stark 
religiös geprägtes Verhalten bei Muslimen fest-
stellten als in anderen europäischen Ländern. 

Auskunft über religiösen Exklusivismus und  
religiösen Dogmatismus gibt die Frage danach, 
ob man nur seiner eigenen Religion Wahrheit 
zuerkennt – und anderen nicht. Auch diese Hal-
tung, die eine gewisse Nähe zu fundamentalis-
tischen Positionen aufweist, findet keine große 
Verbreitung unter den Muslimen in Deutschland 
(Abb. 18). Unter Aleviten und Muslimen ohne 
Glaubensausrichtung sind weniger als 10 Prozent 
der Befragten der Ansicht, dass ausschließlich 
der eigenen Religion Wahrheit zukommt. Unter 
den Schiiten ist es jeder Fünfte, während unter 
den Sunniten in Deutschland immerhin fast ein 
Drittel dieser Meinung ist. Unter den Katholiken 
(13 Prozent) und Protestanten (11 Prozent) sind 
die Zustimmungswerte ebenfalls gering. 

Selbst wenn sich also keine allgemeine Aussage 
über „die Muslime“ treffen lässt, scheint es zu-
mindest signifikante Gruppen zu geben, die dog-
matischeren und exklusiveren Glaubensvorstel-
lungen zuneigen. Sie bilden eine Minderheit in 
ihrer jeweiligen Glaubensgemeinschaft, über-
steigen aber in der Größenordnung vergleichbare 
Gruppen im Christentum und finden sich am 
häufigsten unter den Sunniten – der islamischen 
Glaubensrichtung, die in Deutschland am stärks-
ten verbreitet ist. 

Ähnliche Befunde zeigen sich bei zwei weiteren 
Fragen des Religionsmonitors; sie betreffen das 
Beharren auf ausschließlich einer Interpretation 
und Geltung religiöser Regeln (Abb. 18). Diese 
dogmatische Haltung findet sich bei 40 Prozent 
der in Deutschland lebenden Sunniten und im-
merhin einem Viertel der Katholiken. Wiederum 
vertritt in keiner der unterschiedlichen welt-

                „Anders als bei Christen übersetzt sich eine 

         starke religiöse Bindung bei Muslimen 

              nur teilweise in eine starke Alltagsrelevanz 

                                                     von religiösen Geboten.“

7 Mit der Zuweisung als dogmatische Haltung ist vorsichtig umzugehen, 
handelt es sich doch um Positionierungen im Grenzbereich. Auch Dog-
matismus ist nicht mit Fundamentalismus gleichzusetzen.
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25 50 75 100

ABBILDUNG 18: Religiöse Offenheit und dogmatische Haltungen – nach Religion und Glaubensrichtung (in %)

Wahrheit nur in einer Religion

Nur eine Interpretation religiöser Regeln

Jede Religion wahren Kern

Katholiken

Protestanten

Sunniten

Schiiten

Aleviten

Ohne Glaubensrichtung

Zustimmung zu folgenden Aussagen: 1. Wahrheit gibt es nur in einer Religion.; 2. Es gibt nur eine Interpretation religiöser Regeln  
und jede religiöse Person muss sich daran halten.; 3. Für mich hat jede Religion einen wahren Kern. 

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland; Muslime in der Türkei; gültige Fälle, gewichtet.
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anschaulichen Gruppen eine Mehrheit diese Hal-
tung. Stattdessen sind die meisten Befragten in 
Deutschland bereit, jeder Religion einen wahren 
Kern zuzugestehen. 

Anders verhält es sich bei den Muslimen in der 
Türkei: Hier sind zwei von drei Befragten – was 
einer klaren Mehrheit entspricht – der Meinung, 
dass nur einer Religion Wahrheit zukommt. Die 
Unterschiede zwischen den überwiegend türkei-
stämmigen Muslimen in Deutschland und den 
Muslimen in der Türkei sind erheblich und deu-
ten auf ein beachtliches „Auseinanderwachsen“ 
in der politischen Kultur zwischen beiden Grup-
pen hin.

Insgesamt sind nur bei Minderheiten der Chris-
ten und Muslime in Deutschland sowie den be-
nachbarten europäischen Ländern dogmatische 
und ausgrenzende religiöse Einstellungen zu  
finden. 

Wie hängen die oben dargestellten religiösen 
Einstellungen und Praktiken mit unterschied-
lichen Haltungen zur Demokratie zusammen? Es 
ist anzunehmen, dass religiöser Dogmatismus 
und demokratische Haltungen wenig vereinbar 
sind (vgl. Koopmans 2017; Pollack/Müller 2018). 
Statistische Analysen des Religionsmonitors be-
stätigen diese These zumindest in Teilen: Nicht  
Religiosität per se, aber vor allem rigide und 
ausgrenzende religiöse Haltungen gehen eher 
mit Demokratieskepsis einher. Das heißt, dass 
Menschen, die unterschiedliche religiöse Aus-
drucksformen nicht akzeptieren, auch häufiger 
demokratische Grundprinzipien infrage stellen. 
Dieser Zusammenhang zeigt sich unabhängig 
davon, welcher Religionsgemeinschaft und  
Glaubensrichtung jemand angehört. 

Bei den muslimischen Befragten besteht ein re-
lativ starker (negativer) Zusammenhang (-.26) 
zwischen der Aussage, dass es nur Wahrheit in 
einer Religion geben könne, und der Akzeptanz 
der Demokratie als guter Regierungsform (-.12 
für die Befragten insgesamt). In der nicht mus-
limischen Bevölkerung zeigt sich die negative 
Korrelation besonders deutlich bei der Frage,  
ob man allen Religionen gegenüber offen sein 
sollte. Befragte, die dies verneinen, akzeptieren 
auch seltener die Demokratie als wünschenswer-

te Regierungsform. In gleichem Maße verstärken  
solche dogmatischen beziehungsweise ausgren-
zenden Haltungen die Akzeptanz autoritärer 
Führerpersönlichkeiten; zwischen beiden Fakto-
ren gibt es einen moderaten, aber signifikanten 
Zusammenhang in Höhe von 0.2 (siehe Abb. 19). 
Diese Einstellungen sind eher grundsätzlicher 
Natur als temporär, auf die aktuelle Demokratie 
oder Politiker bezogen; es geht um die grund-
sätzliche Legitimität der Demokratie. 

Korrelationen zwischen der Akzeptanz für De-
mokratie und Religiosität sowie der Bedeutung 
religiöser Gebote fallen geringer aus und ver-
schwinden vollständig, wenn man diejenigen Be-
fragten, die eine dogmatische beziehungsweise 
ausgrenzende Haltung vertreten, außen vor lässt. 
Das heißt, dass es unter gläubigen Menschen 
zwar kleine Minderheiten mit rigideren Positio-
nen gibt, die mit demokratischen Grundprinzipi-
en in Konflikt geraten können. Diese ausgenom-
men, stellen Religion und religiöse Praxis als 
solches aber keine Bedrohung für Demokratien 
dar.

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass Religion nur 
dann problematisch für Demokratien sein kann, 
wenn damit dogmatische oder exklusivistische 
Vorstellungen verknüpft sind, die anderen religi-
ösen Vorstellungen und Glaubensgruppen keinen 
Raum zugestehen. Diese Korrelationen finden 
sich über alle Religionsgemeinschaften hinweg 
in gleicher Weise: Besteht die Vorstellung, dass 
nur der eigenen Religion Wahrheit zukommt, 
dann kommt es nicht nur zu einem Konfliktver-
hältnis zwischen staatlichen und religiösen Vor-
gaben, sondern ganz generell häufiger zu einer 
geringeren Demokratielegitimität – und zu einer 
stärkeren Befürwortung einer autokratischen 
Regierungsform beziehungsweise autoritärer 
Tendenzen in einem demokratischen Rahmen. 
Religiöser Exklusivismus geht also mit einer 
stärkeren Demokratiedistanz und einer geringe-
ren Unterstützung der Demokratie einher.

             „Religiöser Exklusivismus führt zu  

                 einer in Relation stärkeren  

    Demokratiedistanz und einer  

              geringeren Unterstützung der Demokratie.“
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Stellt man unterschiedliche Verteilungen von  
religiösem Ausschließlichkeitsdenken und Dog-
matismus über die weltanschaulichen Gruppen  
hinweg in Rechnung und berücksichtigt diese 
generellen Zusammenhänge, so ist eine etwas 
demokratiekritischere Position unter Muslimen 
in Deutschland statistisch wahrscheinlich. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass es sich bei den ent-
sprechenden Gruppen in allen Weltanschauungs-
gemeinschaften immer nur um Minderheiten 
handelt. Somit steht eben auch ein weitgehend 
fehlender religiöser Dogmatismus beziehungs-
weise eine fehlende religiöse Ausgrenzung  
für eine stärkere politische Unterstützung der 
Demokratie.

3.5. Parteipräferenzen und Wert-
orientierungen

Zu den zentralen Faktoren politischer Partizi-
pation zählen in Demokratien immer noch das 
Wahlverhalten und die Bindung an politische 
Parteien. Auch im Bertelsmann Religionsmonitor 
2017 wurde daher die Präferenz für eine Partei er-
fragt (Abb. 20). In der Wahlforschung spricht 
man bei dieser Frage von Sympathie. Sie ist von 
der Sonntagsfrage, welche direkt nach dem Wahl-
verhalten von Bürgern fragt, zu unterscheiden. 
Bei der Sympathie geht es eher um affektive Bin-
dungen als um konkretes Wahlverhalten. Letzteres 
kann deutlich stärker durch rationale Entschei-
dungen, Strategien, Taktiken und Protestverhal-
ten geprägt sein, während Sympathie etwas stär-
ker auf eine affektive Bindung verweist.8 

In der Parteibindung existieren durchaus beacht-
liche Differenzen zwischen den weltanschauli-
chen Gruppen. Besitzt die CDU bei den Christen 

ABBILDUNG 19: Zusammenhänge zwischen politischer Kultur und Glaubensvorstellungen

Korrelationen1
Demokratie  

gute Regierungsform 
Starke Hand 

Zufriedenheit mit Demo- 

kratie in Deutschland

Kein Vertrauen  

in Politiker

Gesamt- 

bevölkerung
Muslime

Gesamt- 

bevölkerung
Muslime

Gesamt- 

bevölkerung
Muslime

Gesamt- 

bevölkerung
Muslime

Religiöse  

Offenheit
 +0.20  +0.10  -0.19 n.s.  +0.22 n.s.  -0.21 n.s.

Wahrheit nur in 

einer Religion
 -0.12  -0.26  +0.17  +0.18 n.s.  -0.16 n.s.  +0.08

Nur eine Inter-

pretation reli-

giöser Regeln

 -0.13  -0.16  +0.21  +0.20 n.s. n.s.  +0.07 n.s.

Rigides  

Glaubens- 

verständnis

 -0.12  -0.19  +0.19 n.s.  -0.07  -0.11 n.s. n.s.

Religiöse  

Gebote wichtig
 +0.08  -0.15  +0.17 n.s.  +0.07 n.s.  +0.08  +0.09

Religiosität  +0.06  -0.14 n.s.  +0.07  +0.12  -0.12  +0.06 n.s.

1   Nach Pearson, siehe Infobox „Korrelationen messen“ auf S. 46. 

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland; gültige Fälle, gewichtet.  
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mit einem Anteil von 32 Prozent immer noch 
eine überdurchschnittliche Zustimmung, sympa-
thisieren die meisten Muslime in Deutschland 
nach eigenen Angaben mit der SPD; ihr Anteil 
liegt bei rund einem Drittel. Abweichend von  
anderen Teilen der Bevölkerung, in denen sich 
die auch durch die letzten Bundestagswahlen  
bestätigte stärkere Präferenz für die Unions-
parteien widerspiegelt, können die Sozialdemo-
kraten im Allgemeinen auf eine größere Zustim-
mung unter Muslimen setzen. Hierfür könnte die 
verstärkte Verortung der Partei in der sozialen 
Statusgruppe der Arbeiter ausschlaggebend sein, 
einer Gruppe, die traditionell der SPD eher zu-
neigt. Wenig überraschend ist die Beliebtheit der 
AfD unter Muslimen in Deutschland verschwin-
dend gering. Allerdings ist bei Migranten der  
Anteil, der mit der AfD sympathisiert, mit  

12 Prozent sogar deutlich höher als in der  
Gesamtbevölkerung. 

In ihrer relativ hohen Präferenz für die SPD un-
terscheiden sich die Mitglieder unterschiedlicher 
muslimischer Glaubensrichtungen kaum. Aller-
dings zeigen sich generationenspezifische Diffe-
renzen: In Deutschland geborene Muslime ver-
halten sich in der Ausrichtung ihrer politischen 
Sympathie ähnlich wie der gesamtdeutsche 
Durchschnitt, während die noch selbst zuge-
wanderten Muslime häufiger den Unionsparteien 
zuneigen (17 Prozent versus 24 Prozent). Allein 
die hohe Präferenz für die SPD bleibt in beiden 
Gruppen erhalten. Zusätzlich ist eine leichte Ent-
wicklung hin zu einer Auflösung einer klaren 
Parteienpräferenz zu erkennen. Auch das weist – 
vorsichtig interpretiert – auf eine Art Anpassung 
an die im sozialen Umfeld auffindbaren Partei-
präferenzen hin. Diese Befunde werden durch 
neuere Ergebnisse zum Wahlverhalten weitge-

ABBILDUNG 20: Parteipräferenzen1 in Deutschland – nach Religion und Migrationshintergrund (in %)

FDP

AfDSPD

Die LinkeCDU

Die Grünen

keine Partei

1 Frage: „Welche der politischen Parteien in Deutschland gefällt Ihnen zurzeit am besten?“

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland; gültige Fälle, gewichtet.
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241

1 1

8 Neben dieser Differenz zum Wahlverhalten besteht immer das Risiko, 
dass gerade kleinere Parteien, speziell wenn sie neu sind und nur unge-
nügende Informationen über ihre sozialstrukturelle Zusammensetzung 
vorliegen, in Umfragen über- oder unterschätzt werden. Dies könnte 
ein Grund für die bei deutschen Bürgern relativ niedrige Sympathie  
für die AfD sein, die etwa 3 bis 4 Prozentpunkte unter entsprechenden 
Wahlumfragen liegt. Allerdings können hier auch mögliche Priming- 
Effekte aufgrund einer auf religiöse Pluralität ausgerichteten Umfrage 
zu einer etwas niedrigeren Zuwendung führen. Gleichwohl sind  
die Effekte auf die inhaltliche Darstellung an dieser Stelle gering. 

„Die meisten Muslime in Deutschland  

              sympathisieren nach eigenen Angaben  

        mit der SPD.“
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hend bestätigt (Goerres u. a. 2018; SVR 2018).9 
Insgesamt lassen sich unter den Mitgliedern der 
verschiedenen Religionen weder Anzeichen für 
eine besonders starke Wahlverweigerung oder 
eine Wahl der „Exit-Option“ aus dem politischen 
System feststellen noch ist eine auffällige Bereit-
schaft für Parteien am Rande des politisch-ideo-
logischen Spektrums erkennbar.

Inwieweit ein Zusammenleben in kultureller Viel-
falt gelingen kann, ist zuletzt häufig anhand der 
Geschlechterfrage diskutiert worden (El-Menouar 
2017a). Unter anderem die Übergriffe auf Frauen 
in der Silvesternacht in Köln 2015/2016 haben 
Kritikern Vorschub geleistet, die davon ausge-
hen, dass islamisch geprägte Frauenbilder nicht 
mit „westlichen“ Vorstellungen von Gleichbe-
rechtigung vereinbar sind. Bei der Erfassung von 
gruppenbezogenen Vorurteilen gegenüber Mus-
limen (Jackson/Hunsberger 1999; Hunsberger/
Jackson 2005; Pollack u. a. 2014; Yendell 2013) 
wird diese Eigenschaft einer Abwertung von 
Frauen tatsächlich am meisten – von zwei Drit-
teln der Befragten – genannt. Der Bertelsmann 
Religionsmonitor 2017 enthält einige Fragen zu 
diesem Thema des Geschlechterverhältnisses 
und bietet sich daher für eine empirische Über-
prüfung an.

Was die Arbeitsteilung im Haushalt angeht (ein 
gebräuchlicher Indikator für Geschlechterdiffe-
renzen), weichen die Äußerungen der Muslime 
nur unwesentlich von denen der Nicht-Muslime 
ab (Abb. 21). Die große Mehrheit der Befragten 
findet, dass Frauen und Männer sich die Aufga-
ben im Haushalt teilen sollten. Am wenigsten 
stimmen der Aussage, dass Männer genauso  
viele Aufgaben im Haushalt übernehmen sollten 
wie Frauen, die sunnitischen Muslime zu – mit 
einem Anteil von 77 Prozent ist aber auch bei  
ihnen das Plädoyer für eine gerechte Aufgaben-
verteilung im Haushalt zwischen den Geschlech-

tern stark ausgeprägt. Ob und wie das umgesetzt 
wird, dies ist in allen Fällen eine andere Frage. 
Größere Meinungsunterschiede gibt es hinsicht-
lich des Frauenbildes und gleichgeschlechtlicher 
Ehen. Immerhin nahezu jeder zweite Muslim 
sieht den Platz von Frauen eher im Haushalt als 
im beruflichen Fortkommen. Unter Katholiken 
und Protestanten befürwortet etwa jeder Dritte 
dieses traditionelle Frauenbild. Trotz dieser Un-
terschiede lässt sich aus den Antworten keine 
spezifisch muslimische Vorstellung in Bezug auf 
die Rolle der Frau herauslesen; auch die Mehr-
heit der Muslime lehnt dieses traditionelle Frau-
enbild, das Frauen auf Familie und Haushalt 
festlegt, ab. Dabei vertreten zugewanderte Mus-
lime traditionellere Geschlechterbilder als in 
Deutschland geborene; Letztere haben sich auch 
in dieser Hinsicht weitestgehend an die Vorstel-
lungen der Gesamtbevölkerung angepasst. Vor 
diesem Hintergrund ist plausibel, dass Sozialisa-
tionsbedingungen stärker Wertvorstellungen 
prägen als die Religionszugehörigkeit. Auch in 
der Türkei scheint sich eine weitgehende Ablö-
sung von traditio nellen Geschlechterrollen voll-
zogen zu haben; auch hier findet die Aussage, 
dass Frauen sich stärker um Haushalt und Fami-
lie kümmern sollten als um ihre berufliche Kar-
riere, keine Mehrheit. 

Einen merklichen Unterschied zwischen den 
Mitgliedern unterschiedlicher weltanschaulicher 
Gruppen gibt es bei der Haltung zu Homosexua-
lität. Für die große Mehrheit der Deutschen stellt 
die Heirat homosexueller Paare inzwischen kein 
Problem mehr dar. Im Gegenteil zeigt sich ein 
breiter Konsens der Befürwortung, der – mit 
rund 80 Prozent Zustimmung – auch die Mit-
glieder der beiden großen christlichen Konfessi-
onen umfasst. Diese hohen Zustimmungswerte 
werden unter den Muslimen in Deutschland zwar 
nicht erreicht. Bei keiner der untersuchten mus-
limischen Glaubensrichtungen fällt die Zustim-
mung jedoch unter die 50-Prozent-Marke. Am 
zurückhaltendsten sind noch die sunnitischen 
Muslime, aber auch hier sprechen sich 58 Pro-

            „Die große Mehrheit der Befragten findet,  

                        dass Frauen und Männer sich die  

         Aufgaben im Haushalt teilen sollten.“

9 In beiden Studien wird zudem deutlich, dass sich das Wahlverhalten 
der türkeistämmigen Deutschen in erheblichem Maß von dem anderer 
Gruppen mit Migrationshintergrund unterscheidet. Speziell die stärke-
re Präferenz für die SPD ist ein Alleinstellungsmerkmal von Deutschen 
mit türkischem Migrationshintergrund. Aufgrund zu geringer Fallzah-
len konnten orthodoxe Christen in Deutschland hier nicht behandelt 
werden. Aufgrund von Überschneidungen mit Spätaussiedlern aus 
Russland und angrenzenden Gebieten dürfte sich hier ein ganz anderes 
Wahlverhalten mit stärkerer Präferenz für die CDU, aber auch Offen-
heit für die AfD zeigen (Goerres u. a. 2018: 6; SVR 2018).
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25 50 75 100

ABBILDUNG 21: Einstellungen zu Geschlechterrollen – nach Religion und Glaubensrichtung (in %)

Katholiken

Protestanten

Sunniten

Schiiten

Aleviten

Ohne Glaubensrichtung

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland; gültige Fälle, gewichtet.
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Gleichgeschlechtliche Ehen erlauben

Päritätische Aufteilung der Hausarbeit zwischen Mann und Frau

Frauen sollten sich um Haushalt und Familie kümmern statt um Karriere
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ABBILDUNG 22: Gesellschaftspolitische Haltungen nach Religion und Glaubensrichtung (in %)

Schutz des Rechts auf freie Meinungsäußerung

Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung

Mehr Einfluss der Bürger auf Entscheidungen der Regierung

Kampf gegen steigende Preise

25 50 75 100

Katholiken

Protestanten

Sunniten

Schiiten

Aleviten

Ohne Glaubensrichtung

Christen

Muslimische  
Glaubensrichtungen

Muslime in der Türkei

Religiös Ungebundene

72
56

46
22

75
49
49

26

81
61

33
21

56
57

52
33

70
53

59
17

71
56
56

16

69
46

68
15

48
71

25
51

Frage: „Ich nenne Ihnen nun einige Ziele, die verschiedene Leute für wichtig halten. Würden Sie mir bitte sagen, welches der folgenden Ziele  
Sie selbst für am wichtigsten halten? Und welches Ziel wäre für Sie am zweitwichtigsten?“; Prozentwerte entsprechen den zusammengezählten 
Nennungen entweder als wichtigstes Ziel oder als zweitwichtigstes Ziel. Entsprechend summieren sich die Werte insgesamt auf 200 Prozent. 

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; Muslime in Deutschland und in der Türkei; gültige Fälle, gewichtet.
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zent für eine Heiratsmöglichkeit homosexueller 
Paare aus. Der Ländervergleich lässt erkennen, 
dass das plurale gesellschaftliche Umfeld als 
Einflussfaktor offenbar entscheidender ist als  
die Religion: Die Zustimmung unter den Musli-
men in der Türkei liegt nämlich nur bei 22 Pro-
zent. Dafür spricht auch, dass in Deutschland 
geborene Muslime gleichgeschlechtliche Ehen 
mit einem Zustimmungsanteil von 70 Prozent 
eher anerkennen als selbst zugewanderte (53 
Prozent).

Einerseits bestätigen sich hier also bisherige  
Resultate einer etwas stärkeren Verbreitung tra-
ditioneller religiöser Haltungen vor allem unter 
den Sunniten. Andererseits lässt sich ein deut-
licher Trend hin zu einer Angleichung an die  
in der deutschen Gesellschaft vorherrschenden 
liberalen Wertemuster erkennen. 

Dies deckt sich mit den Ergebnissen zu allge-
meinen Wertorientierungen. Für deren Messung 
existieren unterschiedliche Instrumente. Lange 
bewährt, aber in jüngerer Zeit auch aus metho-
dologischen Erwägungen immer weniger einge-
setzt, ist die Erhebung von politischen Zielen 
nach der sogenannten Inglehart-Skala. In der im 
Bertelsmann Religionsmonitor 2017 erhobenen 
Kurzform dieses Instruments mit vier Antwort-
vorgaben deuten zwei auf moderne, sogenannte 
postmaterialistische Wertorientierungen (freie 
Meinungsäußerung, Einfluss auf Regierungsent-
scheidungen) und zwei auf eher traditionelle, 
materialistische Wertorientierungen (Kampf  
gegen steigende Preise, Aufrechterhaltung von 
Ruhe und Ordnung) (Abb. 22). Eine Betrachtung 
der Einzel items kann in diesem Zusammenhang 
weiterführend sein, da sie Auskunft geben über 
das Demokratieverständnis der Anhänger unter-
schiedlicher Weltanschauungen.

Die Ergebnisse zeigen, dass in allen Weltan-
schauungsgruppen der Schutz des Rechts auf 
freie Meinungsäußerung an der Spitze der ge-
wünschten Ziele steht. Die Mehrheit der Befrag-
ten in Deutschland, egal welcher Weltanschau-
ung, weist daher diesem Grundwert individueller 
Freiheit wesentliche Bedeutung zu. Über zwei 
Drittel der katholischen und evangelischen 
Christen, der sunnitischen wie auch schiitischen 
Muslime sowie der religiös Ungebundenen geben 
den Schutz der Meinungsfreiheit als wichtigstes 
oder zweitwichtigstes Ziel an. Bei Aleviten be-
trägt dieser Anteil sogar 81 Prozent. Auf hohe 
Zustimmung trifft auch der Einfluss der Bürger 
auf Regierungsentscheidungen: Zwei Drittel der 
Konfessionslosen sowie mehr als die Hälfte der 
Mitglieder der beiden christlichen Großreligionen 
sehen dies als zentrales Ziel der Politik an. Inter-
essanterweise sind die Präferenzen unter den 
Muslimen etwas anders gelagert; hier erhält die 
politische Einflussnahme weniger Zuspruch als 
die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung. 
Der Kampf gegen steigende Preise findet, wie zu 
erwarten, die geringste Zustimmung als wichti-
ges politisches Ziel. Der Anteil der Nennungen 
beträgt in Deutschland zwischen 15 Prozent bei 
religiös Ungebundenen und 33 Prozent bei Mus-
limen ohne Glaubensrichtung. Selbst wenn man 
auch diese Ergebnisse als eine leichte Tendenz 
der deutschen Muslime hin zu traditionelleren 
Vorstellungen werten könnte, dominieren unter 
Muslimen wie unter allen anderen Weltanschau-
ungsgruppen auf den Schutz von Individualrech-
ten gerichtete Ziele. 

Der Vergleich mit Muslimen in der Türkei zeigt 
auch hier markante Unterschiede: Diese bezeich-
nen die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ord-
nung mit Abstand als wichtigstes Ziel (71 Pro-
zent), gefolgt vom Kampf gegen steigende Preise 
(51 Prozent). Das lässt erkennen, dass sich die 
Muslime in Deutschland speziell mit Blick auf die 
Bedeutung von Teilhaberechten über die Jahre 
deutlich dem gesellschaftlichen Mainstream an-
geglichen haben. Insgesamt sind nach wie vor 
Wertedifferenzen zwischen den Anhängern un-
terschiedlicher Weltanschauungen erkennbar,  
sie führen aber in der Regel nicht zu Mehrheits-
verschiebungen, sondern drücken sich in Nuan-
cen aus. 
 

                „Es lässt sich ein deutlicher Trend  

   hin zu einer Angleichung 

   an die in der deutschen  

               Gesellschaft vorherrschenden  

liberalen Wertemuster erkennen.“
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3.6. Fazit: Unterschiedliche  
Welt anschauungen – ähnliche 
Demo kratielegitimität

Nimmt man die Ergebnisse aus der Spezial stich-
probe Muslime des Bertelsmann Religionsmoni-
tors 2017 und vergleicht sie mit den Aus sagen zur 
politischen Unterstützung der christlichen wie 
auch konfessionslosen Bevölkerung in Deutsch-
land, dann besteht derzeit wenig Grund zur Sorge. 
Das Gros der in Deutschland lebenden Muslime 
steht der Demokratie und ihrer Umsetzung ge-
nauso positiv gegenüber wie die in Deutschland 
lebenden Christen. Auch Konfessionslose stehen 
mehrheitlich hinter der liberalen Demokratie in 
Deutschland – ebenso wie in anderen europä-
ischen Ländern. Der Verdacht einer grundsätz-
lichen, in der religiösen Zugehörigkeit fußenden 
generellen Demokratiedistanz von Muslimen 
(oder auch Christen) lässt sich daher mit unseren 
Daten nicht bestätigen. Damit ist nicht gesagt, 
dass unter deutschen Muslimen (wie auch unter 
den Christen) nicht auch radikale Kräfte oder  
demokratiekritische Positionen zu finden sind. 
Ebenso wenig ist damit gesagt, dass Einflussfak-
toren wie etwa Diskriminierungserfahrungen 
eine solche Radikalisierung und Ab lehnung der 
Demokratie nicht verstärken können. Überdies 
lässt sich mit unseren Daten keine Aussage da-
rüber treffen, welche Entscheidungen in einem 
Konfliktfall zwischen religiösen Dogmen und 
demokratischen Prinzipien sowie Gesetzen ge-
troffen werden. Was der Religions monitor 2017 
allerdings gut zeigt, ist, dass antidemokratische 
Gruppen unter Muslimen ebenso Minderheiten 
in der Bevölkerung sind wie überzeugte Rechts-
extremisten und andere Demokratiegegner. Glei-
ches gilt übrigens auch für fundamentalistische 
Gruppierungen unter den christlichen Religions-
gemeinschaften und Konfessionslosen. 

Mit der grundsätzlichen Zustimmung zur demo-
kratischen politischen Kultur in Deutschland – 
und in ähnlicher Weise auch in Frankreich, 
Großbritannien, Österreich und der Schweiz – 
gehen, wie oben gezeigt, durchaus Wertediffe-
renzen einher. Diese sind jedoch nicht so groß, 
dass sie zwischen den Untersuchungsgruppen 
die Mehrheitsverhältnisse verschieben. Viele 
Wertemuster werden mittlerweile von allen Mit-
gliedern unterschiedlicher Weltanschauungen 

relativ einträchtig geteilt. Worin die Gründe für 
die (oft marginalen) Differenzen liegen, inwie-
weit sie die Integration bestimmter weltanschau - 
licher Gruppen hemmen oder Ausdruck einer 
normalen gesellschaftlichen Pluralität sind, all 
das kann man diskutieren. Bei der Bewertung 
spielt auch eine Rolle, welchen Begriff von Inte-
gration man anlegt (Benoit u. a. 2018).

Die demokratische Verfassung und das demokra-
tische Zusammenleben sind den in Deutschland 
lebenden Muslimen mindestens genauso wichtig 
wie den anderen weltanschaulichen Gruppen. 
Tatsächlich sind die in Deutschland lebenden 
Muslime mit der gegenwärtigen Demokratie so-
gar zufriedener als der gesellschaftliche Durch-
schnitt. Dies liegt möglicherweise daran, dass 
ihnen diese Staatsform Freiheiten und Möglich-
keiten bietet, die sie in ihren Herkunftsländern 
nicht hatten oder haben. Eine vergleichbare Hal-
tung kann auch für diejenigen angenommen 
werden, die in letzter Zeit fluchtbedingt nach 
Deutschland gelangt sind; diese konnten aber 
aufgrund mangelnder Daten nicht in den Analy-
sen berücksichtigt werden. Waren es doch vor al-
lem politische Verfolgung, Krieg und die Gefähr-
dung individueller Freiheiten, die die Flucht 
verursacht hatten. Eine höhere Zufriedenheit mit 
den politischen und ökonomischen Bedingungen 
in Deutschland ist daher naheliegend. In der Re-
gel, und dies gilt für alle Untersuchungsstaaten, 
bestimmt die reli giöse Zugehörigkeit und die Re-
ligiosität das Verhältnis zur politischen Kultur 
und die politische Unterstützung der Demokratie 
nur in sehr geringem Ausmaß. Unzufriedenheit 
mit der bestehenden Demokratie hat vielmehr 
mit einer kon kreten Politik zu tun, die als unge-
nügend oder ungerecht angesehen wird. Das zei-
gen die Länderunterschiede, bei denen sich alle 
Weltanschauungsgruppen ähnlich verhalten. 

 „Die in Deutschland lebenden Muslime  

       sind mit der gegenwärtigen Demokratie  

                 sogar zufriedener als der  

           gesellschaftliche Durchschnitt.“ 
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Dies betrifft die positiven ebenso wie die für eine 
demokratische politische Kultur eher ungünsti-
gen Einstellungen. Betrachtet man das Einstel-
lungsgefüge der Muslime in Deutschland, so ist 
auch hinsichtlich der Skepsis gegenüber Politi-
kern kaum ein Unterschied zu den anderen  
Weltanschauungsgruppen festzustellen. Diskre-
panzen ergeben sich auf der Ebene der das Zu-
sammen leben der Geschlechter betreffenden 
Werte. So ist die Haltung der befragten Muslime 
gegenüber Homosexualität und Frauenrechten 
im Schnitt etwas weniger liberal, als dies bei den 
Anhängern anderer Weltanschauungen der Fall 
ist. Dabei kommt zum Tragen, dass die Muslime 
insgesamt religiöser sind als andere Weltan-
schauungsgruppen und eine stärkere Religiosität 
grundsätzlich mit konservativeren Einstellungen 
einhergeht (Becher/El-Menouar 2014). Das ist 

dann problematisch, wenn daraus im konkreten 
Einzelfall Freiheitseinschränkungen und Diskri-
minierungen etwa für Frauen und Homosexuelle 
resultieren. Hier sind Dialog, soziale Intervention 
und nicht zuletzt rechtsstaatliches Einschreiten 
gefragt. Für ein vollständiges Bild sollte jedoch  
im Blick sein, dass es derzeit weniger Muslime  
sind, die hörbar konservative Positionen im ge-
sellschaftspolitischen Diskurs um Fragen der 
Frauen emanzipation und Geschlechtervielfalt 
besetzen. Das sind eher christlich-konservative 
Gruppierungen, die in der Initiative „DEMO FÜR 
ALLE“ gegen die „Gender-Ideologie“ und einen 
vielfaltsoffenen Sexualkundeunterricht auf die 
Straße gehen, sowie die AfD, die zuletzt 2018 mit 
einem Gesetzentwurf gegen die „Ehe für alle“ 
vorging. 
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4. Religiöse Pluralisierung –  

eine Bedrohung?

Regeln des demokratischen Systems ausge tra-
gene Auseinandersetzungen zur demokratischen 
politischen Kultur. Dazu trägt religiöser Respekt 
– auch gegenüber Religionen, die zunächst 
„fremd“ erscheinen – ebenso bei wie die Vermei-
dung einer auf Gruppenzugehörigkeit basieren-
den Ablehnung, die Wünsche nach Exklusion aus 
der politischen Gemeinschaft nach sich zieht. All-
gemein gesprochen geht es um die Anerkennung 
der anderen Meinung, der anderen Kultur und der 
Rechte des anderen (Carol 2018). Im vorliegenden 
Fall steht die Anerkennung von religiöser Plurali-
tät im Fokus – und speziell der Anerkennung von 
Muslimen in der deutschen Gesellschaft. 

Wie die gesellschaftliche Realität in dieser Hin-
sicht aussieht, ist eine Frage der Perspektive und 
spiegelt hierzulande das Nebeneinander ganz 
unterschied licher Einstellungen und Milieus: 
Während für die einen die deutsche Gesellschaft 
inzwischen in einer postmigrantischen Phase 
angelangt ist (Foroutan u. a. 2014; Foroutan/Canan 
2016; Foroutan u. a. 2018), in der Ausbildung  
hybrider Identitäten und die Anerkennung religi-
öser Pluralität zur Normalität gehören, stellen 
das andere mit dem Hinweis auf die Konzentra-
tion vieler öffentlicher Proteste auf die vermeint-
liche Gefahr einer Islamisierung des Abendlandes 
infrage (Vorländer u. a. 2016; Rehberg u. a. 2016). 
Auch die im Zuge der Flüchtlingszuwanderung 
seit 2015 geradezu explodierende Kontroverse 

4.1. Akzeptanz von weltanschau-
licher Vielfalt 

Um die Auswirkungen religiöser Vielfalt auf  
die politische Kultur eines Landes zu bewerten, 
gilt es keineswegs, nur die Einstellungen und  
das Verhalten von Mitgliedern unterschiedlicher 
weltanschaulicher Gruppen in den Blick zu neh-
men. Vor dem Hintergrund der in der neuen 
Migrations- und Integrationsforschung weit-
gehend geteilten Auffassung von Integration als 
gesamtgesellschaftlicher Aufgabe (Heckmann 
2015) bedürfen gerade auch Einstellungen in der 
Gesellschaft zu religiösen Minderheiten und Mit-
gliedern anderer Religionen Aufmerksamkeit 
(Blalock 1967). Dabei stellen sich – ganz im Sinne 
von Pluralität und Religionsfreiheit – Fragen 
nach der Anerkennung des anderen und speziell 
kultureller und sozialer Minderheiten. So ist  
die Toleranz kultureller Pluralität ein zentrales 
Merkmal demokratischer politischer Kultur  
(Pollack u. a. 2014) und daher – ihrem Selbstver-
ständnis nach – ein zentrales Wesensmerkmal 
liberaler Demokratien, wie sie mehrheitlich in 
Europa bestehen. Eine Haltung der Toleranz kor-
respondiert daher in der Regel mit der Unter-
stützung der Demokratie und trägt maßgeblich 
zum gesellschaftlichen Zusammenhalt in der po-
litischen Gemeinschaft bei. Dieser Toleranzan-
spruch bedeutet keineswegs, dass man immer 
und grundsätzlich mit anderen kulturellen und 
sozialen Verhaltensweisen einverstanden sein 
muss. Einen Maßstab der Kritik gibt es: Ihn lie-
fern die demokratischen Grundwerte, wie sie im 
Grundgesetz oder in der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte formuliert sind. Insofern ge-
hören geregelter Konflikt und fair innerhalb der 

   „Die Toleranz kultureller Pluralität  

ist ein zentrales Merkmal demo- 
    kratischer politischer Kultur.“
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über Zuwanderung, speziell muslimischer Zu-
wanderung, deutet in die Richtung einer Proble-
matisierung religiöser Pluralität und religiöser 
Identitäten (Leibold 2010; Helbling 2012; Lied-
hegener 2016; Pickel/Yendell 2016). 

Die vorausgehenden Kapitel haben gezeigt, dass 
sich damit einhergehende Vorwürfe einer fehlen-
den Integrationsfähigkeit speziell von Angehöri-
gen anderer als der christlichen Religion (Pickel 
2018) empirisch nicht bestätigen lassen (auch 
Halm/Sauer 2017). Sie widersprechen zugleich 
der Lebensrealität der Menschen in Deutschland 
(Halm/Sauer 2015; Hafez/Schmidt 2015).

Angesichts dessen stellt sich die nur empirisch 
zu beantwortende Frage: Wie stehen die Bürger 
zu religiöser und weltanschaulicher Pluralität 
und zu Mitgliedern anderer Glaubens- und Welt-
anschauungsgemeinschaften?

Dazu wurden im Bertelsmann Religionsmonitor 
2017 verschiedene Fragen gestellt. Sie erfassen 
die Offenheit gegenüber Mitgliedern anderer  

Religionen, das mögliche Vorhandensein eines 
Gefühls der Bedrohung durch einzelne Religio-
nen sowie Aussagen zum Verhältnis zu Musli-
men. Stellt man Fragen nach der Haltung gegen-
über anderen Religionen eher allgemein, fällt das 
Ergebnis positiv aus: In allen Untersuchungslän-
dern des Religionsmonitors 2017 zeigt sich eine 
weitverbreitete grundsätzliche Offenheit gegen-
über anderen Religionen und ein hohes Maß an 
interreligiöser Toleranz. Vier von fünf Bürgern in 
Deutschland, Österreich, Frankreich, der Schweiz 
und Großbritannien sind der Ansicht, dass man 
„allen Religionen gegenüber offen sein sollte“ 
(Abb. 23). Dass jede Religion einen wahren Kern 
hat (religiöse Toleranz), finden zwar im Durch-
schnitt weniger Befragte, freilich kommt hierbei 
auch die Vorstellung vieler Konfessionsloser zum 
Tragen, dass keine Religion einen wahren Kern 
besitzt (Nagel/El-Menouar 2017: 36). Die Skepsis 
an dem Wahrheitsgehalt von Religion hält aber 
auch die meisten Konfessionslosen nicht davon 
ab, sich den Mitgliedern anderer Religionen ge-
genüber tolerant zu zeigen. Aus diesem allge-
meinen Bild einer großen interreligiösen Offen-

ABBILDUNG 23: Toleranz1 und Offenheit2 gegenüber (anderen) Religionen – Ländervergleich 2013 und 2017 (in %)

Religiöse Toleranz 2013

Religiöse Toleranz 2017

1 Zustimmung zu der Aussage: „Für mich hat jede Religion einen wahren Kern.“
2  Zustimmung zu der Aussage: „Man sollte allen Religionen gegenüber offen sein.“  

Quelle: Religionsmonitor 2017 und 2013, Basis: Bevölkerung der jeweiligen Länder, gültige Fälle, gewichtet.
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heit und Toleranz fällt die Türkei etwas heraus. 
Aber auch hier ist mit 69 Prozent die Mehrheit 
offen gegenüber anderen Religionen – dieser 
Wert hat sich gegenüber 2013 deutlich erhöht. Die 
religiöse Toleranz hat ebenfalls zugenommen – 
von 53 Prozent im Jahr 2013 auf 63 im Jahr 2017. 

 

In anderen Untersuchungsländern ist die religiöse 
Offenheit bereits seit 2013 auf einem hohen Niveau: 
So befürworten in Deutschland, Österreich, der 
Schweiz, Frankreich und dem Vereinigten König-
reich mehr als vier von fünf Befragten interreli-
giöse Offenheit. In Frankreich und der Schweiz 
hat dieser Wert im Vergleich zu 2013 sogar leicht 
zugenommen. Gleichzeitig sehen wir in Frank-
reich und dem Vereinigten Königreich eine ge-
genläufige Entwicklung – in beiden Ländern ist 
die religiöse Toleranz deutlich zurückgegangen: 
Waren es 2013 in Frankreich noch rund drei Vier-
tel und im Vereinigten Königreich vier von fünf 
Befragten, die in allen Religionen einen wahren 
Kern erkannten, sind es 2017 in beiden Ländern 
nur noch rund 60 Prozent. Davon unberührt bleibt 
die allgemeine Offenheit gegenüber Religionen. 
Insgesamt betrachtet ist aber kein genereller 
Trend in Richtung eines Einbruchs in den offenen 
Grundhaltungen gegenüber religiöser Pluralität 
festzustellen, was angesichts der scharf geführten 
Debatten um Religion im Zusammenhang der 
Fluchtmigration umso bemerkenswerter ist. 

Nun ist bei den hier betrachteten Äußerungen zu 
bedenken, dass sie auf eine allgemeine Toleranz 
zielen. Sie wird leichter bekundet, zumal eine sol-
che Haltung als gesellschaftlich wünschenswert 
angesehen wird (Huber/Krech 2008: 74-75; Pickel 
2013: 34). Echte Toleranz wird allerdings erst im 
Alltagshandeln und den auf spezifische Gruppen 
ausgerichteten Einstellungen und Verhaltenswei-
sen erkennbar (Freitag/Rapp 2013; Rapp 2014). 
Um solche Vorstellungen etwas genauer zu erfas-

sen, wurde im Religionsmonitor gefragt, inwie-
weit man Mitgliedern einer bestimmten Religi-
onsgemeinschaft vertraut, ob etwas dagegen 
spricht, sie als Nachbarn zu haben, und inwieweit 
man sich vorstellen kann, dass sie in die eigene 
Familie einheiraten. Die Antworten auf die beiden 
letzten Fragen erlauben Aussagen dazu, inwieweit 
die Befragten Nähe zu Mitgliedern anderer Sozial-
gruppen zulassen. Auf diese Weise lässt sich die 
soziale Distanz zu Anhängern anderer Weltan-
schauungsgemeinschaften messen. Eine Vorstufe 
– und unverfänglicher – ist die Frage danach, 
welches Vertrauen den Anhängern anderer Welt-
anschauungen entgegengebracht wird.

Rund 60 Prozent der Befragten in Deutschland 
vertrauen ihren Mitmenschen vorbehaltlos; etwa 
30 Prozent haben ein geringes oder kein Vertrau-
en in ihre Mitmenschen (Abb. 24). Damit ist das 
zwischenmenschliche Vertrauen in Deutschland 
relativ stark ausgeprägt. Wenn nach Religionszu-
gehörigkeit differenziert wird, genießen Christen 
– die größte Glaubensgruppe in Deutschland –  
das größte Vertrauen mit einem Wert von rund 60 
Prozent; etwa 20 Prozent der Befragten machen 
dies vom Einzelfall abhängig und nicht von der 
ReIigionszugehörigkeit. Etwa 20 Prozent würden 
Christen wenig bis gar nicht vertrauen. In Bezug 
auf Muslime ist das Vertrauen deutlich geringer: 
Ihnen würden etwa 40 Prozent vorbehaltlos ver-
trauen – und 40 Prozent wenig bis gar nicht. Rund 
ein Fünftel ist unentschieden („es kommt darauf 
an“). Angesichts des gesellschaftlichen Klimas in 
Bezug auf den Islam zeigen die Ergebnisse aber, 
dass sich nicht von einem klaren Vertrauensver-
lust gegenüber Muslimen sprechen lässt, die Ge-
sellschaft ist in dieser Frage vielmehr gespalten. 
In Frankreich, Großbritannien und der Schweiz 
überwiegt das vorbehaltlose Vertrauen sogar das 
Misstrauen. In Österreich findet fast die Hälfte der 
Bevölkerung, dass dies vom Einzelfall abhänge. 

Ein anderes Bild zeigt sich in der Türkei: Dort ist 
das zwischenmenschliche Vertrauen grundsätz-
lich niedrig ausgeprägt und lediglich bei jedem 
Vierten vorhanden. Hierbei gilt es jedoch zu be-
rücksichtigen, dass die Befragung für den Religi-
onsmonitor kurz nach dem Putschversuch statt-
fand und die politische Situation mit einiger 
Unsicherheit versehen war (siehe methodische 
Diskussion auf S. 29).

„In allen Untersuchungs- 
          ländern zeigt sich eine weit- 

       verbreitete grundsätzliche Offenheit 

gegenüber anderen Religionen  

                      und ein hohes Maß an

       interreligiöser Toleranz.“
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ABBILDUNG 24: Generalisiertes Vertrauen – im Ländervergleich (in %)

25 50 75 100

Ziemlich/sehrHängt davon abGar nicht/wenig

Vertrauen in Menschen 

im Allgemeinen

Vertrauen in Muslime

29 9 62

26 9 65

16 40 44

18 3 79

67 10 23

34 3 63

Vertrauen in Christen

20

23

19
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71

15 22 64

64 25 12

8 48 44

13 7 80

41
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37 22 41

30 24 46

35 46 19

38 8 54
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25 50 75 100

Vertrauen in Juden

Vertrauen in Menschen 
ohne Religions- 
zugehörigkeit

24

30

21

6

54

65

19 24 57

65 25 10

17 51 32

24 8 69

20

24

20

5

59

71

15 23 61

60 25 14

13 53 34

17 7 76

Frage: „Wie sehr vertrauen Sie …?“

Quelle: Religionsmonitor 2017, Bevölkerungsstichproben der Länder, gültige Fälle, gewichtet.

Das Vertrauen in der Türkei ist besonders gering 
gegenüber Menschen anderer Religionszugehö-
rigkeit wie Christen und Juden sowie Konfessi-
onslosen. Rund die Hälfte der türkischen Befrag-
ten vertrauen hingegen ihren Mitmenschen, 
wenn sie Muslime sind und somit die Religions-
zugehörigkeit teilen. Aber auch ihnen gegenüber 
bringt immerhin ein Drittel der Bevölkerung ein 
dezidiertes Misstrauen entgegen.

Wenn wir uns nun den Fragen nach dem interreli-
giösen Zusammenleben – also dem sozialen 
Nahraum der Befragten – zuwenden, erbringen 
die Antworten auf die Fragen gleich mehrere  
Ergebnisse (Abb. 25): 

1)  Nur eine Minderheit in Deutschland lehnt An-
gehörige anderer Religionen oder Atheisten in 
ihrer Nachbarschaft ab. 

2)  Dies schließt die Muslime mit ein, wenn auch 
etwas weniger ausgeprägt. Dieser Befund ent-
spricht den Ergebnissen des Integrationsbaro-
meters des Sachverständigenrates für Migra-
tion (SVR 2016). 

        „Die Mehrheit der Deutschen 

   hat kein Problem  damit,                    

    wenn Anhänger anderer Welt- 
     anschauungen ihre Nachbarn sind.“
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3)  Die Ablehnung der Muslime unterscheidet sich 
zwischen Ost- und Westdeutschland: Während 
in den neuen Bundesländern 30 Prozent der 
Befragten Muslime als Nachbarn ablehnen, 
sind es in den alten Bundesländern nur 16 
Prozent. Diese Diskrepanz zwischen Ost und 
West tritt auch auf, wenn nach Geflüchteten 
oder Ausländern als Nachbarn gefragt wird. 

4)  Muslime und Geflüchtete werden im Vergleich 
am stärksten abgelehnt. Die Zahl derer, die 
nicht neben Muslimen wohnen wollen, über-
steigt die Zahl derjenigen, die nicht neben 

Ausländern oder Gastarbeitern leben wollen. 
Daraus lässt sich schließen: Nicht Zuwanderer 
im Allgemeinen werden abgelehnt, sondern 
muslimische Zuwanderer. Wenn wir also von 
einer Ablehnung religiöser Pluralisierung  
reden, dann handelt es sich zu einem großen 
Anteil um eine Ablehnung von Muslimen  
(Antes/Ceylan 2017; Ceylan 2017).10

Die Verknüpfung der Frage nach Muslimen mit 
der nach den Geflüchteten zeigt auch empirisch, 
dass für viele Geflüchtete vor allem Muslime sind 

40302010

ABBILDUNG 25: In der Nachbarschaft nicht willkommen – in West- und Ostdeutschland (in %)

Deutschland Ost

Deutschland West

Muslime

Flüchtlinge

Ausländer/Gastarbeiter

Homosexuelle

Menschen mit vielen Kindern

Menschen anderer Sprache

Juden

Atheisten

Menschen anderer Hautfarbe

Christen

Frage: „Im Folgenden nenne ich Ihnen verschiedene Gruppen. Sagen Sie mir jeweils, welche Sie nicht gerne als 
Nachbarn hätten bzw. ob Ihnen dies egal ist?“; ausgewiesene Antwortkategorie: „nicht gerne als Nachbarn“.  

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland, gültige Fälle, gewichtet.
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(Hidalgo/Pickel 2019; Pickel/Pickel 2019). Diese 
Gemengelage in der Wahrnehmung und Zu-
schreibung dürfte die bereits latent vorhandenen 
Haltungen einer wesentlichen Gruppe gegenüber 
allen Muslimen zugespitzt und aktiviert haben 
(Garner/Selod 2014). So weisen in Deutschland 
63 Prozent derjenigen, die Geflüchtete nicht als 
Nachbarn haben wollen, die gleiche ablehnende 
Haltung gegenüber Muslimen auf (Korrelation 
von r = .53). Umgekehrt summiert sich die Grup-
pe, die keine Probleme mit beiden Gruppen hat, 
auf drei von vier der Befragten. Inwieweit es sich 
bei dieser Ablehnungsäußerung um einen Aus-
druck von Islamophobie oder Islamfeindlichkeit 
handelt, ist nur schwer auf einfache Weise zu be - 
stimmen (Hafez/Schmidt 2015: 14; Stolz 2006).11 
Allerdings wird eine in einem wesentlichen Teil 
der Bevölkerung bestehende Distanzhaltung zu 
Menschen mit Zugehörigkeit zum Islam oder 
einer muslimischen Glaubensgemeinschaft er-
kennbar. Diese Ablehnung zeigt sich auch in den 
Antworten auf andere Fragen des Bertelsmann 
Religionsmonitors 2017: So empfänden mehr als 
40 Prozent der Befragten sowohl in West- als 
auch in Ostdeutschland die Einheirat eines Mus-
lims oder einer Muslimin in ihre Familie als un-
angenehm. Abgesehen von etwas niedrigeren 
Werten in Frankreich (nur ein Drittel der Befrag-
ten empfände das unangenehm), decken sich die 
für Deutschland ermittelten Bevölkerungsanteile 
mit den untersuchten Nachbarländern.12 Damit 
ist unter den zur Auswahl stehenden weltan-
schaulichen Gruppen die Distanz gegenüber 
Muslimen in Westeuropa am stärksten ausge-
prägt. Gleichzeitig sind Muslime nicht die ein-
zige weltanschauliche Gruppe, die diese Distanz 

erfährt: Immerhin einem Viertel der Westdeut-
schen wäre auch ein Atheist als Familienmit -
glied unangenehm. Ein Fünftel der Befragten in 
Deutschland äußert Gleiches in Bezug auf Juden 
(Abb. 26). Trotz der erklärten generellen Offen-
heit gegenüber religiöser Pluralisierung bestehen 
also teils massive Vorbehalte gegenüber Anhän-
gern anderer Weltanschauungen. 

„Überzeugte Islamgegner“ sind trotz dieser Er-
gebnisse deutlich weniger häufig zu finden, als 
man aufgrund der Medienberichterstattung an-
nehmen könnte (Dolezal u. a. 2010; Frindte 2013): 
Der Anteil der deutschen Bevölkerung, der für 
einen Zuwanderungsstopp von Muslimen plä-
diert, beträgt ein Fünftel. Somit leiten nicht alle 
Befragten, die eine soziale Distanz zu Muslimen 
verspüren, politische Konsequenzen daraus ab. 
Diejenigen, die es tun, können allerdings durch-
aus als islamfeindlich eingestuft werden.13 Dieses 
Ergebnis deckt sich erneut mit Erkenntnissen 
des Sachverständigenrates für Migration und  
anderen Umfragen (SVR 2016, 2018; Zick/Klein 
2014; Zick u. a. 2016). Der Wert ist sogar im Ver-
gleich zur im Jahr 2015 vorgenommenen Son-
derauswertung zum Islam der Bertelsmann  
Stiftung (Vopel/El-Menouar 2015) gesunken. 

    
10 Im Bertelsmann Religionsmonitor 2017 wurden aufgrund seiner Aus-

richtung auf religiöse Pluralität nur die vorgestellten Referenzgruppen 
inklusive der Erweiterung der Geflüchteten abgefragt. Die erweiterte 
Abfrageskala in den ALLBUS-Studien umfasst noch die Kategorien 
Rechtsextreme, Alkoholiker, Drogensüchtige, die von 70 bis 80 Prozent 
der Befragten in Deutschland als Nachbarn abgelehnt werden.  

11 Wobei der Begriff Islamophobie in der Migrations- und Integrations-
forschung in der Regel als „Angst vor dem Islam, verbunden mit einer 
ablehnenden Haltung dieser Gruppe gegenüber“ verstanden wird  
(Allen 2010; Bleich 2011; Halliday 1999; Helbling 2012). Ein in der 
deutschen Diskussion stark verbreiteter Begriff ist der der Islamfeind-
lichkeit (Heitmeyer 2010; Hafez/Schmidt 2015: 14), der allein auf die 
Komponente der Ablehnung und weniger auf Ängste als Gründe Bezug 
nimmt.  

12 Entsprechende Fragen zur Einheirat von Asylbewerbern und türki-
schen Mitbürgern: Ablehnung zwischen 30 und 50 Prozent. Befunde 
des ALLBUS 2016 (GESIS 2017) stützen die Ergebnisse.

13 Diese Ergebnisse entsprechen den Befunden des Sachverständigenra-
tes für Migration und Integration (SVR 2016), der Deutschland 2016 
ein an und für sich gutes Integrationsklima zugesteht. Auch die Ergeb-
nisse der Mitte-Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung 2016 (Zick/Klein 
2014; Zick u. a. 2016) decken sich mit diesen Befunden, wie Ergebnisse 
des Religionsmonitors 2013. Eine geringere Zustimmung muslimischer 
Zuwanderung findet sich in den Mitte-Studien der Universität Leipzig 
2016 (Decker u. a. 2016b: 50), die Zustimmungswerte über 40 Prozent 
für die Aussage einer Zuwanderungseinschränkung feststellen. Diese 
Differenzen können zum einen auf Stichprobenunterschieden, aber 
auch auf Differenzen in den Frageformulierungen beruhen. Decker u. a. 
(2016b: 50) verweisen hier auf die Form der Face-to-Face-Befragung  
in den Leipziger Studien und der Telefonbefragung bei den Studien von 
Zick und Kollegen. Generelle Befunde zur Haltung der Deutschen zur 
Einwanderung seit 2002 bewegen sich in vergleichbaren Bereichen 
von 20 bis 30 Prozent Zustimmung zu zuwanderungsablehnenden  
Aussagen (Pickel 2017).

         „Unter den zur Auswahl stehenden  

weltanschaulichen Gruppen ist die Distanz  

          gegenüber Muslimen in Westeuropa  

                      am stärksten ausgeprägt.“



WELTANSCHAULICHE VIELFALT UND DEMOKRATIE

78

Die sichtbare Divergenz zwischen relativer Of-
fenheit für muslimische Zuwanderung und ver-
breiteter persönlicher Distanzhaltung korres-
pondiert mit einer Divergenz zwischen der 
Ablehnung religiöser Praktiken und einer nur 
bedingten Ablehnung muslimischer Zuwande-
rung, wie sie Helbling (2014: 251) in einer an-
deren Studie feststellen konnte. Wenn man die 
Zahlen kombiniert, heißt das: Nur kleine Kreise 
der Bevölkerung lehnen Anhänger anderer Welt-
anschauungen generell ab, hingegen besteht 
häufig eine Alltagsdistanz Muslimen gegenüber. 
Diese fällt höher aus als gegenüber Angehörigen 
anderer Weltanschauungsgruppen. Etwas dras-
tischer auf den Punkt gebracht: Muslime dürfen 
zwar einwandern, aber sie sollen einem nicht  
zu nahe kommen und nicht zu sichtbar sein.  
Allerdings bleibt festzuhalten, dass diese All-
tags distanz gegenüber religiöser Pluralisierung –  
sowohl in Deutschland als auch in anderen Be-
fragungsländern – nur von einer Minderheit  
geäußert wird.

Ausgeprägter ist die Distanzhaltung zu Musli-
men in den neuen Bundesländern: Wie bei der 
Nachbarschaftsfrage steht – mit einem Anteil 
von 27 Prozent – eine deutlich größere Gruppe 
der Ost- als der Westdeutschen (18 Prozent) der 

Zuwanderung von Muslimen ablehnend gegen-
über (Brettfeld/Wetzels 2007). Diese Werte sind 
nicht nur im innerdeutschen Vergleich auffällig, 
sondern auch in der Gegenüberstellung zu den 
anderen im Religionsmonitor 2017 erhobenen 
Ländern: Nirgends ist die Ablehnung von Musli-
men als Nachbarn so sehr verbreitet wie in den 
östlichen Bundesländern, wo sich 30 Prozent der 
Befragten so äußern (Abb. 27).14 Am moderates-
ten sind die Einstellungen in Frankreich (13 Pro-
zent), Westdeutschland (16 Prozent) und der 
Schweiz (17 Prozent; siehe auch Liedhegener 
2014, 2016). Da der Bevölkerungsanteil der Mus-
lime in Ostdeutschland mit rund 2 Prozent deut-
lich geringer ist als in Westdeutschland, beruht 
die Ablehnung nur selten auf persönlicher Erfah-
rung (siehe Folgekapitel). 

In der Schweiz, in Frankreich und in Großbritan-
nien ist die Bereitschaft, neben Geflüchteten zu 
wohnen, in den Bevölkerungen noch geringer 
ausgeprägt als die Bereitschaft, neben Muslimen 

14 Wobei dieser Befund zum Teil auch auf die Auswahl der Untersu-
chungsländer zurückzuführen ist. Bezöge man osteuropäische Länder 
mit ein, so würde etwa die Nachbarschaftsfrage in Bezug auf die Musli-
me noch ungünstigere Werte ergeben (Strabac/Listhaug 2007: 278).
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ABBILDUNG 26: In der Familie nicht willkommen – in Ost- und Westdeutschland (in %)

Deutschland Ost

Deutschland West

Einheirat Muslime

Einheirat Juden

Einheirat Atheisten

Einheirat Christen

Frage: „Wie angenehm oder unangenehm wäre es Ihnen, wenn ein Muslim/Jude/Atheist/Christ in Ihre Familie einheiraten würde?“;  
ausgewiesene Antwortkategorie: „sehr/eher unangenehm“.  

Quelle:  Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland – nur Personen, die nicht selbst der jeweiligen Religion angehören,  
gültige Fälle, gewichtet.
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zu wohnen. Die höchste Zurückweisung von 
Muslimen als Nachbarn findet man neben Ost-
deutschland in Österreich (26 Prozent; siehe 
auch Halm/Sauer 2017: 19). Dies deckt sich mit 
der etwas höheren Bereitschaft in Österreich, 
Muslimen die Zuwan derung zu untersagen (30 
Prozent) – eine Ab lehnungsquote, die sogar hö-
her ist als in Ost deutschland. Gleichzeitig werden 
in allen Untersuchungsländern – mit Ausnahme 
der Türkei – Muslime in einem stärkeren Maße 
als Nachbarn abgelehnt als Ausländer im Allge-
meinen. Die religiöse Kategorisierung als Mus-
lim besitzt also offenbar eine Bedeutung für die 
Haltung zu Menschen, die als fremd angesehen 
werden. 

Ebenfalls auffällig ist die im Vergleich zu den 
anderen Untersuchungsländern deutlich stärkere 
Ablehnung von Geflüchteten und Ausländern in 
der Türkei. Immerhin ein Drittel der türkischen 
Bürger würde einen Geflüchteten als Nachbarn 
nicht wollen, ein Viertel keinen Ausländer oder 
Gastarbeiter. Vor dem Hintergrund, dass gerade 
die Türkei besonders viele Geflüchtete aufge-
nommen hat, ist das beachtenswert. 

Gleichzeitig ist es wichtig zu sagen: In allen  
erfassten europäischen Staaten sind die Ableh-
nungsquoten relativ niedrig und betreffen nur 
Minderheiten. Auf der anderen Seite existieren in 
der alltäglichen Lebenspraxis soziale Distanzen 
gegenüber den genannten Gruppen und vor allem 
gegenüber den Muslimen. Wenn es dem Gros der 
Befragten egal ist, wer neben ihnen wohnt, lässt 
sich darin aber auch eine gewisse Normalität im 
gemeinsamen Umgang erkennen. 
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ABBILDUNG 27: In der Nachbarschaft nicht willkommen – im Ländervergleich (in %)

Frage: „Im Folgenden nenne ich Ihnen verschiedene Gruppen. Sagen Sie mir jeweils, welche Sie nicht gerne als Nachbarn 
hätten bzw. ob Ihnen dies egal ist?“; ausgewiesene Antwortkategorie: „nicht gerne als Nachbarn“.

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerungsstichproben der Länder, gültige Fälle, gewichtet.
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         „Die religiöse Kategorisierung als  

Muslim besitzt also offenbar eine Bedeutung  

           für die Haltung zu Menschen, die als  
           fremd angesehen werden.“
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4.2. Bedrohungswahrnehmungen – 
wer hat Angst vor religiöser  
Pluralität?

Interessant ist nun die Frage, wie die Befragten, 
die sich besonders ablehnend gegenüber Musli-
men äußern, zu ihrer Einstellung kommen, aber 
auch, warum die Vorbehalte gegenüber muslimi-
schen Geflüchteten zu einem der dominantesten 
politischen Themen der Gegenwart werden 
konnten. Sozialpsychologen beschäftigen sich 
bereits relativ lange mit der Erklärung von ab-
lehnenden Haltungen gegenüber als fremd 
wahrgenommenen Gruppen. Eine zentrale Kom-
ponente in ihren Theorien bildet das Gefühl einer 
Bedrohung, die eine soziale Gruppe mit Bezug 
auf eine andere soziale Gruppe empfindet. Aus-
gehend von Überlegungen der sogenannten Social 
Identity Theory (Tajfel 1982; Tajfel/Turner 1986), 
räumen Ansätze der Integrated Threat Theory dem 
Gefühl, durch eine andere Gruppe und ihre Mit-

glieder bedroht zu sein, eine besondere Bedeu-
tung für die Abwertung dieser anderen Gruppe 
ein. In beiden Theorien spielt der Mechanismus 
der Erhöhung oder Überhöhung der Eigengruppe 
gegenüber anderen Gruppen eine entscheidende 
Rolle (Fritsche u. a. 2011; Jonas/Fritsche 2013).  
Die gewählte Zugehörigkeit zu einem als „besser 
eingeschätzten“ Kollektiv stärkt das Selbstbe-
wusstsein und das Selbstwertgefühl des Indivi-
duums. Das entsprechende Vorgehen ist umso 
erfolgreicher, je besser man die Stellung der  
eigenen Gruppe (und seine Stellung in der Eigen-
gruppe) einschätzt. Eine Aufwertung des Selbst 
erreicht man entweder mithilfe einer Ansehens-
steigerung der eigenen Gruppe oder durch die 
Abwertung von Alternativgruppen. Vor allem die 
Diskriminierung von Minderheiten wird zur 
Steigerung des eigenen Selbstbewusstseins ein-
gesetzt. In der Integrated Threat Theory wird diese 
Distanzierung und Abwertung durch eine gefühlte 
Bedrohung seitens der abgewerteten Gruppe ver-

ABBILDUNG 28: Wahrnehmung von (religiösen) Weltanschauungen in Deutschland (in %)

50 0 50 100

Bedrohlich Ostdeutschland

Bereichernd Westdeutschland

Bereichernd Ostdeutschland

Bedrohlich Westdeutschland

44 42
41 45

11 68
12 73

15 61
11 69

13 65
8 75

20 56
12 66

10 51
22 43

58 24
51 35

Religiöse Vielfalt 
allgemein

Christentum

Islam

Judentum

Buddhismus

Hinduismus

Atheismus

Frage: „Wenn Sie an die Religionen denken, die es auf der Welt gibt: Als wie bedrohlich bzw. wie bereichernd nehmen Sie die folgenden
Religionen wahr?“; ausgewiesene Antwortkategorien: „sehr bedrohlich“/„eher bedrohlich“ und „sehr bereichernd“/„eher bereichernd“; 
weitere Antwortmöglichkeiten: „sowohl bereichernd als auch bedrohlich“, „weder bereichernd noch bedrohlich“, „keine Angabe“.  

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland; gewichtet.
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stärkt (Stephan u. a. 2000; Stephan/Renfro 2002). 
Die Bedrohung kann dabei sowohl real, gefühlt 
als auch symbolisch sein. Schon im Abschnitt 
über die sozialen Distanzen wurde die mögliche 
Relevanz von Bedrohungswahrnehmungen in 
Bezug auf andere weltanschauliche Gruppen  
angesprochen.

Wie sieht es nun mit den Bedrohungswahrneh-
mungen der Menschen in Deutschland aus?  
Bereits 2013 wurde im Religionsmonitor danach 
gefragt, ob man andere Religionen als eher be-
drohlich oder bereichernd für die eigene Gesell-
schaft ansieht. Damals (Pickel 2013) wie 2017 
zeigt sich: Die Haltungen der Befragten zu religi-
öser Pluralität sind ambivalent. Deren Wirkung, 
ob positiv oder negativ, hängt von den spezifi-
schen Umständen ab. Diese offene, aber auch 
unspezifische Haltung ist damit hochgradig an-
fällig für aktuelle Ereignisse. Gleichzeitig zielt 
diese Haltung eher auf ein allgemeines Bekennt-
nis zu religiöser Toleranz und sagt daher nur  
begrenzt etwas über die konkrete Haltung zu  
anderen Weltanschauungen aus (Huber/Krech 
2008: 75).

Das zeigt sich in der Unterschiedlichkeit der Ur-
teile der Befragten zu verschiedenen Religionen 
(Abb. 28): Während der Buddhismus, der Hindu-
ismus, das Judentum und auch das Christentum 
von einer deutlichen Mehrheit als bereichernd 
eingeschätzt werden und nur um ein Zehntel der 
Befragten diese Religionen als bedrohlich ein-
stuft, sieht dies beim Islam vollkommen anders 
aus. Zwar sehen immerhin ein Drittel der West-
deutschen und ein Viertel der Ostdeutschen den 
Islam eher als bereichernd für die Gesellschaft 
an. Aber für etwa die Hälfte der Befragten in 
West- und Ostdeutschland ist der Islam bedroh-
lich. Dieser Befund kann dazu beitragen, das 
2013 und 2017 aufgefundene ambivalente Ergeb-
nis in Bezug auf eine Beurteilung religiöser Plu-
ralisierung in den europäischen Gesellschaften 
zu erklären: Denn die Wirkung der ablehnenden 
Haltung gegenüber dem Islam verringert die  

Akzeptanz religiöser Vielfalt, die in der überwie-
genden Bewertung der anderen Religionen als 
bereichernd zum Ausdruck kommt. Selbst wenn 
die Einschätzungen „des Islams“ und anderer 
Religionen als pauschal anzusehen sind, erlau-
ben sie doch ein Stimmungsbild mit Blick auf  
die jeweilige Religionsgemeinschaft und ihre 
Mitglieder.

Auch für die anderen Untersuchungsländer gilt: 
Wenn eine Religion mehrheitlich als bedrohlich 
eingestuft wird, dann ist es der Islam (Abb. 29). 
Die zurückhaltenden Einstellungen gegenüber 
dem Islam in größeren Teilen der Bevölkerung 
halten sich immerhin die Waage mit einer fast 
genauso großen Gruppe an Befragten, die den  
Islam zwar vielleicht nicht als bereichernd anse-
hen, aber doch zumindest nicht als bedrohlich. 
Eine Meinung scheint aber fast jeder europäische 
Bürger zu besitzen. Dabei bestand in allen Fällen 
die Möglichkeit, auch ausweichend mit „sowohl 
als auch“, „weiß nicht“ oder „kann mich nicht 
entscheiden“ zu antworten. Dies hat sich auch 
2017 nicht geändert. 2017 wie 2013 haben die 
Menschen eine relativ festgelegte Position zum 
Islam, dem Christentum, dem Judentum oder 
auch zu religiöser Vielfalt. Nur in Bezug auf den 
Hinduismus und den Buddhismus gibt ein Fünftel 
bis ein Viertel der Befragten an, keine Meinung 
zu haben und diese Religionen nicht zu kennen. 

Wie bei bislang behandelten Fragekomplexen ist 
das Gefühl der Bedrohung durch den Islam unter 
den sechs Untersuchungsländern des Bertelsmann 
Religionsmonitors 2017 in Ostdeutschland – also 
der Region, in der die wenigsten Muslime leben 
– am stärksten. Auch wenn der Wert zwischen 
2013 und 2017 leicht um 3 Prozentpunkte gesun-
ken ist, zeigt das: Wenn, dann ist es die Ausbil-
dung einer „„Muslimfeindschaft ohne Mus lime“ 
(Pickel/Öztürk 2018), die besonderer Beachtung 
bedarf.

Vor dem Hintergrund der Terroranschläge in der 
jüngsten Zeit überraschend ist die Konstanz der 

   „Für etwa die Hälfte der Befragten  

            in West- und Ostdeutschland 

                   ist der Islam bedrohlich.“

         „Die Haltungen der Befragten 

                                            zu religiöser Pluralität  

                  sind ambivalent.“
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Bedrohungswahrnehmung in Frankreich – sie 
lag 2013 bei 39 Prozent und 2017 bei 38 Prozent. 
Etwas deutlicher ist der Anstieg der Bedrohungs-
wahrnehmung in Großbritannien um 4 Prozent-
punkte auf 39 Prozent. Zugleich sind die Diffe-
renzen in der gefühlten Bedrohung zwischen 
Westdeutschland (49 Prozent), der Schweiz  
(50 Prozent) und Österreich (47 Prozent) nicht  
ausgeprägt. Bemerkenswert ist, dass in Öster-
reich trotz durchschnittlicher Bedrohungswahr-
nehmung die Zustimmung zu einem Zuwande-
rungsstopp besonders hoch ist (30 Prozent 
versus 18 Prozent in West- und 27 Prozent in 
Ostdeutschland, vgl. vorausgehendes Kapitel). 
Gefühlte Bedrohung und die Bereitschaft, daraus 
auch politische Forderungen abzuleiten, sind  
in dem Alpenland offenbar enger aneinander  
gekoppelt. 

Dass deutlichere Veränderungen in der wahr-
genommenen Bedrohung möglich sind, zeigt  
der Blick auf das Judentum: Hier ist das Bedro-
hungsgefühl in den letzten drei Jahren in allen 
fünf westeuropäischen Ländern gesunken. Es 
kann gut sein, dass vor dem Hintergrund der 

Konzentration auf den Islam die – nach wie vor 
verbreitete – Annahme einer Gefährlichkeit  
des Judentums an Bedeutung verloren hat. Das 
betrifft jedoch nicht alle Bevölkerungsgruppen 
gleichermaßen, wie der Anstieg antisemitischer 
Straftaten in jüngster Zeit zeigt. 

Eine Ausnahme bildet die Türkei. Hier ist der 
Anteil derjenigen, die sich durch das Judentum 
bedroht fühlen, seit 2013 merklich – von 37 auf 
54 Prozent – angewachsen (Abb. 29). Dies dürfte 
mit den politischen Veränderungen gerade des 
letzten Jahres zu tun haben, die mit einer star-
ken Mobilisierung der nationalen (muslimisch 
geprägten) Identität einhergingen. Zusammen 
mit dem Anspruch einer Führungsrolle im arabi-
schen Raum bestärkt dies eine gegen Israel und 
das Judentum gerichtete Abgrenzung. Zugleich 
ist nicht auszuschließen, dass diese politischen 
Veränderungen eine spezifische Selektion der 
Stichprobe mit sich gebracht haben. Entspre-
chend ist das Ergebnis mit Vorsicht zu interpre-
tieren. Trotzdem lohnt es sich, in der Türkei die 
Haltungen zu religiöser Pluralisierung und zum 
Christentum (als Referenz für eine religiöse 

ABBILDUNG 29: Bedrohungswahrnehmung Islam und Judentum – im Zeit- und Ländervergleich (in %)

Islam 2013

Islam 2017

Judentum 2013

Judentum 2017

Frage: „Wenn Sie an die Religionen denken, die es auf der Welt gibt: Als wie bedrohlich bzw. wie bereichernd nehmen 
Sie die folgenden Religionen wahr?“; ausgewiesene Antwortkategorien: „sehr bedrohlich“/„eher bedrohlich“.

Quelle: Religionsmonitor 2013 und 2017, Bevölkerung der jeweiligen Länder; gewichtet.
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Minderheit) zu betrachten (Abb. 30). So finden 
wir in der 2017er-Stichprobe eine deutlich höhe-
re Bedrohungswahrnehmung durch das Chris-
tentum als noch 2013 (32 versus 52 Prozent). 
Auch der Atheismus wird in der Türkei zuneh-
mend als bedrohlich angesehen, befand sich aber 
bereits 2013 auf einem relativ hohen Niveau 
(damals 48, im Jahr 2017 56 Prozent). Scheinbar 
haben die wahrgenommenen Debatten und Dis-
kussionen in der Gesellschaft das Gefühl einer 
Bedrohung der türkischen Nation und ihrer isla-
misch geprägten Kultur durch Europa und damit 
die Notwendigkeit eines „cultural defense“ (Bruce 
2002) verstärkt. Diese Entwicklung ist deswegen 
bemerkenswert, weil sich im Religionsmonitor 
2017 weniger Befragte in der Türkei als religiös 
verstehen, als dies noch 2013 der Fall war. 

Als Randnotiz ist darauf hinzuweisen, dass für 
die (überwiegend christlichen) Westdeutschen 
der Atheismus ebenso an Bedrohung verloren hat 
wie das Christentum für die meist konfessions-
losen Ostdeutschen. Hier scheint sich im säkula-
ren Rahmen – aber auch der zunehmenden welt-
anschaulichen Pluralisierung – eine gewisse 

Entspannung in der wechselseitigen Wahrneh-
mung etabliert zu haben. 

Festzuhalten bleibt: Insgesamt zeichnen sich  
die Haltungen der Befragten zum Islam seit 2013 
in den hier untersuchten Ländern Westeuropas 
durch eine weitgehende Konstanz aus. Das ist 
angesichts zahlreicher öffentlicher Debatten zu 
mus limischer Zuwanderung seit 2015, von Pro-
testen gegen Flüchtlingsheime und einer Explo-
sion der Berichterstattung über antiislamisch 
geprägte Proteste bemerkenswert. In einer Son-
derbefragung der Bertelsmann Stiftung Anfang 
2015 waren auch leichte Tendenzen in Richtung 
einer steigenden Bedrohungswahrnehmung zu 
erkennen (Bertelsmann Stiftung 2015). Diese  
haben sich aber nicht verstetigt. Oder anders ge-
sagt: Nach einer kurzzeitigen leichten Erhöhung 

ABBILDUNG 30: Bedrohungswahrnehmung Christentum und Atheismus – im Zeit- und Ländervergleich (in %)

Frage: „Wenn Sie an die Religionen denken, die es auf der Welt gibt: Als wie bedrohlich bzw. wie bereichernd  
nehmen Sie die folgenden Religionen wahr?“; ausgewiesene Antwortkategorien: „sehr bedrohlich“/„eher bedrohlich“.

Quelle: Religionsmonitor 2013 und 2017, Bevölkerung der jeweiligen Länder; gewichtet.
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   „Insgesamt zeichnen sich die  

               Haltungen der Befragten  

zum Islam in Westeuropa durch eine  

    weitgehende Konstanz aus.“
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ABBILDUNG 31: Bedrohungswahrnehmung (religiöser) Weltanschauungen in Deutschland – nach Glaubensgruppen (in %)
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Frage: „Wenn Sie an die Religionen denken, die es auf der Welt gibt: Als wie bedrohlich bzw. wie bereichernd nehmen Sie  
die folgenden Religionen wahr?“, ausgewiesene Antwortkategorien: „sehr bedrohlich“/„eher bedrohlich“.

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland und Muslime Deutschland; alle Fälle, gewichtet.
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der Bedrohungswahrnehmung Anfang 2015 (Ber-
telsmann 2015) hat sich der Zustand scheinbar 
wieder „normalisiert“. In die gleiche Richtung 
deuten auch Ergebnisse anderer Studien, die 
zwischen 2014 und 2016 keine Veränderung in 
der Ablehnungshaltung gegenüber muslimischer 
Zuwanderung ermittelten (Zick u. a. 2016: 73).15

Daraus ist zu schlussfolgern, dass nicht nur die 
gegen Muslime und den Islam gerichteten grup-
penbezogenen Urteile oder Vorurteile bei den 
Bürgern eine recht hohe Stabilität besitzen, son-
dern auch die Wahrnehmungen des Islams als  
bedrohlich (aber auch die als nicht bedrohlich) 
eine hohe Konsistenz aufweisen. Die Haltungen 
in der Bevölkerung gegenüber bestimmten Reli-
gionen und Weltanschauungen lassen sich dem-
nach nicht ohne Weiteres – weder in die positive 
noch in die negative Richtung – verändern. 

Für eine gewünschte Veränderung in den Ein-
stellungen bedarf es daher langfristiger Maß-
nahmen – plakative, kurzzeitige Appelle und 
Kampagnen versprechen keinen Erfolg. Positiv 
gekehrt heißt das aber auch: Die Stabilität in den 
Einstellungen reflektiert eine weitgehende Re-
sistenz weiter Teile der Bevölkerung gegenüber 
antimuslimischen Kampagnen und rechtspopu-
listischer Stimmungsmache sowie die Bereit-
schaft, sich von islamistischen Terroranschlägen 
nicht in ihrer Wahrnehmung der Muslime und 
des Islams leiten zu lassen.

Nun sind nicht nur die Bedrohungswahrneh-
mungen der Mehrheitsbevölkerungen für unsere 
Betrachtung von Bedeutung. In den Debatten der 
letzten Jahre wurde immer wieder auch der Vor-
wurf einer grundsätzlich stärkeren antisemi-
tischen – oder antiisraelischen – Haltung von 
Muslimen laut (Decker/Brähler 2018). Der Ber-
telsmann Religionsmonitor 2017 bietet die Mög-
lichkeit, das zu überprüfen und die Sicht der 
deutschen Muslime auf andere Weltanschau-
ungsgemeinschaften zu beleuchten. Hier zeigt 

sich: Unter den Muslimen ist die Haltung zu reli-
giöser Pluralität erst einmal relativ ausgeglichen 
– oder ambivalent, wie bei der Bevölkerung ins-
gesamt (siehe Abb. 28). Das Votum für eine kul-
turell bereichernde Wirkung religiöser Vielfalt 
übersteigt – wie bei anderen Befragten – die Ein-
ordnung religiöser Pluralisierung als bedrohlich 
(Abb. 31). Damit ist die Einschätzung religiöser 
Pluralisierung unter Muslimen sogar etwas posi-
tiver als in der Gesamtbevölkerung. Das sie in 
Deutschland umgebende Christentum sehen die 
Muslime überwiegend als bereichernd an. Nur 
unwesentliche Minderheiten (rund 7 Prozent der 
muslimischen Befragten) erkennen darin eine 
Bedrohung für den eigenen Glauben. Auch der 
Buddhismus und der Hinduismus werden von 
den Muslimen weitgehend positiv wahrgenom-
men. Allein unter den Konfessionslosen herrscht 
eine etwas stärkere Bedrohungswahrnehmung 
gegenüber fast jeder Religion vor. Deutlich an-
ders sieht die Haltung der Muslime gegenüber 
dem Judentum aus: Immerhin 21 Prozent schät-
zen es als bedrohlich ein. Den Atheismus sehen 
sogar 32 Prozent der muslimischen Befragten  
als bedrohlich an - wobei sich hier Bedrohungs-
wahrnehmung und Einschätzung als Bereiche-
rung ziemlich genau die Waage halten.

Allerdings unterscheidet sich die Bedrohungs-
wahrnehmung nach muslimischen Glaubens-
richtungen. Während sich ein Viertel der Sunni-
ten vom Judentum bedroht fühlt, sind es unter 
den Schiiten 13 Prozent und unter den Aleviten 
nur 2 Prozent. Den Atheismus sehen sogar 37 
Prozent der Sunniten als bedrohlich an, unter 
den Aleviten sind es 14 Prozent, die Schiiten  
bewegen sich mit 24 Prozent dazwischen. 

Nun lässt sich anführen, dass noch 2013 ein  
Anteil von 19 Prozent der deutschen Gesamt-
bevölkerung das Judentum als bedrohlich an  - 
sah – das entspricht weitgehend dem Anteil, der 
2017 für die muslimische Bevölkerungsgruppe 
insgesamt gemessen wurde (21 Prozent). 2017 
allerdings liegt der Bevölkerungsschnitt bei 10 

15 Hierzu existieren allerdings auch abweichende Ergebnisse. Decker u. a. 
(2016b: 49 – 51) ermittelten zwischen 2014 und 2016 einen Anstieg in 
der Islamablehnung und in der Zustimmung zu der Forderung „Musli-
men sollte die Zuwanderung untersagt werden“ von 36 über 40 auf 44 
Prozent (Decker/Brähler 2018). Oben wurden bereits mögliche Ursa-
chen für die Differenzen zwischen den Ergebnissen diskutiert (Stich-
probenzusammensetzung und Erhebungsform). 

   „21 Prozent der Muslime  

                  schätzen das Judentum  

         als bedrohlich ein.“
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Prozent, das sind rund 10 Prozentpunkte weni-
ger, als für die Muslime gemessen wurden. Dies 
gilt es richtig einzuordnen: Diejenigen, die das 
Judentum als bedrohlich ansehen, stellen auch 
unter den Muslimen eine klare Minderheit dar. 
Gleichzeitig ist unter den Sunniten in Deutsch-
land der Anteil derer, die einer anderen religiö-
sen Gruppe und auch Atheisten gegenüber ein 
Gefühl der Bedrohung empfinden, deutlich hö-
her. Bemerkenswert ist zudem das weitgehend 
deckungsgleiche Bedrohungsgefühl zwischen 
Christen und Konfessionslosen mit Blick auf den 
Islam, das immerhin auch jeder dritte Alevit teilt. 

4.3. Bedrohungswahrnehmungen 
und soziale Distanz – Kopplungen

Eingangs des vorangegangenen Abschnitts haben 
wir, unter Bezug auf sozialpsychologische Theo-
rien, auf mögliche Verbindungen zwischen den 
Bedrohungswahrnehmungen und sozialer Ab-
wertung und Distanz hingewiesen. Führt man 
die entsprechenden Indikatoren mit Bezug auf 
die Muslime in einer Korrelationstabelle zusam-
men, so werden statistische Zusammenhänge  
in eindrucksvoller Weise sichtbar (Abb. 32). Sie 
belegen eine starke Verkopplung von sozialer  
Distanz und Bedrohungsgefühl. Diese ist für ver-
schiedene weltanschauliche Gruppen nachweis-

bar, bei den Muslimen schlägt sich dieser Bezug 
aber am stärksten nieder. So gibt es einen relativ 
starken Zusammenhang zwischen der Wahrneh-
mung des Islams und der Bewertung einer Ein-
heirat von Muslimen (Korrelation von 0.48): Be-
fragte, die den Islam als Bedrohung empfinden, 
würden auch eine Einheirat einer Muslimin oder 
eines Muslims in die Familie eher als unange-
nehm empfinden. Gleichzeitig sinkt das Ver-
trauen in Muslime, je stärker der Islam als Be-
drohung wahrgenommen wird; dies drückt der 
negative Zusammenhang in Höhe von -0.31 aus 
(vgl. Infobox „Korrelationen messen“ auf S. 46). 

Nun wird erkennbar, dass die hohe soziale Dis-
tanz zu Muslimen in Ostdeutschland auf der 
starken Wahrnehmung einer Bedrohung durch 
den Islam und den Muslimen basiert. Wie kann 
es aber angesichts eines muslimischen Bevölke-
rungsanteils von gerade einmal 2 Prozent in Ost-
deutschland zu diesem Bedrohungsgefühl kom-
men? Eine mögliche Erklärung ist, dass anstelle 
realer Erfahrungen parasoziale Kontakte treten 
(Horton/Wohl 1956; Pickel/Yendell 2016): Dabei 
werden etwa der Medienkonsum und die daraus 

ABBILDUNG 32: Beziehungen zwischen Bedrohungswahrnehmung des Islams und sozialer Distanz zu Muslimen

Keine Muslime als 

Nachbarn

Einheirat von Muslimen 

unangenehm

Muslimische Zuwande-

rung unterbinden
Vertrauen in Muslime

Gefühl der Bedrohung 

durch den Islam
.37 .48 .33 -.31

Keine Muslime als 

Nachbarn
.43 .40 -.32

Einheirat von Musli-

men unangenehm
.33 -.25

Muslimische Zuwan-

derung unterbinden
-.26

Pearsons Produkt-Moment-Korrelationen; alle signifikant bei p < .01.

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland, gültige Fälle.

         „Soziale Distanz und 

                  Bedrohungsgefühl 

         sind stark miteinander gekoppelt.“
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gewonnenen Erkenntnisse zum Erfahrungswis-
sen aufgewertet. Da die medialen Darstellungen 
bis heute durch negative Meldungen und kriti-
sche Debatten über den Islam bestimmt sind 
(Bonfadelli 2007; El-Menouar 2016; Frindte 2013; 
Frindte/Haußecker 2010; Hafez 2010; Hafez/
Richter 2007; Schiffer 2005), ist es nicht über-
raschend, wenn Menschen daraus ein ebensol-
ches Bild des Islams und der Muslime ableiten – 
zumindest wenn nicht reale Erfahrungen als 
Korrektiv wirken. Wie einflussreich parasoziale 
Kontakte sein können, zeigt sich daran, dass nur 
wenige Befragte (rund 5 Prozent) bei den Bedro-
hungswahrnehmungen die Kategorien „weiß 
nicht“ oder „kann ich nicht einschätzen“ wäh-
len; alle anderen nehmen eine klare Positionie-
rung vor. 

Diese Wahrnehmung von Muslimen als bedroh-
lich und gefährlich dürfte eine zentrale Rolle für 
die Abwertung von Muslimen beziehungsweise 
für das Gefühl einer großen sozialen Distanz zu 
Muslimen besitzen (Quillian 1995; Pollack u. a. 
2014; Pickel 2012b; Pickel/Yendell 2016; Schif - 
f auer 2007; Schneiders 2010; Schröter 2016). In 
diese Richtung deutet auch der Zusammenhang 
zwischen Kontakten zu Mitgliedern anderer Re-
ligionen und sozialer Distanz sowie Bedrohungs-
wahrnehmungen. Menschen mit mehr Kontakten 
zu Mitgliedern einer anderen Religion – meist 

wird es sich hierbei um Muslime handeln, weil 
sie die größte religiöse Minderheit in Deutsch-
land bilden – weisen eine geringere Bedro-
hungswahrnehmung auf und eine geringere so-
ziale Distanz (Abb. 33). Ebenfalls als günstig für 
einen Abbau von Bedrohungswahrnehmungen 
erweist sich ein hohes generelles Sozialvertrau-
en. Da dieses in Teilen mit einer erhöhten Kon-
takthäufigkeit einhergeht, wie es der Ansatz des 
Sozialkapitals (Putnam 2000) feststellt, ist dies 
nicht über raschend.

Auffällig ist allerdings auch, dass soziale Distan-
zen häufig unterschiedliche weltanschauliche 
Gruppen betreffen. So wäre jemandem, dem die 
Einheirat einer Muslimin oder eines Muslims in 
die eigene Familie unangenehm ist, sehr wahr-
scheinlich auch die Einheirat einer Jüdin oder  
eines Juden unangenehm. Mit einer Korrelation 
in Höhe von 0.48 gibt es hier einen relativ starken 
Zusammenhang (Abb. 33). Für diese Überschnei-
dung könnten ein genereller Ethnozentrismus 
und Aspekte gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit (Zick/Klein 2014) verantwortlich sein. In 
diese Richtung deutet auch die Höhe der Korrela-
tion einer Abwehr muslimischer Zuwanderung 
mit anderen Indikatoren: Während diese Einstel-
lung häufig mit der Ablehnung der Einheirat von 
Juden einhergeht (r = 0.24), steht sie mit Sozial-
vertrauen und sozialen Kontakten gar nicht oder 

ABBILDUNG 33: Beziehungen zwischen Häufigkeit interreligiöser Kontakte, Bedrohungswahrnehmung und Bildung

Generelles  

Sozialvertrauen

Kontakt zu Mitgliedern 

anderer Religionen

Einheirat von Juden  

unangenehm

Formal niedriges  

Bildungsniveau

Gefühl der Bedrohung 

durch den Islam
-.13 -.15 +.16 +.12

Keine Muslime als 

Nachbarn
-.09 -.14 +.25 +.11

Einheirat von Musli-

men unangenehm
-.14 -.15 +.48 +.12

Muslimische Zuwan-

derung unterbinden
n.s. -.08 +.24 +.24

Pearsons Produkt-Moment-Korrelationen; alle signifikant bei p < .01. 

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland, gültige Fälle.
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deutlich schwächer in Beziehung. Mit anderen 
Worten: Es lassen sich Einstellungsmuster iden-
tifizieren, bei denen die Ablehnung von Muslimen 
mit einer Ablehnung anderer Bevölkerungsgrup-
pen zusammenkommt und die nicht durch man-
gelnde Kontakte oder andere soziale Merkmale 
zu erklären sind. 

Verstärkend auf die Bedrohungswahrnehmungen 
und soziale Distanz wirkt ein formal niedriges 
Bildungsniveau. Eine Kontrollbetrachtung mit 
einem formal höheren Bildungsniveau bestätigt 
diesen Effekt, denn ein höheres Bildungsniveau 
reduziert die Wahrnehmung von Bedrohung und 
soziale Distanzen. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Insge-
samt sind soziale Distanzen zu Angehörigen 
weltanschaulicher Gruppen, vor allem zu Mus-
limen, stark mit einer wahrgenommenen Bedro-
hung durch diese Gruppen gekoppelt. Gleichzei-
tig existieren im Hintergrund aber auch generelle 
Ablehnungshaltungen gegenüber Anhängern  
anderer Weltanschauungen, die durchaus mit 
spezifischen sozialen Abwertungsprozessen und 
gruppenbezogenen Vorurteilen einhergehen 
(Taijfel 1982; Decker/Brähler 2018). Prinzipiell 
scheint sich ein breiteres und differenzierteres 
Bild in Bezug auf die Anhänger anderer Weltan-
schauungen zu etablieren. Dies gilt speziell für 
Muslime. Doch wie sieht diese Differenzierung 
aus, wenn man genauer hinsieht? 

4.4. Anpassung und Ablehnung –  
Differenzierungen

Die Fluchtzuwanderung und die mit ihr verbun-
denen heftigen Dispute haben keine größeren 
Urteilsbewegungen in der Bevölkerung in die 
eine oder in die andere Richtung herbeigeführt. 
Sie haben aber möglicherweise das Bekenntnis 
zu der eigenen Überzeugung gestärkt und so zu 
einer Profilierung oder auch Verschärfung der 
eigenen Position beigetragen. In dieser Bewe-

gung in die eine oder die andere Richtung sind 
Abstufungen denkbar; daher muss nicht jeder, 
der sich bedroht fühlt, islamophob oder gar is-
lamfeindlich sein.16 Eine Bedrohungswahrneh-
mung – für die auch reale Gründe wie Terror-
warnungen und tatsächliche Terroranschläge 
angeführt werden können – wird aber dann pro-
blematisch, wenn sie vor allem auf Stereotypen 
und pauschalisierenden Vorurteilen fußt und zu 
einer generellen Ablehnung des Islams und der 
Muslime führt – also einer Islamophobie im  
Sinne der wissenschaftlich gültigen Definition  
(Halliday 1999; Bleich 2011). Ein Zusammenhang 
zwischen einer wahrgenommenen Bedrohung 
durch eine Gruppe und deren Ablehnung ist da-
her zwar naheliegend und auch empirisch beleg-
bar, aber er ist nicht automatisch gegeben. Dies 
zeigt Abbildung 34, in der aus den Antworten auf 
die wahrgenommene Bedrohung durch den Islam 
und dem Wunsch nach einem Zuwanderungstopp 
für Muslime eine Typisierung gebildet wurde. 

Es bilden sich hier drei relevante Gruppen heraus: 
Zum einen existiert eine Gruppe – in Deutsch-
land ungefähr 40 Prozent der Bevölkerung –, die 
sich weder durch den Islam bedroht fühlt noch 
einen Zuwanderungsstopp von Muslimen befür-
wortet. Auch in Großbritannien nehmen rund  
40 Prozent der Befragten diese als tolerant zu  
bezeichnende Haltung ein, in Österreich (36 Pro-
zent) sind es etwas weniger, in der Schweiz (43 
Prozent) etwas mehr. In Frankreich lässt sich 
dieser Gruppe mit über 50 Prozent sogar eine 
knappe Mehrheit der Bevölkerung zurechnen. 
Gleichzeitig fühlt sich rund ein Drittel der Be-
fragten in Deutschland (in Frankreich jeder Fünf-
te) durch den Islam bedroht, leitet daraus aber 
keine politischen Konsequenzen ab und fordert 
kein Zuwanderungsverbot für Muslime. Die dritte 
Gruppe, die die kleinste ist, umfasst diejenigen, 
die sich sowohl durch den Islam bedroht fühlen 
als auch einen Zuwanderungsstopp für Muslime 
befürworten. Sie überschneidet sich übrigens 
stark mit der Gruppe der Personen, die möglichst 
keine Muslime als Nachbarn haben wollen. In 
Westdeutschland macht sie 13 Prozent, in Ost-

         „Nicht jeder, der sich bedroht fühlt,  

        muss islamophob oder gar  

                            islamfeindlich sein.“

16 Wobei auch der Begriff „islamophob“ erklärungsbedürftig ist. Er  
bezeichnet zunächst nur Personen, die sich vor dem Islam fürchten.  
Problematisch wird die Verwendung dieses Begriffes erst dann, wenn 
sie generell als ungerechtfertigtes Angstgefühl klassifiziert wird.
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deutschland immerhin 23 Prozent der Befragten 
aus. Nur eine verschwindende Minderheit der 
Deutschen (und der anderen Europäer) wünscht 
sich einen Zuwanderungsstopp, ohne sich gleich-
zeitig durch den Islam bedroht zu fühlen. Die Re-
lationen zwischen den verschiedenen Typen der 
Haltung zum Islam und zu den Muslimen sind 
dabei in allen Untersuchungsländern vergleich-
bar. 

Mit der gewählten Typisierung lassen sich in-
haltliche Aussagen verbinden: Während diejeni-
gen, die einen Zuwanderungsstopp fordern, als 
weitgehend überzeugte Islamkritiker und Islam-
gegner angesehen werden können, wäre es un-
gerechtfertigt, auch die zweite Gruppe derer, die 
sich durch den Islam bedroht fühlen, so einzu-

ordnen. Unter ihnen finden wir am ehesten den 
Typus des „besorgten Bürgers“ in einem ehrli-
chen – und nicht durch Populisten umgedeuteten 
– Verständnis der Begrifflichkeit. Ebenfalls wird 
deutlich, dass Bedrohungswahrnehmung und 
Abgrenzungswünsche stark ineinandergreifen. 
Offen bleibt hierbei, ob Menschen, die sich heute 
durch den Islam bedroht fühlen, aber bislang da-
raus nicht den Wunsch nach Abgrenzung und 
Abschottung entwickelt haben, über einen länge-
ren Zeitraum oder auch aufgrund bestimmter Er-
eignisse in ihrem Umfeld zu einer restriktiveren 
Haltung gegenüber der als bedrohlich empfunde-
nen Sozialgruppe gelangen können. Festzuhalten 
bleibt aber: Zwischen den Polen klarer Ableh-
nung und hoher Toleranz Muslimen gegenüber 
findet sich eine dritte Gruppe mit gemischten 
Haltungen. Es handelt sich dabei immerhin um 
ein Drittel bis ein Viertel der Bevölkerung. Im 
Hinblick auf einen zu wahrenden Zusammenhalt 
in der Gesellschaft sollte die Politik diese Gruppe 
daher nicht aus dem Blick verlieren. 

       „Zwischen den Polen klarer Ablehnung  

    und hoher Toleranz Muslimen  

             gegenüber findet sich eine dritte Gruppe  

        mit gemischten Haltungen.“

ABBILDUNG 34: Einstellungsmuster zum Islam – im Ländervergleich (in %)

Positiv oder indifferent Zuwanderungsgegner ohne Bedrohungsgefühl Unentschlossen

Reines Bedrohungsgefühl Zuwanderungsgegner mit Bedrohungsgefühl

Typenbildung aus den kombinierten Antworten auf die Fragen: 1. „Wenn Sie an die Religionen denken, die es auf der Welt gibt:  
Als wie bedrohlich bzw. wie bereichernd nehmen Sie die folgenden Religionen wahr? Islam“; 2. Grad der Zustimmung zu der Aussage:  
„Zuwanderung von Muslimen sollte unterbunden werden“.

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung der jeweiligen Länder, gültige Fälle, gewichtet.
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Wie der Sachverständigenrat für Integration in 
seinem Integrationsbarometer 2016 (SVR 2016) 
feststellte, steht die Mehrheit der Befragten in 
Deutschland religiöser Pluralisierung, aber auch 
den Muslimen relativ offen gegenüber. Gleich-
zeitig gibt es manifeste Bedrohungsgefühle, bei 
denen nicht immer klar ist, ob sie von einer tat-
sächlichen Angst herrühren oder Ausdruck von 

generellen Vorbehalten und auch Vorurteilen 
sind. So findet fast die Hälfte der deutschen Be-
völkerung, dass zu viel Rücksicht auf Muslime 
genommen wird (Abb. 35).17 Ein Viertel denkt 
Gleiches in Bezug auf den Umgang mit den  
Juden. Diese Haltung spiegelt ein Verständnis 
gesellschaftlichen Zusammenlebens, bei dem der 
Gedanke der „kulturellen Anpassung“ im Vor-

70605040302010

ABBILDUNG 35:  Zusammenleben in kultureller und religiöser Vielfalt – Wahrnehmungen und Wünsche in Deutschland (in %)

Deutschland Ost Muslime

Deutschland West Personen mit Bedrohungsgefühl Islam 

Kulturelle Eigenständigkeit

Zu viel Rücksicht auf Juden2

Präferenzen1

Wahrnehmung

Kulturelle Anpassung  
der Migranten

Zu viel Rücksicht auf Muslime3

Kulturelle Anpassung  
der Mehrheitsbevölkerung

Kulturelles Zusammenwachsen

1  Frage: „Wie angenehm oder unangenehm wäre es Ihnen, wenn ein Muslim/Jude/Atheist/Christ in Ihre Familie einheiraten würde?“;  
ausgewiesene Antwortkategorien: „sehr unangenehm“/„eher unangenehm“.  

2 Zustimmung zu: „In Deutschland wird zu viel Rücksicht auf Juden genommen.“
3 Zustimmung zu: „In Deutschland wird zu viel Rücksicht auf Muslime genommen.“

Quelle:  Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland – nur Personen, die nicht selbst der jeweiligen Religion angehören,  
gültige Fälle, gewichtet.
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dergrund steht. Das heißt, von (zugewanderten) 
Minderheiten wird erwartet, dass sie sich der 
Mehrheit anzupassen hätten (Benoit u. a. 2018: 19; 
auch Löffler 2011: 59-81). Auf die politische Büh-
ne gehoben wurde diese Haltung mit der Forde-
rung, dass sich Zuwanderer an einer „deutschen 
Leitkultur“ zu orientieren hätten. Gemessen da-
ran könnte etwa die Erlaubnis zu schächten oder 
ein muslimisches Kopftuch in öffentlichen Äm-
tern zu tragen als zu große Rücksichtnahme ge-
wertet werden. Damit muss aber keine grund-
sätzliche Ablehnung oder Zurückweisung der 
Muslime verbunden sein.

Integration im Sinne dieser Anpassungserwar-
tung impliziert allerdings kein gegenseitiges 
Aufeinanderzugehen, sondern stellt sich ein seitig 
als Aufgabe an die Minderheiten. Tatsächlich 
wünscht sich knapp die Hälfte der Westdeut-
schen und etwas mehr als die Hälfte der Ost-
deutschen, dass sich die Zuwanderer an die 
deutsche Kultur anpassen (Abb. 35). Unter den-
jenigen, die keine Muslime als Nachbarn haben 
wollen oder einen Zuwanderungsstopp für Mus-
lime einfordern, erhöht sich dieser Anteil auf 70 
bis 80 Prozent. Von denjenigen, die sich durch 
den Islam bedroht fühlen, fordern zwei von drei 
Befragten, dass Einwanderer (und damit implizit 
auch alle anwesenden Minderheitenangehörigen) 
Anpassungsleistungen an das Aufnahmeland  
erbringen müssen. Sich selbst sieht man dabei 
weniger in der Pflicht.

Immerhin kann sich ein Viertel bis ein Drittel der 
Deutschen auch ein Zusammenwachsen der Kul-
turen von Menschen mit und ohne Migrations-
geschichte vorstellen. Dieses Ergebnis passt zu 
den Befunden des Pew Research Center (Pew 
2016), wonach eine kulturelle Anpassung – vor-
nehmlich über die Sprache – als zentrales Merk-
mal für eine gelungene Integration in eine Ge-
sellschaft – in die eigene Gesellschaft – gesehen 
wird. Immerhin ein Drittel der in Deutschland 
lebenden Muslime akzeptiert diese Form der  
Anpassung ohne Weiteres für sich. Eine größere 
Zahl wünscht sich aber ein Zusammenwachsen 
der Kulturen in ihrem neuen Heimatland: Sie 

möchten mit ihrer Kultur und ihren Erfahrungen 
zu einer neuen, sich im Austausch entwickelnden 
Kultur beitragen. Ein unabhängiges Nebeneinan-
der von Gruppen mit jeweils eigenständiger Kul-
tur, seien es Muslime oder sich bedroht fühlende 
Bürger, findet hingegen nur bei einer Minderheit 
Zustimmung. Den oft beschworenen Wunsch 
nach Parallelgesellschaften (kritisch dazu Schif-
fauer 2008) scheint es also eher nicht zu geben. 
Dies schließt natürlich nicht aus, dass sich über 
räumliche Segregationsprozesse ein Nebenein-
ander kulturell höchst unterschiedlich geprägter 
Stadtbezirke und Regionen entwickeln kann.

4.5. Einstellungen zur weltanschau-
lichen Vielfalt und zur Demokratie – 
Wechselwirkungen 

Welche Folgen für Politik und politische Kultur 
haben nun die in Deutschland gemessenen Ein-
stellungen zu religiöser Pluralität? Vor dem Hin-
tergrund der Wahlerfolge der AfD und medien-
wirksam inszenierter Demonstrationen gegen die 
Islamisierung des Abendlandes ist in der Politik 
die Sorge hinsichtlich einer Gefährdung des ge-
sellschaftlichen Zusammenhaltes in Deutschland 
gewachsen. Auch Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier brachte das in seiner Rede zu seiner 
Wahl zum Ausdruck. Anlass für diese Sorge sind 
eben nicht nur Zuwanderer und unter ihnen ver-
meintlich radikale Muslime (Kolb 2018), sondern 
auch die Ausbreitung von Integrationsfeindlich-
keit und eine Verschiebung des gesellschaftlichen 
Diskurses nach rechts. So würden, von populisti-
schen Gruppierungen vorangetrieben, politisch 
extreme Posi tionen enttabuisiert und damit at-
traktiver für Menschen, die für solche Aussagen 
anfällig sind (z. B. Geiges u. a. 2015; Pickel/Decker 
2016). Sind diese Sorgen nun aber berechtigt?

Dass es einen Zusammenhang zwischen der Hal-
tung zu Muslimen und den Einstellungen zur 

 „Ein Viertel bis ein Drittel der Deutschen 

     kann sich ein Zusammenwachsen   

  der Kulturen von Menschen 

  mit und ohne Migrations- 
     geschichte vorstellen.“

17 Diese Frage wurde nur in Deutschland und Österreich gestellt. Das Er-
gebnis in Österreich ist quasi deckungsgleich zu dem in Deutschland.
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politischen Kultur gibt, machen Abbildung 36 
und 37 deutlich. Sie illustrieren hochsignifikante 
negative statistische Korrelationen zwischen der 
politischen Unterstützung der Demokratie und 
Bedrohungswahrnehmung sowie sozialer Dis-
tanz. So fühlen sich diejenigen, die der Demo-
kratie skeptischer gegenüberstehen oder mit der 
Politik in Deutschland unzufrieden sind, eher 
vom Islam bedroht und pflegen eher eine distan-
zierte Haltung zu Muslimen. Verwendet man nur 
die extremsten Zustimmungskategorien der  
Demokratiebeurteilung, dann wird das Ergebnis 
noch schärfer konturiert: Eine kleine, dafür aber 
recht überzeugte Gruppe von Antidemokraten 
wird sichtbar, bei der die Ablehnung des Islams 
konstitutives Element einer autoritativen und 
ethnozentristischen Vorstellungswelt ist (Decker 
u. a. 2016a; Zick u. a. 2016). Kausalbeziehungen 
lassen sich aus diesen statistischen Beziehungen 
indes nicht ableiten: Eine kritische Haltung zur 
Demokratie führt also nicht automatisch zur Ab-
wertung von Muslimen – aber unter denjenigen, 
die der Demokratie distanzierter gegenüberste-

hen, finden sich häufiger Menschen mit Vorbe-
halten gegenüber dem Islam und den Muslimen. 
Menschen, die die Zuwanderung von Muslimen 
ablehnen, geraten auch eher in Opposition zum 
demokratischen System in Deutschland. 

Kaum andere Relationen zeigen sich bei den  
Einstellungen gegenüber anderen Weltanschau-
ungsgemeinschaften, selbst wenn die statis-
tischen Zusammenhänge etwas schwächer aus-
fallen (Abb. 37). So korrespondieren auch hier 
soziale Distanz und Bedrohungswahrnehmung 
ungünstig mit der Haltung zur Demokratie. De-
mokratische Überzeugungen und kulturelles  
Abgrenzungsbedürfnis vertragen sich demnach 
grundsätzlich schlecht. Zwei Ergebnisse stellen 
die besondere Stellung der Muslime heraus: Zum 
einen werden sie deutlich eher als Bedrohung 
wahrgenommen, und es besteht ihnen gegenüber 
eine größere soziale Distanz. Zum anderen sind 
die Korrelationen mit autoritären Vorstellungen 
am stärksten.

25

50

75

100

ABBILDUNG 36: Einstellungen zu Muslimen – nach politischen Haltungen (in %)

Keine Muslime als Nachbarn1

Muslimen Zuwanderung untersagen2

Bedrohungsgefühl Islam3

Demokratie  
im Land  

(unzufrieden)

Politiker  
kein Vertrauen

Harte Hand

1 Anteil derjenigen, die ungern Muslime als Nachbarn hätten.
2  Zustimmung zu: „Die Zuwanderung von Muslimen sollte unterbunden werden.“
3    Frage: „Wenn Sie an die Religionen denken, die es auf der Welt gibt: Als wie bedrohlich bzw. wie bereichernd nehmen 

Sie die folgenden Religionen wahr?“; ausgewiesene Antwortkategorien: Anteil „sehr bedrohlich“/„eher bedrohlich“.

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland, gültige Fälle, gewichtet.
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Es ist also teilweise relativ einfach, eine Bezie-
hung zwischen Zuwanderungsablehnung und 
Demokratieverdrossenheit herzustellen und da-
her Menschen über eine argumentative Verbin-
dung beider Themenstränge abzuholen. Diese 
kann entsprechend als Mobilisierungszugang für 
Populisten dienen. Die statistische Wechselbe-

ziehung geht sichtbar über einen reinen Bezug 
zwischen der deutlich weiter verbreiteten Poli-
tikerverdrossenheit und sozialer Distanz zu 
Muslimen hinaus. Durch die Verbindung mit  
allgemeinen Einstellungen zur Demokratie mar-
kiert eine solche soziale Distanzierung einen 
Verlust an Legitimität der Demokratie und nicht 
allein eine Unzufriedenheit mit der politischen 
Effektivität. Das zeigt sich allein schon darin, 
dass eine grundsätzliche Ablehnung von Musli-
men dem demokratischen Wert der Toleranz  
Andersdenkenden und Andersgläubigen gegen-
über widerspricht. Zudem erweist sich religiöse 
Zugehörigkeit hierbei als Distinktionsfaktor, der 
über gesellschaftliche Zugehörigkeit – oder Aus-

         „Demokratische Über- 
 zeugungen und kulturelles 

       Abgrenzungsbedürfnis 

 vertragen sich demnach  

                         grundsätzlich schlecht.“

ABBILDUNG 37: Bedrohungswahrnehmung von Muslimen, Kontakte und politische Unterstützung

Demokratie ist eine 

gute Regierungsform

Demokratie im Land 

funktioniert gut

Sollten jemand haben, 

der das Land mit  

starker Hand regiert

Kein Vertrauen  

in Politiker

Gefühl der Bedrohung 

durch den Islam
-.21 -.25 +.22 +.20

Keine Muslime als 

Nachbarn
-.22 -.25 +.18 +.18

Einheirat von Musli-

men unangenehm
-.19 -.21 +.25 +.22

Muslimische Zuwan-

derung unterbinden
-.21 -.19 +.29 +.27

Gefühl der Bedrohung 

durch Judentum
-.16 -.19 n.s. +.10

Einheirat von Juden 

unangenehm
-.11 -.11 +.20 +.12

Gefühl der Bedrohung 

durch Buddhismus
-.18 -.21 +.08 +.12

Gefühl der Bedrohung 

durch Hinduismus
-.22 -.21 +.13 +.14

Gefühl der Bedrohung 

durch Atheismus
-.15 -.10 +.13 n.s.

Einheirat von Athe-

isten unangenehm
-.11 -.09 +.16 +.11

Pearsons Produkt-Moment-Korrelationen; alle signifikant bei p < .01.

Quelle: Religionsmonitor 2017, Basis: Bevölkerung Deutschland, gültige Fälle.
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schluss – entscheidet. Für moderne plura listische 
Demokratien stellt das eine nicht zu  
unterschätzende Herausforderung dar, weil es  
ihrem Selbst verständnis zuwiderläuft. 

4.6. Schlussfolgerungen: Was ge-
fährdet die demokratische politische 
Kultur?

Die Ergebnisse dieses Kapitels machen deutlich: 
Wenn die demokratische politische Kultur in 
Deutschland gefährdet ist, dann vor allem durch 
in der Bevölkerung verbreitete ablehnende Hal-
tungen gegenüber Anhängern anderer Welt-
anschauungen. Speziell gilt dies für die Bedro-
hungswahrnehmung und soziale Distanz gegen - 
über Muslimen. Gerade die Verbreitung und 
Stärke der hier zutage tretenden Abgrenzung 
stellen für eine pluralistische Demokratie eine 
größere Herausforderung dar als religiös dogma-
tische oder exklusivistische Haltungen in den Re-
ligionsgemeinschaften. Letztere werden jeweils 
nur von einer deutlichen Minderheit vertreten. 
Das gilt auch für die Gruppe der Muslime, wenn-
gleich die dogmatische Minderheit hier im Ver-
hältnis größer ist als etwa unter den Christen. 
Auf der anderen Seite sind die Muslime insge-
samt mit der Demokratie in Deutschland sogar 
zufriedener als alle anderen Weltanschauungs-
gruppen. 

Zwar stehen nur wenige mehr als jeder fünfte 
Befragte in Deutschland Muslimen stark ableh-
nend gegenüber, allerdings fühlt sich etwa die 
Hälfte der Menschen in Ost- und Westdeutsch-
land durch den Islam bedroht, und zwischen 16 
Prozent (West) und 30 Prozent (Ost) wollen keine 
Muslime als Nachbarn. Die Distanz gegenüber 
Muslimen ist damit erheblich aus geprägter als 
gegenüber anderen weltanschau lichen Gruppen. 
Aber auch gegenüber Juden finden sich signifi-
kante Äußerungen sozialer Distanz. Nicht selten 
bündeln sich entsprechende Distanzen. Sie kön-
nen dann bis hin zu gruppenbezo genen Vorurtei-
len gegenüber verschiedenen Minderheiten oder 
gar gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
führen.

Für ein gelingendes Zusammenleben von Men-
schen mit und ohne Migrationsgeschichte wie 

auch den Erhalt einer demokratischen politi-
schen Kultur ist kulturelle und religiöse Toleranz 
eine entscheidende Voraussetzung. Deswegen 
schadet es dem sozialen Miteinander und der de-
mokratischen Kultur auf Dauer, wenn eine signi-
fikante Gruppe innerhalb der Bevölkerung eine 
andere, kleinere Gruppe als Bedrohung ansieht. 
 

Die empirischen Ergebnisse des Religionsmoni-
tors 2017 bestätigen das eindrücklich. So geht 
eine geringere politische Unterstützung des de-
mokratischen Systems oft mit einer Ablehnung 
und sozialen Distanz gegenüber Angehörigen 
anderer weltanschaulicher Gruppen – speziell 
Muslimen und Juden – einher. Gerade am Plura-
lismus scheiden sich also heute offenbar die Hal-
tungen zum demokratischen politischen System. 
Dabei ist es zweitrangig, ob diese Haltungen  
eine Reaktion auf reale Erfahrungen, parasoziale 
Kontakte oder aber nur oberflächliche Wahrneh-
mungen und symbolische Bedrohungsängste 
sind. Bedeutsam ist, dass in den Haltungen zu 
anderen weltanschaulichen Gruppen auch die 
Haltung der Bürger zu ihrer Demokratie zum 
Ausdruck kommt. Weil aber antipluralistische 
Haltungen eine demokratische politische Kultur 
untergraben, muss der Abbau der Bedrohungs-
wahrnehmung ein vorrangiges politisches Ziel 
sein und trägt damit auch dazu bei, die Gesell-
schaft gegen populistische und extremistische 
Anfeindungen zu wappnen.

Nicht einfacher wird diese Aufgabe dadurch, dass 
die Wahrnehmung des Islams als Bedrohung in 
der Bevölkerung relativ stabil verwurzelt ist, wie 
ein Vergleich der Ergebnisse des Religionsmoni-
tore von 2013 und 2017 zeigt. Weder politische 
Beschwichtigungen noch Krisendiskurse, weder 
mediale Aufklärung noch die Flüchtlingszuwan-
derung oder Terrorwarnungen haben in den letz-
ten Jahren viel daran geändert. 

        „Es schadet dem demokratischen  
                   Miteinander auf Dauer,  

                         wenn eine signifikante Gruppe  

                  innerhalb der Bevölkerung  

                             eine andere, kleinere Gruppe  

              als Bedrohung ansieht.“
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Das heißt aber ebenso, dass die Wahrnehmung 
einer Bedrohung durch den Islam in Deutschland 
– und in anderen europäischen Ländern – auch 
nicht größer wird. Es scheint eher so, als würden 
die jeweiligen Gruppen, fühlen sie sich bedroht 
oder nicht bedroht, ihre Meinungen durch (auch 
selektiv ausgewählte) Erfahrungen und Betrach-
tungen verfestigen. Wichtig festzuhalten ist 
auch: Die Konstanz in der Wahrnehmung einer 
Bedrohung durch den Islam führt keineswegs  
direkt zu einer radikalen Ablehnung von Musli-
men. Nicht einmal die Hälfte derer, die sich 
durch den Islam bedroht fühlen, zieht daraus den 
Schluss, radikale Maßnahmen bei der Zuwande-
rung und konsequente Abgrenzung zu fordern – 
oder verfällt in eine pauschale Islamfeindlichkeit. 
Folglich findet eine rigide Ablehnung von Musli-
men und Zuwanderung in Deutschland nur bei 
einer Minderheit Zustimmung. Gleichzeitig äu-
ßert sich diese Minderheit aber lautstark, wird 
intensiv medial in ihrem Auftreten begleitet und 
formuliert ihre politischen Ziele forciert. Sie 
scheint zudem, über die gemeinsame Bedro-
hungswahrnehmung und geteilte ablehnende 
Haltung, eine recht hohe innere Stabilität und 
Konstanz aufzuweisen. Dabei muss die Ableh-
nung von Muslimen nicht immer der kausale 
Grund sein; das Gefühl genereller Unsicherheit, 
Verdrossenheit gegenüber Politikern und etab-
lierten Parteien oder auch einfach eine wahrge-
nommene Gefährdung des eigenen Arbeitsplat-
zes und der eigenen Existenz können die 
Ablehnung hervorbringen. Offenbar trägt das 
Aufrechthalten und Schüren antimuslimischer 
Ressentiments aber in besonderer Weise zur  
Mobilisierung und Aktivierung (demokratie-)
kritischer Gruppen bei.

Die Gemengelage der Gründe und auch die in  
unserer Studie belegten Abstufungen in der Ab-
lehnung der Muslime gilt es im Blick zu haben, 
wenn nach Wegen gesucht wird, das Vertrauen 
der Menschen in die kulturell und religiös plurale 
Gesellschaft zu stärken. Dazu können sicher-
heitspolitische Maßnahmen ebenso beitragen wie 
durchdachte Integrationskonzepte, die deutlich 
machen, dass Integration eben keine Einbahn-
straße ist, sondern Zuwanderer wie Aufnahme-
gesellschaft gleichermaßen fordert. Dafür sind 
mediale Aufklärung und eine politische Bildung 
an den Schulen nötig, die die Bedeutung von  

Toleranz und die Tragfähigkeit der Demokratie 
für die Gestaltung eines Miteinanders in Vielfalt 
ausmessen. Dafür ist auch eine höhere Sensibili-
tät für Diskriminierung und die Schaffung gleicher 
Zugangs- und Aufstiegschancen für Menschen 
mit und ohne Migrationsgeschichte nötig. Unter-
schiedliche gesellschaftliche Akteure, Politik 
ebenso wie Zivilgesellschaft sind hier gefragt. 

Eine besondere Bedeutung, um Bedrohungs-
wahrnehmungen und sozialen Distanzen ent-
gegenzuwirken, kommen der Förderung von 
Wissen über andere Religionen und vermehrten 
sozialen Kontakten zwischen den Anhängern  
unterschiedlicher Weltanschauungen zu. Dass  
die Häufigkeit von Sozialkontakten und Bedro-
hungswahrnehmung in einem negativen Korre-
lationsverhältnis zueinander stehen, machen die 
Ergebnisse des Religionsmonitors deutlich – ist 
doch die Bedrohungswahrnehmung vor allem in 
Ostdeutschland hoch, wo die wenigsten Muslime 
leben und es über die Generationen auch die  
wenigsten Erfahrungen mit Einwanderung aus 
muslimischen Ländern gibt. Auch andere Studi-
en, etwa zum Engagement in der Flüchtlings-
hilfe, zeigen, dass dort, wo Menschen sich be-
gegnen, Bedrohungswahrnehmungen seltener 
aufkommen und das gegenseitige Verständnis 
wächst (Nagel/El-Menouar 2017). 

Nicht prüfen konnten wir in dieser Untersuchung 
leider den Effekt, den parasoziale Kontakte, also 
negative Erfahrungen aus dem Medienkonsum, 
auf das Bild von Angehörigen anderer weltan-
schaulicher Gruppen hinterlassen. Gerade im 
Falle des Islams dürften hier wesentliche Effekte 
für die Wahrnehmung einer Bedrohung liegen 
(Pickel/Yendell 2016). Entsprechend stellt sich 
auch die Frage, welchen Beitrag die Medien zu 
einem Abbau von Bedrohungswahrnehmungen 
leisten können, indem sie ihre eigenen thema-
tischen Selektionsprozesse und damit verbun-
dene blinde Flecken kritisch reflektieren. 
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Assimilationswunsch
Beta-

Wert

Offenheit gegenüber allen  

Religionen

Beta-

Wert
Keine Muslime als Nachbarn

Beta-

Wert

Fühle mich durch Islam 

bedroht (Bedrohungsgefühl)

+.31 Fühle mich durch Islam be-

droht (Bedrohungsgefühl)

+.13 Fühle mich durch Islam bedroht

(Bedrohungsgefühl)

+.22

Wir sollten jemanden haben, 

der Deutschland mit starker 

Hand regiert (Autoritaris-

musoffenheit)

+.17 Einstufung eher rechts auf 

der Links-Rechts-Skala poli-

tischer Orientierung

+.12 Man sollte gegenüber allen  

Religionen offen sein (religiöse 

Offenheit)

-.17

Alter +.16 In Politiker habe ich generell 

kein Vertrauen (Politiker-

verdrossenheit)

+.10 Demokratie im Land funk-

tioniert alles in allem gut   

(politische Unterstützung)

-.10

Demokratie ist eine gute  

Regierungsform (Legitimität 

Demokratie)

-.10 Demokratie im Land funk-

tioniert alles in allem gut  

(politische Unterstützung)

-.09 Alter +.11

In Politiker habe ich generell 

kein Vertrauen (Politiker-

verdrossenheit)

+.10 Wir sollten jemanden haben, 

der Deutschland mit starker 

Hand regiert (Autoritaris-

musoffenheit)

+.08 Engagement in Flüchtlingshilfe -.06

Einstufung eher rechts auf 

der Links-Rechts-Skala poli-

tischer Orientierung

+.07 Kontakte zu Menschen  

anderer Religion

-.08 Einstufung eher rechts auf der 

Links-Rechts-Skala politischer 

Orientierung

+.06

Man sollte gegenüber allen 

Religionen offen sein  

(religiöse Offenheit)

-.05 Demokratie ist eine gute  

Regierungsform (Legitimität 

Demokratie)

-.08 Demokratie ist eine gute Regie-

rungsform (Legitimität Demo-

kratie)

-.07

Einschätzung der Wirtschafts-

lage (positiv)

-.06

Integrationswunsch: kulturelle  

Assimilation von Zuwanderern

+.06

Gesamtmodellgüte

R2 = .26

Gesamtmodellgüte

R2 = .15

Gesamtmodellgüte

R2 = .23

ABBILDUNG A1: Regressionsanalysen zur Erklärung von Faktoren der Islamablehnung und Bedrohungswahrnehmung 

in Deutschland

Quelle: Eigene Berechnungen Bertelsmann Religionsmonitor 2017; Analysen sind lineare Regressionen; schrittweiser Modus; 
ausgewiesen nur signifikante Variablen und standardisierte Beta-Werte der Regression.
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Für eine sachgerechte Deutung der vorgestellten 
Ergebnisse, die den empirischen Erfordernissen 
von Umfragen in politisch sensiblen Bereichen 
gerecht wird, ist eine methodische Einordnung 
wichtig. Umfragen finden nie im luftleeren 
Raum statt, aktuelle Ereignisse können Einfluss 
auf die erzielten Ergebnisse nehmen. Bei dem 
behandelten Thema sind es vor allem öffentli-
che Auseinandersetzungen oder Anschläge, die 
direkt oder indirekt mit „dem Islam“ in Verbin-
dung gebracht werden (Cinnirella 2012). Aber 
auch Missbrauchsdebatten, wie sie etwa die ka-
tholische Kirche betreffen, zeitigen möglicher-
weise Wirkungen. Sie können Einstellungen in 
sehr kurzen Zeiträumen verändern oder den 
Anschein erwecken, die präsentierten Ergebnis-
se wären nicht stimmig. Hier helfen nur länger-
fristige Vergleiche mit verschiedenen Indikato-
ren weiter, die Auskunft über grundsätzlichere 
Haltungen geben.

Ein zweiter Aspekt liegt in der Gestaltung der 
Stichprobe und der Fragen. So können bereits 
kleine Formulierungsänderungen in sensiblen 
Fragen erkennbare prozentuale Unterschiede mit 
sich bringen. Dies ist gerade im vorliegenden 
Forschungsbereich, in dem sich die längerfristig 
anzuwendenden – und für den Wissenschaftler 
verlässlich vergleichbaren – Standardinstru-
mente erst etablieren müssen, gelegentlich der 
Fall. Wenn unterschiedliche Ergebnisse zum 

selben Thema in der Öffentlichkeit kursieren, 
sorgt das oft für Irritationen und möglicherweise 
Skepsis hinsichtlich der Ergebnisse. Hier lohnt 
es sich, in der Interpretation nahe an der ge-
stellten Frage zu bleiben und diese in ihrer Be-
deutung zu reflektieren. Letztlich bedarf eine 
halbwegs gesicherte Auskunft über die Realität 
eines breiteren Bildes, das durch mehrere Indi-
katoren gezeichnet wird und die Einbeziehung 
anderer Befragungen einschließt. 

Die Grundvoraussetzung dafür sind repräsenta-
tive Befragungen. Doch selbst wenn man die er-
wünschte Repräsentativität erreicht, bestehen 
noch Verzerrungsmöglichkeiten. Besonders hin-
zuweisen ist in diesem Zusammenhang auf die 
Gefahren des sogenannten Priming. In unserem 
Fall ist damit gemeint, dass Befragte dadurch, 
dass sie einen Fragebogen zur religiösen Plura-
lisierung und zum Islam erhalten, das Gefühl 
haben, in eine gewisse Richtung antworten zu 
müssen (soziale Erwünschtheit). Auch kann 
durch die Zusage der Probanden, an der Befra-
gung teilzunehmen, bereits ein gewisser Selek-
tionseffekt entstehen, der nicht berechenbar ist. 
Als Kontrollen können nur wieder die innere 
Konsistenz (interne Validierung) und die Kon-
frontation mit Ergebnissen zu vergleichbaren 
Fragen anderer Studien (externe Validierung) 
gelten. Diese Prüfungen haben wir in der vorlie-
genden Studie vorgenommen und so transpa-

Methodische Anmerkungen



109

Methodische Anmerkungen

rent wie möglich in die Darstellung einbezogen. 
Dennoch ist nicht ganz ausgeschlossen, dass die 
Auswahl der Befragten allen Repräsentativitäts-
prüfungen zum Trotz leichte Verzerrungen in 
die eine oder andere Richtung aufweist. Das gilt 
speziell für Stichproben, bei denen Angaben 
hinsichtlich ihrer statistischen Verteilung in der 
Bevölkerung nicht vollständig sicher sind. Dies 
trifft vor allem auf die Stichproben von Musli-
men in den Untersuchungsländern zu. Verschie-
dene externe Kontrollen der vorliegenden Daten 
stützen allerdings ihre Validität. Entsprechend 
kann von einer belastbaren Aussagekraft in Be-
zug auf die deutschen, österreichischen, briti-
schen, französischen und schweizerischen Mus-
lime ausgegangen werden. Dies bestätigt auch 
der Vergleich verschiedener Ergebnisse mit dem 
Integrationsbarometer des Sachverständigen-
rates für Migration (SVR 2016, 2018).  
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